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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

Sie halten die aktualisierte Neuauflage Ihres Kollektivvertrages in Händen. Darin sind wichtige An-
sprüche aus Ihrem Arbeitsverhältnis geregelt. Darunter auch solche, auf die es keinen gesetzlichen
Anspruch gibt, wie zum Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Ein Kollektivvertrag

• schafft gleiche Mindeststandards bei der Entlohnung und den Arbeitsbedingungen für alle Arbeit-
nehmerInnen einer Branche,

• verhindert, dass die ArbeitnehmerInnen zu deren Nachteil gegeneinander ausgespielt werden kön-
nen,

• schafft ein größeres Machtgleichgewicht zwischen ArbeitnehmerInnen und Arbeitgebern und

• sorgt für gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen den Unternehmen einer Branche.

Die GPA-djp verhandelt jedes Jahr über 170 Kollektivverträge mit den zuständigen Arbeitgeberver-
bänden. Damit ein neuer Kollektivvertrag abgeschlossen oder ein bestehender verbessert werden
kann, muss es inhaltlich zu einer Einigung kommen. Oft gelingt das erst nach mehreren Verhand-
lungsrunden, manchmal müssen wir als Gewerkschaft Druck bis hin zum Streik erzeugen. Als Ge-
werkschaftsmitglied tragen Sie entscheidend zu jener Stärke bei, mit der wir Forderungen im Inte-
resse der ArbeitnehmerInnen durchsetzen können. Deshalb möchten wir uns bei dieser Gelegenheit
herzlich für Ihre Mitgliedschaft bedanken.

Sollten Sie zu Ihrem Kollektivvertrag oder Ihrem Arbeitsverhältnis Fragen haben, stehen wir Ihnen
gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Barbara Teiber, MA Karl Dürtscher
gf. Vorsitzende Bundesgeschäftsführer

GPA-djp Servicecenter:

Hotline: 05 0301-301,
service@gpa-djp.at, www.gpa-djp.at, facebook/gpa-djp

mailto:service@gpa-djp.at
http://www.gpa-djp.at
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KOLLEKTIVVERTRAG

des Österreichischen Roten Kreuzes

§ 1 Vertragschließende Parteien

Der Kollektivvertrag wird vereinbart zwischen dem

Österreichischen Roten Kreuz,
1041 Wien, Wiedner Hauptstraße 32,

einerseits

und dem

Österreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft der Privatangestellten,

Druck, Journalismus, Papier,
Alfred-Dallinger-Platz 1, 1030 Wien und

Gewerkschaft VIDA,
Johann-Böhm-Platz 1, 1020 Wien,

andererseits.

§ 2 Geltungsbereich

Dieser Kollektivvertrag gilt

1. Fachlich:
für alle Betriebe in den Bereichen Rettungs- und Sani-
tätsdienst (inkl Krankentransportdienst), Blutspende-
dienst, Katastrophenhilfe sowie Gesundheits- und
Soziale Dienste, deren Eigentümer oder Mehrheits-
gesellschafter die ordentlichen Mitglieder des Öster-
reichischen Roten Kreuzes oder deren rechtlich selb-
ständige Untergliederungen sind, sowie sonstige
natürliche oder juristische Personen mit einer „Mit-

gliedschaft Arbeitgeber“ gemäß § 4 Abs 2 der Satzung
des Österreichischen Roten Kreuzes, ausgenommen
das St. Anna Kinderspital;

2. Persönlich:
für alle Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer der im
fachlichen Geltungsbereich angeführten Betriebe;

3. Örtlich:
für das gesamte Bundesgebiet Österreichs.

§ 3 Geschlechtsneutrale Personenbezeichnungen

Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen werden
in diesem Kollektivvertrag jeweils die weibliche und
die männliche Form verwendet.

§ 4 Allgemeine Aufnahmebestimmungen

Als Voraussetzungen für die Beschäftigung gelten:

1. ein Lebensalter von mindestens 18 Jahren, ausge-
nommen Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in
Lehr- und Ausbildungsverhältnissen und Prakti-
kantinnen bzw Praktikanten,

2. die erforderliche körperliche und geistige Eignung,

3. die zur Erfüllung der Berufspflichten erforderliche
Vertrauenswürdigkeit und

4. die erfolgreiche Absolvierung der für die Verwen-
dung notwendigen Ausbildung.
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§ 5 Dienstzettel

Alle Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer erhalten
unverzüglich nach Arbeitsbeginn bzw bei jeder inhalt-
lichen oder bezugsrechtlichen Änderung des Arbeits-

verhältnisses einen Dienstzettel gemäß § 2 Arbeits-
vertragsrechtsanpassungsgesetz (AVRAG) inhaltlich
entsprechend dem Muster in Beilage 2.

§ 6 Verschwiegenheitspflicht

Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, das Dienstgeheimnis zu wahren. Dies gilt
für alle Angelegenheiten, die mit der Ausübung des
Dienstes in Zusammenhang stehen, und zwar einer-
seits für alle die Patientinnen bzw Patienten oder sons-
tigen versorgten und betreuten Personen betreffen-
den, andererseits alle organisationsbezogenen Infor-

mationen und Daten, die der Arbeitnehmerin bzw
dem Arbeitnehmer im Rahmen des Dienstverhältnis-
ses bekannt werden. Diese Pflicht gilt auch über die
Beendigung des Dienstverhältnisses hinaus und kann
nur mit Zustimmung der Arbeitgeberin bzw des Ar-
beitgebers oder durch gerichtliche Anordnung aufge-
hoben werden.

§ 7 Sorgfaltspflicht

(1) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, sich mit den Vorschriften der Arbeitgeberin
bzw des Arbeitgebers vertraut zu machen und diese
zu wahren. In Ausübung des Dienstes hat die Arbeit-
nehmerin bzw der Arbeitnehmer, soweit vorgesehen,
die vorgeschriebene Dienstkleidung zu tragen. Die Ar-
beitnehmerin bzw der Arbeitnehmer hat die ihm an-
vertrauten Kraftfahrzeuge, Geräte und sonstigen Ge-
genstände mit Sorgfalt zu behandeln und zu pflegen.

(2)Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer hat das
Ansehen und die Interessen der Arbeitgeberin bzw
des Arbeitgebers durch untadeliges Benehmen zu
wahren. Die Wahrung der Menschenwürde sowie der
Interessen aller betreuten Personen ist als oberster
Grundsatz in allen dienstlichen Belangen zu beachten.

§ 8 Alkohol- und Drogenmissbrauch

(1) In Ausübung des Dienstes ist der Genuss von al-
koholischen oder sonstigen die Arbeitsfähigkeit beein-
trächtigenden Substanzen strengstens untersagt. Die
Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer hat auch da-
rauf zu achten, dass sie ihren bzw er seinen Dienst
stets in arbeitsfähigem Zustand antritt.

(2) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, sich im Falle des Verdachtes einer Alkoholi-

sierung oder eines Drogenmissbrauches über Auffor-
derung der Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers einem
Alko-Test bzw einer Untersuchung auf Drogen zu un-
terziehen, wobei die Arbeitgeberin bzw der Arbeitge-
ber die Kosten des geforderten Tests trägt. Das Recht
der Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers, im Falle posi-
tiven Testergebnisses den Ersatz der Kosten von der
Arbeitnehmerin bzw dem Arbeitnehmer zu begehren,
wird dadurch nicht beeinträchtigt.

§ 9 Aus-, Fort- und Weiterbildung

(1) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, an den von der Arbeitgeberin bzw vom Ar-

beitgeber angeordneten Kursen, Seminaren, Lehr-
gängen und Vorträgen teilzunehmen, soweit nicht be-
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rücksichtigungswürdige Interessen der Arbeitnehme-
rin bzw des Arbeitnehmers der Teilnahme entgegen-
stehen. Sie bzw er hat den Nachweis dermit Erfolg ab-
gelegten Prüfungen, die nach Anordnung der Arbeit-
geberin bzw des Arbeitgebers für den Dienst erforder-
lich sind, zu erbringen.

(2) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber wird zur
ständigen Aus-, Fort- undWeiterbildung seiner Arbeit-
nehmerinnen bzw Arbeitnehmer im notwendigen Aus-
maß beitragen, sodass diesen stets alle erforderlichen
Kenntnisse zur Ausübung des Dienstes verfügbar
sind.

(3) Soweit Schulungs- und Fortbildungsveranstaltun-
gen von der Arbeitgeberin bzw vom Arbeitgeber ange-
ordnet und / oder gesetzlich vorgeschrieben werden,
sind diese als Arbeitszeit zu bezahlen und haben nach

Möglichkeit während der Normalarbeitszeit stattzufin-
den.

(4) Eine Bildungskarenz oder -freistellung kann nach
den jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen
gewährt werden.

(5) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber ist ver-
pflichtet, alle notwendigen Kosten zu tragen, die im
Zusammenhang mit von ihr / ihm angeordneten Maß-
nahmen gemäß Absatz 1 stehen.

(6) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber hat die be-
absichtigte Heranziehung von Arbeitnehmerinnen
bzw Arbeitnehmern zu Schulungsmaßnahmen dem
Betriebsrat ehestmöglichmitzuteilen und über Verlan-
gen des Betriebsrates mit diesem zu beraten. Wäh-
rend dieser Beratungen ist eine ihrem Zweck ange-
messene Vertraulichkeit zu wahren.

§ 10 Urlaubsanspruch

(1)Der Urlaub richtet sich nach den jeweils geltenden
gesetzlichen Bestimmungen.

(2) Begünstigte Behinderte im Sinne des § 2 Behin-
derteneinstellungsgesetzes haben in jedem Urlaubs-
jahr Anspruch auf einen Sonderurlaub im Ausmaß
von 2 Werktagen. Dieser Anspruch erhöht sich bei ei-
ner Behinderung von 70% auf 3, ab 80% auf 6 Werk-
tage. Bei einem in diesem Urlaubsjahr angetretenen
Kuraufenthalt, der im unmittelbaren Zusammenhang
mit der Behinderung steht, entfällt dieser Sonderur-
laub.

(3) Allen Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmern ge-
bührt für jedes Arbeitsjahr ein bezahlter Urlaub von
30 Werktagen/25 Arbeitstagen. Ab 1. 1. 2019 erhöht
sich das Urlaubsausmaß nach 10-jähriger Betriebszu-
gehörigkeit auf 32Werktage/27 Arbeitstage, nach 15-

jährigerBetriebszugehörigkeit auf34Werktage/29Ar-
beitstage und nach 20-jähriger Betriebszugehörigkeit
auf 36 Werktage/30 Arbeitstage. Diese Regelung gilt
als Vorgriff auf die Erhöhung des Urlaubs nach
25 Dienstjahren gemäß § 2 Urlaubsgesetz idgF. Be-
reits bestehende günstigere Regelungen bleiben be-
stehen und werden auf diese Regelung angerech-
net.*)

*) Dies sind insbesondere

– die Regelungen der Betriebsvereinbarung vom 20.04.2006 für
Bereiche ALÜ, DBO, GSD/HKP (ersetzt Regelungen der Grund-
satzerklärung vom 01.01.2001 und der Betriebsvereinbarung
vom 04.05.1992) des Österreichischen Roten Kreuzes, Landes-
verband Steiermark,

– § 18 der Dienst- und Besoldungsordnung vom 01.01.1981 (Än-
derung 01.07.2019) des Österreichischen Roten Kreuzes, Lan-
desverband Burgenland,

– Punkt 8.3.2.4. des Anhanges für das Bundesland Wien,
– § 10 der Betriebsvereinbarung (BV) vom 19.01.1998 des Öster-

reichischen Roten Kreuzes, Landesverband Salzburg.

§ 11 Versetzungen und Verwendungsänderungen

Bei einer mehr als durchgehend drei Wochen dauern-
den Verwendung in einer höheren Tätigkeit ist für die
Dauer der Verwendungsänderung die Differenz der

Entgelte der beiden Verwendungsgruppen als Zulage
zu bezahlen. Im Übrigen gelten die einschlägigen ge-
setzlichen Bestimmungen.
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§ 12 Arbeits- und Sicherheitskleidung

(1) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber hat die zur
Erfüllung der Dienstpflichten notwendige Arbeits- und
Sicherheitsbekleidung entsprechend den gesetzlichen
Vorschriften und allfälligen anwendbaren internen
Vorschriften oder Richtlinien der Arbeitgeberin bzw
des Arbeitgebers zur Verfügung zu stellen.

(2) Die Arbeitnehmerinnen und die Arbeitnehmer
sind verpflichtet, diese Kleidung sorgsam zu verwen-
den, für die Reinigung auf Kosten der Arbeitgeberin

bzw des Arbeitgebers Sorge zu tragen und die Klei-
dung entsprechend zu tragen.

(3) Über die Anzahl der den Arbeitnehmerinnen und
den Arbeitnehmern zur Verfügung zu stellenden Be-
kleidungsstücke und die Tragedauer sowie die Art
der Reinigung sind auf Betriebsvereinbarungsebene
entsprechend bedarfsorientierte Regelungen zu tref-
fen.

§ 13 Kündigungsfristen

(1) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber kann das
Dienstverhältnis durch vorherige Kündigung zum 15.
oder zum Letzten eines Kalendermonats lösen. Die
Kündigungsfrist beträgt in den ersten beiden Dienst-
jahren der Arbeitnehmerin bzw des Arbeitnehmers
6 Wochen und erhöht sich
nach Vollendung des 2. Dienstjahres auf 2 Monate,
nach Vollendung des 5. Dienstjahres auf 3 Monate,
nach Vollendung des 15. Dienstjahres auf 4 Monate,
und nach Vollendung des 25. Dienstjahres auf 5 Mona-
te.

(2) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer kann
das Dienstverhältnis unter Einhaltung einer einmona-
tigen Kündigungsfrist zum 15. oder zum Letzten eines
Kalendermonats lösen. Es kann vereinbart werden,
dass bei Führungs- bzw Schlüsselkräften diese Kündi-
gungsfrist bis zu einem halben Jahr ausgedehnt wer-
den kann, doch darf die von der Arbeitgeberin bzw
dem Arbeitgeber einzuhaltende Frist nicht kürzer sein
als die mit der Arbeitnehmerin bzw dem Arbeitnehmer
vereinbarte Kündigungsfrist.

§ 14 Allgemeine Bestimmungen

Für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gelten
das Arbeitsruhegesetz (ARG) und das Arbeitszeitge-
setz (AZG), ausgenommen jene Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, die unter das Krankenanstalten-
Arbeitszeitgesetz (KA-AZG) oder eventuelle sonstige

Sonderregelungen fallen, in der jeweils geltenden
Fassung. Die Nichtgeltung einzelner arbeitszeitrechtli-
cher Bestimmungen in außergewöhnlichen Fällen ex
lege bleibt davon unberührt.

§ 15 Wöchentliche bzw tägliche Arbeitszeit

(1) Die wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt
grundsätzlich 40 Stunden, die tägliche Normalarbeits-
zeit grundsätzlich 8 Stunden.

(2) Abweichend von der Regelung des AZG sind in
dieser Normalarbeitszeit von der Arbeitgeberin bzw
dem Arbeitgeber bezahlte Pausen von je 30 Minuten
pro Arbeitstag enthalten, ausgenommen jene Berei-
che, für welche in den Anhängen andere Regelungen
vorgesehen sind.

(3) Bei einer täglichen Arbeitszeit, die 6 Stunden nicht
überschreitet, wird diese Pause aliquot bemessen.

(4)Arbeitgeberinnen bzw Arbeitgeber welche bis spä-
testens 31. 12. 2020 für alle von ihnen beschäftigten
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer bezahlte Pau-
sen entsprechend Abs 2 und Abs 3 einführen, können
ab diesem Zeitpunkt mittels Betriebsvereinbarung in
Abänderung zu § 20 Abs 2 einen 26-wöchigen (bzw
6-monatigen) Durchrechnungszeitraum vereinbaren.
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Davon abgesehen gelten auch für solche Betriebsver-
einbarungen die Rahmenbedingungen des § 20 Abs 2.
Arbeitgeberinnen bzw Arbeitgeber, die die Pausenre-
gelung des Abs 2 bereits in der Vergangenheit einge-
führt haben, können eine derartige Betriebsvereinba-
rung bereits ab 1. 7. 2017 abschließen. Für Teilzeitbe-
schäftigte gilt § 20 Abs 2 mit der Maßgabe, dass die
wöchentliche Normalarbeitszeit für die Zwecke der
26-wöchigen (bzw 6-monatigen) Durchrechnung um
höchstens 20% der im Arbeitsvertrag vereinbarten
wöchentlichen Arbeitszeit ausgedehnt werden kann.
Stunden, die über diese 20% hinausgehen, sind im
Folgemonat mit dem entsprechenden Zuschlag aus-
zubezahlen.

(5)Zusätzlich können diese Arbeitgeberinnen bzw Ar-
beitgeber mittels Betriebsvereinbarung für die Berei-
cheWohnungslosen- und Flüchtlingsbetreuung für Ar-
beitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, welche in der
Nacht zwischen 22 und 6 Uhr in einem eigenen Dienst-
zimmer und mit arbeitsmedizinischem Gutachten ei-
nen schlafenden Nachtdienst erbringen, eine geringer
zu entlohnende Nachtarbeitsbereitschaft von 50%
pro Stunde vereinbaren, wobei bei Arbeitsanfall in
der Nacht diese Zeit unterbrochen wird und jede ange-
fangene halbe Stunde voll zu entlohnen ist.

(6) Die Absätze 4 und 5 kommen frühestens ab
1. 7. 2017 zur Anwendung.

§ 16 Ruhezeit

(1) Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben
grundsätzlich Anspruch auf eine ununterbrochene,
11 Stunden tägliche und 36 Stunden wöchentliche,
zusammenhängende Ruhezeit.

(2) Aufgrund der Ermächtigung des § 12 Abs 2 AZG
wird die ununterbrochene Ruhezeit unter den dort an-
geführten Bedingungen in Einzelfällen auf mindestens
neun Stunden verkürzt.

Eine entsprechende Verkürzung der Ruhezeit ist in
den Bereichen

- Rettungs- und Sanitätsdienst (inkl Krankentran-
sportdienst) einschließlich Katastrophenhilfsdienst,

- Blutspendedienst

- Gesundheits- und Soziale Dienste

möglich.

Voraussetzung ist das Vorliegen einer Situation, die
eine Verkürzung der Ruhezeit notwendig macht, ins-
besondere unvorhergesehene Ereignisse (zB zeitkriti-
sche Notfälle).
Zur Sicherstellung der Erholung der Arbeitnehmerin-
nen bzw der Arbeitnehmer sind mit Betriebsvereinba-
rung weitere Maßnahmen zu treffen, falls die Ruhezeit
weniger als 10 Stunden beträgt.
Diese Maßnahmen werden unter Beiziehung des ar-
beitsmedizinischen Dienstes festgelegt.

(3) Bei einer Ruhezeitverkürzung unter 10 Stunden
wird der Arbeitnehmerin bzw dem Arbeitnehmer zum
Ausgleich ein Zeitguthaben im Ausmaß des 1,5-fa-
chen der Ruhezeitverkürzung gewährt. Dieses Zeit-
guthaben wird innerhalb von 13Wochen (bzw 3Mona-
ten) nach den Wünschen der Arbeitnehmerin bzw des
Arbeitnehmers verbraucht.

§ 17 Ruhezeit auf Reisen

(1) Ruhezeit bei Reisen mit Erholungsmöglich-
keiten:
Aufgrund der Ermächtigung des § 20b Abs 3 AZG wird
festgelegt, dass ausreichende Erholungsmöglichkei-
ten, welche eine Verkürzung der täglichen Ruhezeit
erlauben, bestehen, sofern ein Aufenthalt in einer an-
gemessenen Unterkunft, während der Reisezeit ge-
währleistet ist.

(2) Ruhezeit bei Reisen ohne Erholungsmög-
lichkeiten:
Aufgrund der Ermächtigung des § 20b Abs 4 AZG wird
für den Fall, dass während der Reisezeit keine ausrei-
chenden Erholungsmöglichkeiten bestehen, unter den
dort und in § 20b Abs 5 AZG angeführten Bedingungen
(Verkürzung nur zweimal pro Kalenderwoche) die täg-
liche Ruhezeit auf neun Stunden verkürzt.
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§ 18 Dienstplanerstellung

Die Lage der Normalarbeitszeit und ihre Änderung ist
gemäß § 19c Abs 1 AZG zu vereinbaren. Abweichend
davon wird festgelegt, dass die Lage der Normalar-
beitszeit für die Bereiche Rettungs- und Sanitäts-
dienst (inkl Krankentransportdienst), Gesundheits-
und Soziale Dienste und Blutspendedienst, Aus-, Fort-
undWeiterbildung sowie für Betreuungseinrichtungen

der Flüchtlings- und Wohnungslosenhilfe jeweils zwei
Wochen im Vorhinein mittels Dienstplan bekannt ge-
geben wird. Für den vereinbarten Durchrechnungs-
zeitraum ist jeweils einen Monat im Voraus ein Rah-
mendienstplan zu erstellen, der die voraussichtliche
Diensteinteilung festlegt.

§ 19 Gleitende Arbeitszeit

Bei gleitender Arbeitszeit kannmittels Betriebsverein-
barung gemäß § 4b Abs 4 AZG die tägliche Normalar-

beitszeit auf 10 Stunden ausgedehnt werden (Beilage
1, Mustervereinbarung).

§ 20 Andere Verteilung der Normalarbeitszeit

(1) Einarbeitung von Fenstertagen:
Aufgrund der Ermächtigung des § 4 Abs 3 AZG wird
bestimmt, dass der Einarbeitungszeitraum gemäß
§ 4 Abs 2 AZG durch Betriebsvereinbarung über das
im § 4 Abs 3 1. Satz AZG bestimmte Maß von 13 Wo-
chen verlängert werden kann.

(2) Ermächtigungen der Betriebsvereinbarun-
gen:
Aufgrund der Ermächtigung des § 4 Abs 6 AZG wird
zugelassen, dass in Betriebsvereinbarungen Regelun-
gen über die Ausdehnung der Normalarbeitszeit nach
§ 4 Abs 6 und über die Übertragung von Zeitguthaben
nach § 4 Abs 7 AZG getroffen werden, wobei in einzel-
nen Wochen eines 13-wöchigen (bzw 3-monatigen)
Durchrechnungszeitraumes die Normalarbeitszeit
auf 45 Stunden und die tägliche Normalarbeitszeit
auf 10 Stunden ausgedehnt wird. Dies erfolgt unter
der Bedingung, dass der zur Erreichung der durch-
schnittlichen Normalarbeitszeit erforderliche Zeitaus-
gleich jedenfalls in mehrtägigen zusammenhängen-
den Zeiträumen verbraucht wird.
Der Durchrechnungszeitraum von 13 Wochen gilt
grundsätzlich für alle von diesem Kollektivvertrag er-
fassten Rechtsträgerinnen bzw Rechtsträger, sofern
nicht in einem der Anhänge zu diesemKollektivvertrag
etwas anderes festgelegt wird.
Für Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in Kinder-
betreuungseinrichtungen, in denen Kinder während
der Zeit der Pflichtschulferien nicht betreut werden,
kann die Betriebsvereinbarung zur Erlangung eines
längerenmehrwöchigen Freizeitblockes die Normalar-
beitszeit auf bis zu 45 Wochenstunden (für Vollzeitbe-

schäftigte) bei einem Durchrechnungszeitraum von
52 Wochen (beginnend mit dem Monat September)
ausdehnen, wenn sie innerhalb dieses Zeitraumes im
Durchschnitt 40 Stunden nicht überschreiten.

Die tägliche Normalarbeitszeit kann auf 9 Stunden
täglich ausgeweitet werden.
Bei teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmerinnen bzw Ar-
beitnehmern kann die wöchentliche Normalarbeitszeit
um max. 10% der wöchentlich im Arbeitsvertrag ver-
einbarten Arbeitszeit ausgedehnt werden.
Sollten weitere Schließungszeiten, wie Semesterfe-
rien, Osterferien, Pfingstferien, Weihnachtsferien
und schulautonome Tage zu berücksichtigen sein,
kann die Normalarbeitszeit bei teilzeitbeschäftigten
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmern auf maximal
15% der wöchentlich im Arbeitsvertrag vereinbarten
Arbeitszeit ausgedehnt werden.

(3) Tägliche Normalarbeitszeit bei 4-Tagewo-
che:
Aufgrund der Ermächtigung des § 4 Abs 8 AZG wird
zugelassen, dass die tägliche Normalarbeitszeit bei
regelmäßiger Verteilung der gesamten Wochenar-
beitszeit auf vier zusammenhängende Tage auf zehn
Stunden ausgedehnt wird.

(4) Überstunden bei 4-Tagewoche:
Gemäß § 7 Abs 6 AZG wird zugelassen, dass die Ar-
beitszeit bei Verteilung der Wochenarbeitszeit auf
4 Tage an diesen Tagen durch Überstunden bis auf
12 Stunden ausgedehnt werden kann.
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Die Betriebsvereinbarungen werden zu solchen Ar-
beitszeitverlängerungen ermächtigt.

(5) Normalarbeitszeit bei Arbeitsbereitschaft:
Aufgrund der Ermächtigung des § 5 Abs 1 Z 1 AZGwird
zugelassen, dass bei Arbeitsbereitschaft gemäß § 5
Abs 1 Z 2 AZG im Bereich des Rettungs- und Sanitäts-
dienstes (inkl Krankentransportdienst) einschl. Kata-
strophenhilfsdienst sowie in Notschlafstellen die wö-
chentliche Normalarbeitszeit auf 60 Stunden, die täg-
liche Normalarbeitszeit auf 12 Stunden ausgedehnt
wird.

Gemäß § 5 Abs 2 AZG wird die Betriebsvereinbarung
zu entsprechenden Regelungen ermächtigt. Über das
Vorliegen von Arbeitsbereitschaft entscheidet eine
Schiedsstelle, die aus zwei Arbeitgeberinnen- bzw Ar-
beitgebervertretern und zwei Arbeitnehmervertreter-
innen bzw Arbeitnehmervertretern besteht. Der Vor-
sitz wechselt. Diese Schiedsstelle entscheidet über
das Vorliegen von Arbeitsbereitschaft und deren Um-
fang. Die Schiedsstelle entscheidet einstimmig. Ein
Rechtsmittel gegen ihre Entscheidungen ist nicht zu-
lässig.

§ 21 Lenkzeitenregelung

(1) Gemäß § 13b Abs 2 und 3 AZG werden für KFZ-
Lenkerinnen bzw KFZ-Lenker unter den dort genann-
ten Bedingungen zusätzlich zu den nach § 7 Abs 1
AZG zulässigen Überstunden weitere Überstunden zu-
gelassen. Festgehalten wird, dass diese Sonderrege-
lung nur für solche Lenkerinnen bzw Lenker zulässig
ist, bei denen das Lenken eines KFZ im Vordergrund
der arbeitsvertraglichen Pflichten steht.

(2)Gemäß § 14a Abs 1 AZGwird zugelassen, dass die
tägliche Lenkzeit bis auf 9 Stunden, zweimal wöchent-
lich jedoch bis auf 10 Stunden ausgedehnt wird.

(3)Gemäß § 14a Abs 2 AZGwird unter den dort ange-
führten Bedingungen zugelassen, dass die wöchentli-
che Lenkzeit bis auf 56 Stunden verlängert wird.

(4) Gemäß § 15a Abs 3 AZG wird zugelassen, dass
unter den dort angeführten Bedingungen die tägliche
Ruhezeit für Lenkerinnen bzw Lenker der im § 15a
AZG angeführten Kraftfahrzeuge dreimal wöchentlich
auf mindestens neun zusammenhängende Stunden
verkürzt wird.

(5) Für KFZ-Lenkerinnen bzw KFZ-Lenker wird gemäß
§ 16 Abs 4 AZG eine Verlängerung der Einsatzzeit von
Lenkern bis auf 14 Stunden zugelassen. Dies gilt nicht
für Lenkerinnen bzw Lenker, für die aufgrund der ar-
beitsvertraglichen Pflichten nicht das Lenken eines
Kraftfahrzeuges im Vordergrund steht (§ 16 Abs 5
AZG).

§ 22 Zeitguthaben bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Aufgrund der Ermächtigung des § 19e Abs 2 AZG wird
festgelegt, dass für Guthaben an Normalarbeitszeit
bei Beendigung des Dienstverhältnisses ein Zuschlag

nicht gebührt, wenn die Arbeitnehmerin bzw der Ar-
beitnehmer vorzeitig unbegründet austritt oder das
Dienstverhältnis durch Entlassung endet.

§ 23 Rufbereitschaft

Aufgrund der Ermächtigung des 20a Abs 1 AZG er-
mächtigt der Kollektivvertrag die Betriebsvereinba-
rung festzulegen, dass Rufbereitschaft innerhalb ei-

nes Zeitraumes von drei Monaten an 30 Tagen verein-
bart werden kann.
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§ 24 Regelungen gemäß Arbeitsruhegesetz

Gemäß § 12a Arbeitsruhegesetz, BGBl Nr 144/1983
(kurz: ARG) werden folgende zur Verhinderung eines
wirtschaftlichen Nachteils sowie zur Sicherung der Be-
schäftigung notwendigen Ausnahmen von der Wo-
chenend- und Feiertagsruhe zugelassen: Arbeiten

aufgrund von Großschadensereignissen, Epidemien
oder sonstigen nicht planbaren Ereignissen, die Leben
und Gesundheit von Menschen gefährden, und Übun-
gen (maximal 2 pro Kalenderjahr) dazu, in dem zur
Bewältigung jeweils erforderlichen Zeitausmaß.

§ 25 Lohn- und Gehaltsordnungen

Die den Arbeitnehmerinnen bzw den Arbeitnehmern
gebührenden Löhne und Gehälter, einschließlich der
Zulagen und Zuschläge sowie sonstige entgeltrele-
vante Bestimmungen einschließlich solcher über die
Abgeltung von Dienstreisen sind in den Lohn- und Ge-
haltsordnungen der dem fachlichen Geltungsbereich

dieses KV unterliegenden Arbeitgeberinnen bzw Ar-
beitgeber enthalten. Deren Inhalte werden als landes-
spezifische Anhänge zu diesem Kollektivvertrag fest-
gehalten. Diese Anhänge sind als inhaltliche Bestand-
teile des Kollektivvertrages vereinbart.

§ 26 Verwendungsgruppen

(1) Der vorliegende Kollektivvertrag bestimmt, dass
die in den Lohn- und Gehaltsordnungen der Arbeitge-
berinnen bzw der Arbeitgeber enthaltenen Löhne, Ge-
hälter, Zulagen und Zuschläge sowie sonstigen ent-
geltrelevanten Bestimmungen, soweit sie in den lan-
desspezifischen Anhängen zu diesem Kollektivvertrag
festgehalten werden, als Bestandteile des Kollektiv-
vertrages Geltung haben. Da die in diesen Anhängen
als Grundlagen der Eingruppierungen der Arbeitneh-
merinnen bzw Arbeitnehmer beinhalteten Verwen-
dungsgruppen sohin weiter anzuwenden sind, werden
die im folgenden vereinbarten Bestimmungen über

Verwendungsgruppen erst in Kraft treten, wenn die
entsprechenden Regelungen der Anhänge ihre Wirk-
samkeit verloren haben werden.

(2) Die Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer wer-
den in die nachstehenden Verwendungsgruppen ent-
sprechend ihrer Verwendungsart (Planstelle) einge-
stuft. Bei Verwendung einer Arbeitnehmerin bzw eines
Arbeitnehmers in unterschiedlichen Bereichen ent-
scheidet die überwiegende Verwendungsart. Voraus-
setzung für die Einstufung ist die der Verwendungs-
gruppe entsprechende Ausbildung.

§ 27 Verwendungsgruppenschema

A. Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer des Rettungs- und Sanitätsdienstes
(inkl Krankentransportdienst) einschl. Katastrophenhilfsdienst (KAT):

Verwendungsgruppe A.1.:
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in Ausbildung.

Ausbildungsvoraussetzungen:
Erstehilfekurs, Sichere Einsatzfahrerin bzw Sicherer
Einsatzfahrer.

Verwendungsgruppe A.2.:
Rettungssanitäterinnen bzw Rettungssanitäter, die
auch als Sanitätseinsatzfahrerinnen bzw Sanitätsein-
satzfahrer Verwendung finden können

Ausbildungsvoraussetzungen:
wie A.1, sowie gesetzliche Rettungssanitäterausbil-
dung
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Verwendungsgruppe A.3.:

– Notfallsanitäterinnen bzw Notfallsanitäter

– Leitstellendisponentinnen bzw Leitstellendisponen-
ten von Bezirks- und Bereichsleitstellen

– Sachbearbeiterinnen bzw Sachbearbeiter im Ret-
tungs- und Sanitätsdienst (inkl Krankentransport-
dienst) sowie Katastrophenhilfsdienst mit entspre-
chender Zusatzausbildung (zB Beauftragte bzw Be-
auftragter gemäß Medizinproduktegesetz, Hygie-
nebeauftragte bzw Hygienebeauftragter, Praxisan-
leiterin bzw Praxisanleiter).

Ausbildungsvoraussetzungen:
wie A2 sowie jeweils erforderliche fachspezifische
Ausbildungen, zB Leitstellenkurs nach den Richtlinien
der Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers, Notfallsani-
täterinnenausbildung bzw Notfallsanitäterausbildung

Verwendungsgruppe A.4.:

– Leiterinnen bzw Leiter von Bereichsleitstellen

– Dienstführerinnen bzw Dienstführer

– Sachbearbeiterinnen bzw Sachbearbeiter mit hoher
Eigenverantwortung (Arbeitnehmerinnen bzw Ar-
beitnehmer, die selbständige und eigenverantwort-
liche Tätigkeiten, zu denen besondere Fachkennt-
nisse und praktische Fähigkeiten notwendig sind,
ausführen und weisungsberechtigt sind, zB bezirks-
übergreifende Sachbearbeiterinnen- bzw Sach-
bearbeitertätigkeiten).

Ausbildungsvoraussetzungen:
Leitstellenleiterinnen bzw Leitstellenleiter: Einschlä-
gige Führungskräfteausbildung nach den Richtlinien
der Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers oder gleich-
wertige Ausbildung.

B. Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer der Gesundheits-
und Sozialen Dienste

Verwendungsgruppe B.1/a.:
Hilfskräfte zB Reinigungsdienste im extramuralen Be-
reich, Essenszustelldienste

Ausbildungsvoraussetzungen:
Einschlägige interne.

Verwendungsgruppe B. 1/b.:
Heimhelferinnen bzw Heimhelfer mit einschlägiger in-
terner oder gesetzlicher Ausbildung,
Kindergartenassistentinnen bzw Kindergartenassis-
tenten
Alltagsbetreuerinnen bzw Alltagsbetreuer

Ausbildungsvoraussetzungen:
Einschlägige interne oder gesetzliche.

Verwendungsgruppe B.2/a.:
Pflegeassistentinnen bzw Pflegeassistenten und ver-
gleichbare, Mindestausbildungsdauer bis 1.600 Stun-
den

Ausbildungsvoraussetzungen:
Einschlägige gesetzliche.

Verwendungsgruppe B.2/b.:
Altenfachbetreuerinnen bzw Altenfachbetreuer, Fach-
sozialbetreuerinnen bzw Fachsozialbetreuer und ver-
gleichbare mit mehr als 1.600 Stunden Mindestausbil-
dungsdauer

Ausbildungsvoraussetzungen:
Einschlägige interne oder gesetzliche.

Verwendungsgruppe B.3.:
Gehobener Dienst für Gesundheits- und Krankenpfle-
ge:

– Diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegerinnen
bzw Diplomierte Gesundheits- und Krankenpfleger,
diplomierte Sozialbetreuerinnen bzw Sozialbe-
treuer
Kindergartenpädagoginnen bzw Kindergartenpäda-
gogen

Ausbildungsvoraussetzungen:
Gesetzliche.

Verwendungsgruppe B.4.:
Diplomierte Sozialarbeiterinnen bzw Sozialarbeiter,
Gehobener medizinisch-technischer Dienst, zB:

– Diplomierte Ergotherapeutinnen bzw Ergothera-
peuten,

– Diplomierte Physiotherapeutinnen bzw Physiothe-
rapeuten und ähnliche,

Leitendes Diplomiertes Gesundheits- und Kranken-
pflegepersonal (zB Stützpunktpflegerin bzw Stütz-
punktpfleger, Sprengelpflegerin bzw Sprengelpfle-
ger), das überwiegend mit Leitungsaufgaben betraut
ist.

Ausbildungsvoraussetzungen:
Gesetzliche.

Verwendungsgruppe B5:
Bezirkspflegedienstleiterinnen bzw Bezirkspflege-
dienstleiter (bei mindestens 3 nachgeordneten Stütz-
punkten u./od. mit mindestens 10 Mitarbeiterinnen
bzw Mitarbeitern in Vollzeitäquivalenten).

Verwendungsgruppe B6:
Landespflegedienstleiterinnen bzw Landespflege-
dienstleiter
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C. Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer im Blutspendedienst

Verwendungsgruppe C.1./a:
Hilfsdienste, Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in
Ausbildung.
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, die einfache
Tätigkeiten, für die keine spezifische Ausbildung er-
forderlich ist, ausführen.

Verwendungsgruppe C.1./b:
Rettungssanitäterinnen bzw Rettungssanitäter, aus-
gebildete Kraftfahrerinnen bzw Kraftfahrer, Arbeit-
nehmerinnen bzw Arbeitnehmer mit abgeschlossener
Ausbildung (Labor-, Ordinations- oder Desinfektions-
gehilfinnen bzw -gehilfen)
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, dieTätigkeiten
anhand spezieller bzw gesetzlicher Kursausbildung
selbständig, mit eingeschränktem Wirkungsbereich,
ausführen.

Verwendungsgruppe C.2.:
Diplomierte medizinisch-technische Fachkräfte
(MTF).
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer mit mehrjähri-
ger gesetzlicher Ausbildung, die verantwortliche Tä-
tigkeiten nach allgemeinen Richtlinien oder Weisun-
gen selbständig und eigenverantwortlich ausführen.

Verwendungsgruppe C.3.:
Diplomiertes Gesundheits- und Krankenpflegeperso-
nal.

Verwendungsgruppe C.4.:
Diplomierte medizinisch-technische Analytikerinnen
bzw Analytiker (MTA), leitendes Gesundheits- u. Kran-
kenpflegepersonal (Oberpflegerinnen bzw -pfleger).
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, die aufgrund
mehrjähriger gesetzlicher Ausbildung selbständig
und eigenverantwortlich Tätigkeiten, zu denen beson-
dere Fachkenntnisse und Erfahrungen erforderlich
sind, ausführen und weisungsberechtigt sind.

Verwendungsgruppe C.5.:
Leitende Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer im
gehobenen medizinisch-technischen Dienst (Leitende
MTA), Oberpflegerin bzw Oberpfleger bei besonders
großem Verantwortungsbereich.

Verwendungsgruppe C.6.:
Ärztinnen bzw Ärzte, Mikrobiologinnen bzw Mikrobio-
logen.
Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeiter mit akademischer
Ausbildung und leitenden oder ausbildungsspezifi-
schen Funktionen.

D. Allgemein - insbesondere Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer im Büro
und Verwaltungsdienst einschließlich Jugendorganisationen sowie Aus-, Fort-

und Weiterbildung.

Verwendungsgruppe D.1.:
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, die einfache
(Hilfs-)tätigkeiten, für die keine spezifische Ausbil-
dung erforderlich ist, ausführen.
(zB Bürohilfsdienst, Reinigungsarbeiten, Essensaus-
gabe, Küchenarbeiten, Lagerarbeiten, Stubenperso-
nal, Ferialpraktikantinnen bzw Ferialpraktikanten)

Verwendungsgruppe D.2.:
Telefonistinnen bzw Telefonisten, Rezeptionistinnen
bzw Rezeptionisten, Materialverwalterinnen bzw Ma-
terialverwalter
Ausbildung: einschlägige abgeschlossene Lehr- oder
Schulausbildung oder entsprechend gleichwertige
praktische Ausbildung

Verwendungsgruppe D.3.:
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in der Buchhal-
tung, Sicherheitsfachkraft, Sachbearbeiterinnen bzw
Sachbearbeiter, Servicetelefon
(Sachbearbeiterinnen bzw Sachbearbeiter: zB Schu-
lungsbeauftragte bzw Schulungsbeauftragter, Fuhr-
parkkoordinatorin bzw Fuhrparkkoordinator, gehobe-
ne Sekretariatsaufgaben, EDV-Administratorin bzw
EDV-Administrator, Ein- und Verkäuferin bzw Ein-
und Verkäufer, Mitgliederverwaltung, Abrechnerin
bzw Abrechner im Rettungs- und Sanitätsdienst (inkl

Krankentransportdienst), Haustechnikerin bzw Haus-
techniker, Garagen- und Werkstattmeisterin bzw Ga-
ragen- und Werkstattmeister)

Verwendungsgruppe D.4.:
Lohn- und Gehaltsverrechnerinnen bzw Lohn- und
Gehaltsverrechner, Buchhalterinnen bzw Buchhalter
mit Buchhalterprüfung, Hausingenieurinnen bzw
Hausingenieure (HTL), Operatorin bzw Operator, Be-
zirkssekretärin bzw Bezirkssekretär, Garagenmeiste-
rin bzw Garagenmeister mit Meisterprüfung (Kfz-Be-
reich)

Verwendungsgruppe D.5.:
Bilanzbuchhalterinnen bzw Bilanzbuchhalter, Leiterin
bzw Leiter Controlling, Leiterin bzw Leiter von Bezirks-
stellen, Referatsleiterin bzw Referatsleiter von Lan-
desorganisationen
(Angestellte, die schwierige Arbeiten verantwortlich
selbständig ausführen, wozu besondere Fachkennt-
nisse und praktische Erfahrung notwendig und die re-
gelmäßig mit der Führung, Unterweisung und Beauf-
sichtigung von Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeitern be-
auftragt sind.)
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Verwendungsgruppe D.6.:
Abteilungsleiterinnen bzw Abteilungsleiter von Lan-
desorganisationen, Geschäftsleiterinnen bzw Ge-
schäftsleiter eines Leitstellen- oder Verwaltungsver-
bundes
(Angestellte, die Arbeiten erledigen, die besonders
verantwortungsvoll sind, selbständig ausgeführt wer-
den müssen, wozu umfangreiche, überdurchschnittli-

che Berufskenntnisse und mehrjährige praktische Er-
fahrung erforderlich sind, und die mit der regelmäßi-
gen und dauernden verantwortlichen Führung, Unter-
weisung und Beaufsichtigung von Angestelltengrup-
pen und der Dienstmannschaft beauftragt sind.)

Verwendungsgruppe D.7.:
Mitglieder der Geschäftsleitung

§ 27a Lehrlinge

(1) Die monatliche Lehrlingsentschädigung beträgt:

Lehrjahr
Lehrlingsentschädi-
gung (in Euro, kfm.

gerundet auf 10 Cent)

1. Lehrjahr ......................... 752,30
2. Lehrjahr ......................... 956,10
3. Lehrjahr ......................... 1.137,00
4. Lehrjahr ......................... 1.486,20

(2) Für die Lehrlinge weniger günstige Entschädi-
gungsregelungen in den Länder-Anhängen dieses Kol-

lektivvertrags werden mit 1. 7. 2018 durch die Rege-
lung des Abs 1 ersetzt.

(3) Allfällige für die Lehrlinge günstigere Regelungen
hinsichtlich der Lehrlingsentschädigung in den Län-
der-Anhängen dieses Kollektivvertrags bleiben für all
jene Lehrlinge bis zum Ende ihres Lehrverhältnisses
gültig, für die sie vor Inkrafttreten von Abs 1 bereits
zur Anwendung gekommen sind. Die Regelung des
Abs 1 gilt in diesen Fällen nur für solche Lehrlinge,
die ihr Lehrverhältnis ab dem 1. 7. 2018 beginnen.

§ 27b Kinderzulage

(1) Jede Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer erhält für
jedes Kind, für das vom Finanzamt nachweislich Fami-
lienbeihilfe bezogen wird und das im gemeinsamen
Haushalt mit der Arbeitnehmerin bzw dem Arbeitneh-
mer lebt, eine Kinderzulage in der Höhe von EUR20,00
monatlich. Für die Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitneh-
mer der Mitglieder in der Steiermark, in Oberöster-
reich und in Kärnten gelten die Absätze 3 und 4.

(2) Der Bezug der Kinderzulage ist unabhängig da-
von, ob die Ehegattin bzw der Ehegatte oder die Le-
bensgefährtin bzw der Lebensgefährte der Arbeitneh-
merin bzw des Arbeitnehmers eine Kinderzulage be-
zieht bzw bezogen hat. Sofern das Kind aus verschie-
denen Gründen (zB: Scheidung) nicht im gemeinsa-
men Haushalt lebt, steht der Arbeitnehmerin bzw
dem Arbeitnehmer auch dann die Kinderzulage zu,
wenn sie bzw er nachweislich verpflichtet ist, für das
Kind Unterhalt zu leisten.

(3) Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer der Mit-
glieder in der Steiermark und in Oberösterreich erhal-

ten ab 1.1.2020 eine Kinderzulage. Diese beträgt im
Kalenderjahr 2020 EUR 10,00 monatlich und ab dem
Kalenderjahr 2021 EUR 20,00 monatlich.

(4) Für Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer der
Mitglieder im Land Kärnten gilt § 27b Abs 1 ab
1.1.2020.

(5) Die dem Zweck der Familienförderung gewidme-
ten, unter anderem Titel wie etwa Haushalts- oder Fa-
milienzulagen geleisteten Zahlungen sind auf die Kin-
derzulage nach dieser Bestimmung anzurechnen.*)
Günstigere Regelungen werden nicht geschmälert.

*) Dies sind insbesondere

– die Kinderzulage gemäß Punkt 3.1. des Anhanges für das Bun-
desland Tirol,

– die Haushaltszulage gemäß Punkt 3. des Anhanges für das Bun-
desland Burgenland,

– die Kinderzulage gemäß den Punkten 4.1., 4.2., 4.3., 4.4., 4.5.,
4.6., 4.7., 4.8. und 8.7.2. des Anhanges für das Bundesland
Wien,

– die Familienzulage gemäß Punkt 3.1. des Anhanges für das Bun-
desland Salzburg.
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§ 27c Corona-Zulage

(1) Alle Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer, Lehr-
linge und Transitmitarbeiterinnen bzw. Transitmitar-
beiter, die zwischen 16. 3. 2020 und 30. 6. 2020 im
persönlichen und physischen Kontakt mit von ihnen
betreuten Menschen stehen bzw. gestanden sind, er-
halten eine einmalige Corona-Zulage für das besonde-
re Engagement in der Corona-Krise.

(2) Überwiegend im persönlichen und physischen
Kontakt mit von ihnen betreuten Menschen stehen
diese Gruppen dann, wenn sie ihre Tätigkeit während
des Zeitraums von 16. 3. 2020 bis 30. 6. 2020 insge-
samt mindestens 220 Stunden im persönlichen und
physischen Kontakt (inklusive Wegzeiten im mobilen
Dienst) mit von ihnen betreuten Kindern, Kundinnen
bzw. Kunden, Klientinnen bzw. Klienten oder Patien-
tinnen bzw. Patienten verrichtet haben. Im Fall einer
verhängten Quarantäne (per Bescheid oder von der
Arbeitgeberin bzw. vom Arbeitgeber angeordnet),
die aufgrund des beruflichen Kontaktes mit einem zu
betreuenden Menschen verhängt wird, wird die für
die Dauer der Quarantäne in direktemKontakt geplan-
te Betreuungszeit als geleistete Arbeitszeit für die Be-
urteilung des Erreichens der Stundengrenze ange-
rechnet.

(3) Bei überwiegendem Kontakt beträgt die Zulage
€ 500,00. Wurden weniger als 220 Stunden mit per-
sönlichem und physischem Kontakt gearbeitet, so ge-
bührt ein aliquoter Anteil der Zulage, wobei bei der Be-
rechnung des aliquoten Anteils von € 500,00 für
220 Stunden auszugehen ist.

(4) Diese Zulage gebührt daher insbesondere folgen-
den Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmern, die phy-
sischen Kontakt mit von ihnen betreuten Personen ha-
ben:

a) Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter im Bereichmobi-
ler Dienste, die Hausbesuche durchführen;

b) Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter in stationären
Pflege-, Betreuungs- und Wohneinrichtungen un-
abhängig von den dort betreuten Gruppen (auch
in den Bereichen Reinigung, hauseigene Wäsche-
rei und Küche und Hausverwaltung). Darunter fal-
len beispielsweise Pflegeheime, Wohn- und Be-
treuungseinrichtungen für Menschen mit Behinde-
rung, Kinder- und Jugendwohngruppen, Tages-
mütter und Kindertagesbetreuungseinrichtungen
sowie Einrichtungen der Obdachlosenhilfe und
der Flüchtlingsbetreuung;

c) Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter im Rettungs-
und Sanitätsdienst sowie in Blutspendediensten;

d) Sonstige Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter, die
aufgrund der Besonderheiten ihrer Tätigkeit den
empfohlenen Mindestabstand nicht einhalten kön-
nen.

(5) Die Qualifikation der Mitarbeiterinnen bzw. Mitar-
beiter ist nicht maßgeblich für den Anspruch auf diese
Zulage.

(6) Gewährt die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber
zusätzlich eine andere freiwillige Zulage oder einen
Bonus, so wird die freiwillige Leistung nicht auf diese
Zulage angerechnet. Andere aufgrund dieses Kollek-
tivvertrages gebührende Zulagen werden ebenso
nicht auf diese Zulage angerechnet. Die Zulage wird
auch nicht in die Berechnungsgrundlage für die Son-
derzahlungen einbezogen. Zulagen und Bonuszahlun-
gen, die ausdrücklich im Zusammenhang mit der Co-
rona-Krise neu eingeführt wurden, können auf diese
Zulage angerechnet werden.

(7) Die Auszahlung der Zulage erfolgt bis spätestens
3.8.2020.

§ 28 Sonderzahlungen

(1) Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhal-
ten einmal pro Kalenderjahr ein 13. und ein 14. Mo-
natsentgelt (Weihnachtsremuneration und Urlaubszu-
schuss). Die Berechnungsgrundlage für die Sonder-
zahlungen ist das durchschnittliche Entgelt der letzten
voll gearbeiteten 13 Wochen bzw 3 Monate. Den wäh-
rend des Kalenderjahres ein- oder austretenden Ar-
beitnehmerinnen bzw Arbeitnehmern gebührt der ali-

quote Anteil. Bereits ausbezahlte Sonderzahlungen
sind von der Arbeitnehmerin bzw vom Arbeitnehmer
nicht zurückzuzahlen, können aber mit offenen Forde-
rungen aus Sonderzahlungen und der Rückzahlung
von Gehaltsvorschüssen gegenverrechnet werden.
Sofern aufgrund einer Betriebsvereinbarung frühere
Auszahlungstermine als die in Abs 2 angeführten Ter-
mine für die Sonderzahlungen festgelegt wurden,

– 17 –



können offene Forderungen auf Rückforderung bereits
ausbezahlter Sonderzahlungen darüber hinaus auch
mit offenen Entgeltforderungen der Arbeitnehmerin
bzw des Arbeitnehmers gegenverrechnet werden.

(2) Als Auszahlungstermine gelten der 31. Mai bzw
der 30. November eines jeden Kalenderjahres als ver-
einbart. Andere Fälligkeiten können über Betriebsver-
einbarung vereinbart werden.

(3) Zeiten des Arbeitsverhältnisses ohne Entgeltan-
spruch vermindern nicht den Anspruch auf Sonder-
zahlungen. Ausgenommen sind die gesetzlich ange-
führten Fälle, wie zum Beispiel § 14 und § 15 Abs 2
des MSchG, § 10 Arbeitsplatzsicherungsgesetz,
§ 119 Abs 3 ArbVG, § 11 AVRAG.

§ 29 Dienstjubiläen

(1) Nach ununterbrochener tatsächlicher Dauer des
Dienstverhältnisses gebührt zum 25-jährigen Dienst-
jubiläum ein Monatsentgelt sofern nicht in einzelnen
Betriebsvereinbarungen eine für die Arbeitnehmerin
bzw den Arbeitnehmer günstigere Regelung besteht.
Bei sich aus Betriebsvereinbarungen ergebenden spä-
ter fällig werdenden Zahlungen sind Vorleistungen

aufgrund dieses KV auf den Gesamtanspruch von Ju-
biläumszahlungen aufgrund der Betriebsvereinbarun-
gen anrechenbar.

(2) Die Auszahlung erfolgt gemeinsam mit der Ge-
haltsauszahlung des Monates, in welchen das Dienst-
jubiläum fällt.

§ 30 Ausbildungs- und Vordienstzeitenanrechnung

(1) Für die Berechnung der zeitabhängigen Ansprü-
che aus dem Dienstverhältnis werden angerechnet:

a) Die bei Arbeitgeberinnen bzw Arbeitgebern, die
dem fachlichen Geltungsbereich dieses KV unter-
liegen zugebrachten, nachgewiesenen hauptbe-
ruflichen Dienstzeiten.

b) Die hauptberuflich bei anderen Arbeitgeberinnen
bzw Arbeitgebern geleisteten Dienstzeiten ähnli-
cher Art im halben Ausmaß, jedoch höchstens
5 Jahre.
Für Dienstverhältnisse, die ab dem 1.März 2014
begründet werden, werden die hauptberuflich bei
anderen Arbeitgeberinnen bzw Arbeitgebern ge-
leisteten Dienstzeiten ähnlicher Art im vollen Aus-
maß, jedoch höchstens 5 Jahre, angerechnet.

c) Als ausübendes Mitglied (freiwillige/ehrenamtliche
Mitarbeiterin bzw freiwilliger/ehrenamtlicher Mit-
arbeiter) einer/eines dem fachlichen Geltungsbe-
reich dieses KV unterliegenden Arbeitgeberin bzw
Arbeitgebers geleistete Dienstzeiten. Hierbei sind
die geleisteten Stunden zu addieren und mittels
Division durch 173 auf die entsprechende Zahl
von Monaten umzurechnen.

d) Erfolgreich absolvierte, für das Dienstverhältnis
einschlägige Ausbildungen werden im Ausmaß
der regulären Mindeststudien- oder Ausbildungs-
dauer, höchstens jedoch im Ausmaß von 5 Jahren,
angerechnet, soweit diese durch die Einstufung
nicht ohnedies bereits berücksichtigt sind.

e) Zeiten eines bei der nunmehrigen Arbeitgeberin
bzw beim nunmehrigen Arbeitgeber abgeleisteten
ordentlichen Zivildienstes oder Freiwilligen Sozial-
jahres im halben Ausmaß.

(2) Insgesamt werden Vordienstzeiten nach Abs 1
lit a) bis e) im Ausmaß von höchstens 10 Jahren ange-
rechnet.

(3) Vordienstzeiten sind von der Arbeitnehmerin bzw
dem Arbeitnehmer bei sonstigem Verfall spätestens
binnen eines Jahres nach Antritt des Dienstes bei der
Arbeitgeberin bzw dem Arbeitgeber geltend zu ma-
chen und dieser / diesem auf Verlangen nachzuwei-
sen. Die Anrechnung wird ab dem, der Geltendma-
chung folgenden Monatsersten wirksam.
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§ 31 Abfertigung

(1) Der Anspruch auf Abfertigung bei Auflösung des
Arbeitsverhältnisses richtet sich nach den einschlägi-
gen gesetzlichen Bestimmungen.

(2) Wird das Arbeitsverhältnis durch den Tod der Ar-
beitnehmerin bzw des Arbeitnehmers aufgelöst, so

gebührt den Erbinnen bzw Erben, sofern sie unter-
haltsberechtigt, Ehegattinnen bzw Ehegatten oder
eingetragene Partnerinnen bzw Partner sind, über
den gesetzlichen Anspruch hinaus die Differenz zur
vollen Abfertigung (alt).

§ 32 Supervision

Für Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer im Ret-
tungs- und Sanitätsdienst (inkl Krankentransport-
dienst), im Katastrophenhilfsdienst sowie in den Ge-
sundheits- und Sozialen Diensten, die in einer beson-
deren Belastungssituation stehen, bietet die Arbeitge-
berin bzw der Arbeitgeber Supervision in der Dienst-

zeit an. Die konkreten Zielgruppen und Regelungen
sind in einer Betriebsvereinbarung zu regeln, die auch
Bestimmungen über maximale Obergrenzen der
Stunden und die Kostenübernahme durch die Arbeit-
geberin bzw den Arbeitgeber enthalten kann.

§ 33 Freie Tage

(1) Der 24. 12. sowie der 31. 12. sind grundsätzlich
für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unter
Fortzahlung des Entgeltes dienstfrei.

(2) Für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
an einem dieser Tage Dienst haben, ist ein bezahlter
Ersatztag im Ausmaß der Arbeitszeit am 24. 12. bzw
am 31. 12. zu gewähren.

§ 34 Dienstverhinderungen

(1) Bei Dienstverhinderung ist unverzüglich die
Dienststelle zu verständigen.

(2)Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer hat An-
spruch auf Freistellung von der Arbeitsleistung unter
Fortzahlung des Entgeltes, insbesondere aus nachste-
henden Gründen und im nachstehenden Ausmaß:

bei eigener Eheschließung .............. 3 Arbeitstage
bei Tod der Ehegattin bzw des Ehegat-
ten oder der Lebensgefährtin bzw des
Lebensgefährten ......................... 3 Arbeitstage
bei Tod eines Kindes, Stief- oder Pflege-
kindes ...................................... 3 Arbeitstage
bei Tod eines Eltern-, Stief-, oder Pfle-
geelternteiles ............................. 2 Arbeitstage
bei Übersiedlung des eigenen Haus-
halts ........................................ 2 Arbeitstage
bei Niederkunft der Ehefrau oder Le-
bensgefährtin ............................. 2 Arbeitstage

bei Eheschließung von Geschwistern,
Kindern, Stief- oder Pflegekindern ..... 1 Arbeitstag
bei Tod von Enkelkindern, Geschwis-
tern, Schwiegereltern oder Großeltern 1 Arbeitstag
bei Schuleintritt eines Kindes, Stief-
oder Pflegekindes in die erste Volks-
schulklasse ................................ der Tag des

Schuleintrit-
tes

für die in die Arbeitszeit fallende offi-
zielle Überreichung der darauf Bezug
habenden Urkunde bei Lehrabschluss‑,
Reifeprüfung oder erstmaligem Stu-
dienabschluss eines Kindes, Stief- oder
Pflegekindes .............................. 1 Arbeitstag

Bei Vorladung zu Ämtern und Behörden wird die nach-
gewiesen notwendige Freizeit gewährt.

(3) Der Ehe ist die eingetragene Partnerschaft gleich-
zustellen.
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(4) Sollte einer der oben angeführten Dienstverhin-
derungsgründe in einer Entfernung von mehr als
300 km vom Hauptwohnsitz der Arbeitnehmerin bzw
des Arbeitnehmers eintreten, gebührt eine zusätzli-

che Freistellung im Ausmaß eines Tages. Den Nach-
weis über das Vorliegen der genannten Entfernung
hat die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer zu er-
bringen.

§ 35 Sabbatical

(1) Die Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer haben
die Möglichkeit, einvernehmlich mit der Arbeitgeberin
bzw dem Arbeitgeber unter folgenden Bedingungen 6
oder 12 Monate bezahlte Berufspause (=Sabbatical)
zu machen:

a) Während eines Zeitraumes von 60 Monaten wer-
den statt 100% des Bruttoentgelts nur 90% des
Bruttoentgelts verrechnet, wobei in den letzten
6 Monaten dieses Zeitraumes die Arbeitnehmerin
bzw der Arbeitnehmer die Berufspause in An-
spruch nimmt.

b) Während eines Zeitraumes von 60 Monaten wer-
den statt 100% des Bruttoentgelts nur 80% des
Bruttoentgelts verrechnet, wobei in den letzten
12 Monaten dieses Zeitraumes die Arbeitnehmerin
bzw der Arbeitnehmer die Berufspause in An-
spruch nimmt.

c) Während eines Zeitraumes von 48 Monaten wer-
den statt 100% des Bruttoentgelts nur 75% des
Bruttoentgelts verrechnet, wobei in den letzten
12 Monaten dieses Zeitraumes die Arbeitnehmerin
bzw der Arbeitnehmer die Berufspause in An-
spruch nimmt.

d) Während eines Zeitraumes von 24 Monaten wer-
den statt 100% des Bruttoentgelts nur 75% des
Bruttoentgelts verrechnet, wobei in den letzten
6 Monaten dieses Zeitraumes die Arbeitnehmerin
bzw der Arbeitnehmer die Berufspause in An-
spruch nimmt.

(2) Andere Modelle können zwischen Arbeitgeberin
bzw Arbeitgeber und Arbeitnehmerin bzw Arbeitneh-
mer einvernehmlich festgelegt werden. Kommt keine
Einigung zustande, so ist der Betriebsrat zur Beratung
beizuziehen. Sollte das Arbeitsverhältnis vor Inan-
spruchnahme bzw Rückkehr aus der Berufspause be-
endet werden, sind die einbehaltenen Gehaltsanteile
nachzuverrechnen. Nach der Rückkehr aus dem Sab-
batical hat die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer
Anspruch auf Wiederbeschäftigung im selben Stun-
denausmaß wie vor Beginn der Ansparphase. Die Ar-
beitnehmerin bzw der Arbeitnehmer genießt für die
Dauer des Sabbaticals bis 1 Monat danach Kündi-
gungsschutz ausgenommen Kündigungsgründe im
Sinne des MSchG. Für die Vereinbarung eines Sabba-
ticals ist die Schriftform erforderlich.

§ 36 Geteilte Dienste im mobilen Bereich der Gesundheits- und Sozialen Dienste

(1) Beträgt die Gesamtdauer der Arbeitszeit immobi-
len Bereich des GSDmehr als sechs Stunden, so ist die
Arbeitszeit durch eine Pause von mindestens einer
halben Stunde, höchstens von einer Stunde zu unter-
brechen.

(2) Unterbrechungen über einer Stunde führen zu ei-
nem geteilten Dienst. Eine Teilung der Tagesarbeits-
zeit darf nur einmal pro Tag erfolgen, und nur dann,
wenn die Tagesarbeitszeit mindestens 5 Stunden be-

trägt, außer die Teilung erfolgt auf ausdrücklichen
Wunsch der Arbeitnehmerin bzw des Arbeitnehmers
und mit Zustimmung des Betriebsrats im Anlassfall.

(3) Wird die tägliche Arbeitszeit geteilt, sind die Weg-
zeiten zwischen Einsatz- und Wohnort zwischen den
Arbeitsblöcken zur Hälfte Arbeitszeit, es sei denn,
die Arbeitsteilung erfolgt auf ausdrücklichen Wunsch
der Arbeitnehmerin bzw des Arbeitnehmers und mit
Zustimmung des Betriebsrats.
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§ 37 Karenz

(1) Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer haben im
Anschluss an die Karenz gem MSchG bzw gem VKG,
frühestens aber nach Ablauf des 23. Lebensmonats
des Kindes, Anspruch auf einen Sonderurlaub (An-
schlusskarenz) unter Verzicht auf die Dienstbezüge
bis längstens zum vollendeten dritten Lebensjahres
desKindes.Dieser Anspruch ist bis spätestens 6Mona-
te vor Beginn des Sonderurlaubes geltend zu machen.
Die im Sonderurlaub befindliche Arbeitnehmerin bzw
der im Sonderurlaub befindliche Arbeitnehmer hat
der Arbeitgeberin bzw dem Arbeitgeber bis spätestens
3 Monate vor Ablauf des Sonderurlaubes mitzuteilen,
ob das Arbeitsverhältnis nach dem Ende des Sonder-
urlaubes fortgesetzt wird. Wird Sonderurlaub in An-
spruch genommen, so gelten dafür alle Rechte wie
bei Karenz laut Mutterschutzgesetz. Im Anschluss an
den Sonderurlaub kann Elternteilzeit entsprechend
den gesetzlichen Bestimmungen des MSchG verein-
bart werden.

(2) Im Arbeitsverhältnis in Anspruch genommene ge-
setzliche Elternkarenzen oder Familienhospizkaren-
zen sind bis zur Dauer von maximal 12 Monaten pro
Karenz für alle Ansprüche, die sich nach der Dauer
der Dienstzeit richten, anzurechnen. Diese Anrech-
nung gilt für Karenzen ab 1. Jänner 2012. Allfällige
günstigere gesetzliche Bestimmungen bleiben unbe-
rührt.

(2a) Im Arbeitsverhältnis in Anspruch genommene
gesetzliche Elternkarenzen, Familienhospizzeiten
oder Pflegekarenzzeiten sind bis zur Dauer von maxi-
mal 24 Monaten pro Karenz für alle Ansprüche, die
sich nach der Dauer der Dienstzeit richten, anzurech-
nen. Diese Anrechnung gilt für Karenzen ab 1. Jänner
2014. Allfällige günstigere gesetzliche Regelungen
bleiben aufrecht.

(2b) Zusätzlich zu Abs 2a werden im Arbeitsverhält-
nis in Anspruch genommene Sonderurlaube entspre-
chend Abs 1 bis zur Dauer von höchstens 12 Monaten
pro Sonderurlaub für alle Ansprüche, die sich nach der
Dauer der Dienstzeit richten, angerechnet. Diese An-
rechnung gilt für ab 1. März 2017 in Anspruch genom-
mene Sonderurlaube.

(3) Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer haben An-
spruch auf Pflegekarenz (Karenzierung ohne Entgelt-
anspruch) für einen pflegebedürftigen Angehörigen,
welcher die Pflegegeldstufe 3 bezieht oder dessen
dementsprechende Pflegebedürftigkeit bis zur Ge-
währung der Pflegegeldstufe durch ein ärztliches At-
test bestätigt ist. Als Angehörige im Sinne dieser Be-
stimmung gelten die in § 14a Abs 1 AVRAG genannten

Personen. Anträge auf Pflegekarenz sind mit den ent-
sprechenden Unterlagen schriftlich zumindest einen
Monat vor dem geplanten Antritt der Pflegekarenz
der Arbeitgeberin bzw dem Arbeitgeber zu übermit-
teln. Anspruch auf Pflegekarenz besteht insgesamt
maximal für 24 Monate. Eine allfällige vorzeitige Be-
endigung der Pflegekarenz hat die Arbeitnehmerin
bzw der Arbeitnehmer der Arbeitgeberin bzw dem Ar-
beitgeber spätestens eine Woche nach Beendigung
der Pflege schriftlich zu melden. Die Arbeitgeberin
bzw der Arbeitgeber hat in diesem Fall die Arbeitsauf-
nahme innerhalb eines Monats ab dem Meldezeit-
punkt zu dem vor Antritt der Pflegekarenz vereinbar-
ten Arbeitszeitausmaß zu gewährleisten. Die Kündi-
gungsschutzbestimmungen des § 10 Mutterschutzge-
setz kommen analog zur Anwendung.

(4) Für Geburten ab 1.März 2017 haben Väter einen
Rechtsanspruch auf Familienzeit („Papamonat“) für
die Dauer von 28 bis 31 Kalendertagen innerhalb eines
Zeitraumes von 91 Tagen ab dem Tag der Geburt,
wenn die nachstehend aufgezählten Voraussetzungen
erfüllt sind:

a. Anspruch des Kindes auf Familienbeihilfe

b. Mittelpunkt der Lebensinteressen von Vater, Kind
sowie dem anderen Elternteil in Österreich

c. Gemeinsamer Haushalt von Vater, anderem Eltern-
teil und Kind

d. Tatsächliche Ausübung einer in Österreich kran-
ken- und pensionsversicherungspflichtigen Er-
werbstätigkeit durchgehend in den letzten 182 Ta-
gen (mindestens 6 Monate) unmittelbar vor Antritt
des Papamonats sowie in diesem Zeitraum kein Be-
zug von Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung.

e. Der Vater befindet sich im gesamten Papamonat in
Familienzeit und hat somit keine Erwerbstätigkeit
und keinen Bonusbezug (kein Urlaubsentgelt,
Krankengeld oder Entgeltfortzahlung).
Der Vater hat die Arbeitgeberin bzw den Arbeitge-
ber spätestens drei Monate vor dem voraussichtli-
chen Geburtstermin schriftlich über die beabsich-
tigte Inanspruchnahme eines Papamonats sowie
über den voraussichtlichen Antrittszeitpunkt zu in-
formieren. Darüber hinaus hat er das Vorliegen der
Anspruchsvoraussetzungen ehestmöglich nachzu-
weisen. Der Vater kann das Papamonat zwischen
der Geburt des Kindes und dem Ende des Beschäf-
tigungsverbotes der Mutter antreten. Von der frist-
gerechten Bekanntgabe bis zum Ablauf von 4 Wo-
chen nach Beendigung des Papamonats gilt für
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den Vater ein Kündigungsschutz. Für Ansprüche,
die sich nach der Dauer der Betriebszugehörigkeit
richten, wird das Papamonat voll angerechnet.
Das Papamonat verkürzt die Väterkarenz nach
dem Väterkarenzgesetz nicht. Der Begriff „Vater“

gilt auch für Frauen gemäß § 144 ABGB (gleichge-
stellte Personen).

(5) In Bezug auf die in § 37 formulierten Ansprüche
sind Adoptiv- und Pflegeeltern leiblichen Eltern gleich-
zustellen.

§ 38 Teilzeit

(1) Teilzeitarbeit liegt vor, wenn die vertragliche wö-
chentliche Normalarbeitszeit die durch diesen Kollek-
tivvertrag für Vollzeitkräfte festgesetzte wöchentliche
Normalarbeitszeit unterschreitet. Eine Arbeitnehme-
rin bzw ein Arbeitnehmer hat unter folgenden Bedin-
gungen Anspruch auf Anhebung ihres/seines wö-
chentlichen Stundenausmaßes: Es wird der Durch-
schnitt aller innerhalb eines Beobachtungszeitraumes
von einem Kalenderjahr geleisteten Arbeitsstunden
ermittelt. Dabei werden entgeltfreie Zeiträume nicht
berücksichtigt:

(2) Ergibt sich aus dieser Berechnung eine im Ver-
gleich zur vereinbarten Arbeitszeit höhere Stunden-
anzahl an durchschnittlich geleisteten Wochenstun-
den, so werden 50% der durchschnittlichen Mehrleis-
tung (bei kaufmännischer Rundung auf ganze Stun-

den) dem bisher vereinbarten Stundenausmaß hinzu-
gefügt. Ein Anspruch auf Anpassung besteht nicht,
wenn weniger als zwei Stunden pro Woche ermittelt
werden.

(3) Ferner darf durch diese Stundenanpassung die in
diesem Kollektivvertrag vereinbarte wöchentliche
Normalarbeitszeit nicht überschritten werden. Jeweils
im Jänner erhalten die betroffenen Arbeitnehmerin-
nen bzw Arbeitnehmer über ausdrückliches Verlangen
eine Auflistung ihrer im unmittelbar vorangegangenen
Beobachtungszeitraum geleisteten tatsächlichen Ar-
beitsstunden und der sich daraus ableitenden neuen
Wochenstundenverpflichtung. Die Arbeitnehmerin
bzw der Arbeitnehmer kann die Erhöhung dieser Wo-
chenstunden ablehnen.

§ 38a Altersteilzeit

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben un-
ter der Voraussetzung, dass sie eine Altersteilzeitver-
einbarung mit den in Abs 2 dieses Paragraphen ange-
führten Regelungen beantragen, Anspruch auf Ab-
schluss einer Altersteilzeitvereinbarung, wenn sie bei
Beginn der beantragten Altersteilzeit zumindest 5 Jah-
re ununterbrochen im Betrieb derselben Arbeitgeberin
bzw desselben Arbeitgebers beschäftigt waren und
der schriftliche Antrag auf Abschluss einer Altersteil-
zeitvereinbarung zumindest 6 Monate vor dem Mo-
natsersten, zu dem die Altersteilzeitvereinbarung be-
ginnen soll, bei der Arbeitgeberin bzw beim Arbeitge-
ber eingetroffen ist und die Voraussetzungen für den
Bezug von Altersteilzeitgeld (derzeit in § 27 Arbeitslo-
senversicherungsgesetz) erfüllt sind.

(2) Die Altersteilzeitvereinbarung muss eine konti-
nuierliche Altersteilzeit auf die Dauer von bis zu 5 Jah-

ren vorsehen; die Altersteilzeitvereinbarung kann frü-
hestens 5 Jahre vor dem Erreichen eines möglichen
Pensionsantrittes der betreffenden Arbeitnehmerin
bzw des betreffenden Arbeitnehmers beginnen.

(3) Vereinbarungen über Altersteilzeit können auch
abweichend von Abs 1 und Abs 2 getroffen werden,
auf deren Abschluss hat die Arbeitnehmerin bzw der
Arbeitnehmer jedoch keinen Anspruch.

(4) Jede Änderung der gesetzlichen Bestimmungen
betreffend die Altersteilzeit setzt § 38a dieses Kollek-
tivvertrages außer Kraft.

(5) Für Altersteilzeiten ab 1.1.2020 ist das Vorliegen
einer Vereinbarung über die einvernehmliche Auflö-
sung des Dienstverhältnisses zum Pensionsstichtag
Voraussetzung.
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§ 39 Verfallsregelung

Alle Ansprüche der Arbeitnehmerinnen bzw der Ar-
beitnehmer müssen bei sonstigem Verfall innerhalb
von sechs Monaten ab Fälligkeit bzw Bekanntwerden

schriftlich geltend gemacht werden, soweit nicht zwin-
gende gesetzliche Regelungen anderes vorsehen.

§ 40 Geltungsbeginn und Geltungsdauer

(1) Dieser Kollektivvertrag tritt mit 1. Jänner 2020 in
Kraft und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
Er kann von beiden Seiten zu jedemQuartalsende, un-
ter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist,
aufgelöst werden. Die Kündigung muss zu ihrer
Rechtswirksamkeit gegenüber der anderen vertrags-
schließenden Partei mittels eingeschriebenen Briefes
ausgesprochen werden.

(2) Durch den Abschluss dieses Kollektivvertrages
werden bestehende, die Arbeitnehmerinnen bzw Ar-
beitnehmer begünstigende Bestimmungen in Be-
triebsvereinbarungen und Einzelverträgen nicht be-

rührt. Unter diese Günstigkeitsklausel fallen jedoch
nur jene Betriebsvereinbarungen, deren Inhalt zum
Zeitpunkt des Abschlusses dieses Kollektivvertrages
beiden Kollektivvertrags-Parteien bekannt war und
die in den Anhängen zu diesem Kollektivvertrag aus-
drücklich aufgezählt sind. Allfällige sonstige Betriebs-
vereinbarungen tretenmit Inkrafttreten dieses Kollek-
tivvertrages außer Kraft. Nicht außer Kraft treten je-
doch Betriebsvereinbarungen zur Corona-Kurzarbeit
sowie damit in Zusammenhang stehende Betriebsver-
einbarungen, auch wenn sie nicht ausdrücklich in den
Anhängen zu diesem Kollektivvertrag aufgezählt sind.
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BEILAGE 1:

Muster Betriebsvereinbarung über die Einführung der gleitenden Arbeitszeit
gemäß § 19 ÖRK-KV

Zwischen der
Firma .......................................................
(im Folgenden Arbeitgeber genannt)
und dem

Betriebsrat für ...........................................
(im Folgenden Betriebsrat genannt)
wird folgende

BETRIEBSVEREINBARUNGÜBERDIE EINFÜHRUNGDERGLEITENDENARBEITSZEIT

abgeschlossen:

1. Geltungsbereich
Diese Betriebsvereinbarung gilt, sofern nachfolgend
nichts anderes bestimmt ist, für alle Arbeiterinnen
bzw Arbeiter und Angestellten der Arbeitgeberin bzw
des Arbeitgebers.
Ausgenommen vom Geltungsbereich dieser Betriebs-
vereinbarung sind

• alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die dem
Berufsausbildungsgesetz und dem Gesetz über die
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen unter-
liegen,

• alle Arbeitnehmerinnen, die sich in Mutterschutz ge-
mäß Mutterschutzgesetz befinden,

• leitende Angestellte, die gemäß § 1 Abs 2 Z 8 Ar-
beitszeitgesetz vom Geltungsbereich dieses Geset-
zes ausgenommen sind,

• alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die sich
in einem Probearbeitsverhältnis befinden,

• alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihre
Arbeitszeit überwiegend außerhalb der Arbeitsstät-
te verbringen,

• alle Ferialpraktikantinnen bzw Ferialpraktikanten,

• alle Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeiter der Telefon-
zentrale,

• alle Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeiter des Reini-
gungsdienstes,

• .............................................................

2. Dauer und Lage der fiktiven Normalarbeits-
zeit
Fiktive Normalarbeitszeit ist jene Arbeitszeit, die als
Grundlage für bezahlte Abwesenheiten der Arbeitneh-
merin bzw des Arbeitnehmers (zB bezahlte Dienstver-
hinderungen, Feiertage, Urlaube) herangezogen wird.
Die im anzuwendenden Kollektivvertrag festgelegte
wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt ...... Stun-
den.
Die fiktive wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt da-
her ...... Stunden und wird auf die einzelnenWochen-
tage folgendermaßen verteilt:

...............................................................

...............................................................

3. Kernzeit
Kernzeit ist jene Arbeitszeit, in welcher die Arbeitneh-
merin bzw der Arbeitnehmer jedenfalls an ihrem/sei-
nem Arbeitsplatz anwesend sein muss. Die Kernzeit
ist nachfolgend festgelegt:
...............................................................
...............................................................
Jede Abwesenheit der Arbeitnehmerin bzw des Arbeit-
nehmers von ihrem/seinem Arbeitsplatz während der
Kernzeit ist nur nach vorheriger schriftlicher Zustim-
mung durch den jeweiligen Vorgesetzten oder bei Vor-
liegen eines berechtigten Dienstverhinderungsgrun-
des zulässig.

4. Gleitzeitrahmen
Der Gleitzeitrahmen ist jener zeitliche Rahmen, inner-
halb dessen die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitneh-
mer unter Berücksichtigung der betrieblichen Erfor-
dernisse den Beginn und das Ende ihrer/seiner tägli-
chen Normalarbeitszeit selbst bestimmen kann. Der
Gleitzeitrahmen ist folgendermaßen festgelegt:
Arbeitsbeginn: ..............................
Arbeitsende: ..............................
In betrieblich notwendigen Ausnahmefällen behält
sich die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber die Be-
schränkung der Gleitmöglichkeit durch die jeweilige
Vorgesetzte bzw den jeweiligen Vorgesetzten aus-
drücklich vor.

• In folgenden Betriebsabteilungen ist eine ausrei-
chende Besetzung an den einzelnen Wochentagen
in der Zeit von ...... bis ...... Uhr durch Absprache
der Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer unterei-
nander sicherzustellen:

...............................................................
Arbeitsleistungen außerhalb des Gleitzeitrahmens
sind nur nach vorheriger ausdrücklicher Anordnung
durch die Arbeitgeberin bzw den Arbeitgeber gestat-
tet.
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5. Beginn und Ende sowie Dauer der täglichen
Ruhepause
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer verpflichtet
sich, bei einer Gesamtdauer ihrer/seiner Tagesar-
beitszeit von mehr als 6 Stunden die Arbeitszeit durch
eine Ruhepause von mindestens 30 Minuten zu unter-
brechen.
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer kann diese
Ruhepause innerhalb des folgenden Pausenrahmens
abhalten:
...............................................................

6. Höchstzulässige Dauer der täglichen Normal-
arbeitszeit
Die tägliche Normalarbeitszeit darf ...... Stunden
nicht überschreiten.
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer verpflichtet
sich, die höchst zulässige Dauer der täglichen Normal-
arbeitszeit einzuhalten.

7. Dauer der Gleitzeitperiode
Gleitzeitperiode ist jener Zeitraum, innerhalb dessen
die wöchentliche Normalarbeitszeit im Wochendurch-
schnitt das Ausmaß der kollektivvertraglichen wö-
chentlichen Normalarbeitszeit von ...... Stunden zu-
züglich bestehender Übertragungsmöglichkeiten
nicht überschreiten darf.
Die Gleitzeitperiode beträgt

• 3 Monate und deckt sich mit dem jeweiligen Kalen-
dervierteljahr

• .................... Monat/e und
beginnt am ..............................

8. Übertragungsmöglichkeit von Zeitguthaben
und Zeitschulden
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer kann ein
am Ende der Gleitzeitperiode bestehendes Zeitgutha-
ben von maximal ...... Stunden in die nächste Gleit-
zeitperiode übertragen. Die übertragenen Stunden
sind keine Überstunden sondern stellen Normalar-
beitszeit dar.
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer kann eine
am Ende der Gleitzeitperiode bestehende Zeitschuld
vonmaximal ...... Stunden in die nächste Gleitzeitpe-
riode übertragen. Überschreitet am Ende einer Gleit-
zeitperiode die tatsächliche Zeitschuld dieses maxi-
mal übertragbare Ausmaß, wird die Differenz zwi-
schen maximaler Übertragungsmöglichkeit und tat-
sächlicher Zeitschuld mit dem Normalstundensatz
bei der Monatsabrechnung in Abzug gebracht.

• Aus den Zeitguthaben können maximal ...... freie
Tage (Gleittage) im Kalenderjahr konsumiert wer-

den. Die Konsumation dieser Gleittage bedarf einer
vorherigen schriftlichen Genehmigung durch die je-
weilige Vorgesetzte bzw den jeweiligen Vorgesetz-
ten.

9. Arbeitszeitaufzeichnung
Der Beginn und das Ende der Arbeitszeit werden durch
(zB elektronische Zeiterfassung)
.............................. aufgezeichnet.
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer verpflichtet
sich, Beginn und Ende ihrer/seiner täglichen Arbeits-
zeit durch (zB entsprechendes Betätigen des Zeiter-
fassungsgerätes) aufzuzeichnen.
In den Fällen berechtigter Abwesenheit vom Arbeits-
ort (zB bezahlte Dienstverhinderungen, Feiertage, Ur-
laube) wird für die Zeiterfassung die fiktive Normalar-
beitszeit der Arbeitnehmerin bzw des Arbeitnehmers
zugrunde gelegt.
Bei Dienstreisen wird die von der Arbeitnehmerin bzw
dem Arbeitnehmer bekannt zu gebende tatsächliche
Arbeitszeit, soweit diese innerhalb des Gleitzeitrah-
mens liegt, der (zB elektronischen)
.............................. Zeiterfassung zugrunde ge-
legt.

• Für die Zeiterfassung ist eine Gleitzeitbeauftragte
bzw ein Gleitzeitbeauftragter verantwortlich. Dieser
bzw diesem obliegt die Kontrolle der erfassten Zei-
ten, deren Korrektur, die manuelle Zeiteingabe in
den oben genannten Fällen sowie die Übertragung
von Zeitguthaben und Zeitschulden in die nächste
Gleitzeitperiode.

10. Beendigung des Arbeitsverhältnisses
Im Falle der Auflösung des Arbeitsverhältnisses sind
Zeitschulden bzw Zeitguthaben bis zum Ende des Ar-
beitsverhältnisses auszugleichen. Sind am Ende des
Arbeitsverhältnisses dennoch Zeitschulden oder Zeit-
guthaben offen, so werden bei der Endabrechnung
Zeitguthaben in Geld abgegolten, Zeitschulden mit
dem Normalstundensatz von der Endabrechnung ab-
gezogen.

11. Geltungsdauer

• Diese Betriebsvereinbarung tritt am
.............................. in Kraft und ist bis
.............................. befristet.

• Diese Betriebsvereinbarung tritt am
.............................. in Kraft und kann mit ei-
ner Frist von 3 Monaten von beiden Vertragspar-
teien zum Ablauf eines jeden Kalendermonates ge-
kündigt werden. Die Kündigung bedarf der Schrift-
form.
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................................................ ,am
Ort

........................................................
Datum

........................................................
Arbeitgeberin bzw Arbeitgeber

........................................................
Vorsitzende bzw Vorsitzender des Betriebsrates

• Falls nicht zutreffend, bitte streichen!
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BEILAGE 2:

Muster Dienstzettel gemäß § 5 ÖRK-KV

DIENSTZETTEL

gemäß § 2 Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, BGBl 459/1993 (AVRAG)

1. Name und Anschrift der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers: .....................................................

...............................................................................................................................

...............................................................................................................................

2. Name und Anschrift der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers: ................................................

...............................................................................................................................

...............................................................................................................................

3. Beginn des Arbeitsverhältnisses: .......................................................................................

4. Probezeit ja*/nein*; Dauer der Probezeit: ............................................................................

5. Befristung ja*/nein*; Dauer der Befristung: ..........................................................................

6. Kündigungsfrist: (§ 13 ÖRK-KV) ........................................................................................

Kündigungstermin: (§ 13 ÖRK-KV) .....................................................................................

7. Anzuwendende Normen der kollektiven Rechtsgestaltung (Bezeichnung von Kollektivvertrag, Satzung, Min-
destlohntarif, Lehrlingsentschädigung und Betriebsvereinbarung):
Kollektivvertrag des Österreichischen Roten Kreuzes

8. Kollektivvertrag*, Satzung*, Mindestlohntarif*, Betriebsvereinbarungen* liegen im

................................................................................................... zur Einsichtnahme auf.

9. Arbeits-(Einsatz)ort: ......................................................................................................

10. Tätigkeit: ...................................................................................................................

...............................................................................................................................

11. Einstufung lt. Kollektivvertrag*/Betriebsvereinbarung*/innerbetrieblichem Lohnschema*:

...............................................................................................................................

Kollektivvertragslohn/-gehalt: ..........................................................................................

12. Entgelt:

a) Bruttostundenlohn: ....................................................................................................

b) Bruttomonatslohn/gehalt: ............................................................................................

c) Zulagen: .................................................................................................................

d) Provisionen/Prämien: .................................................................................................
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e) Überstundenpauschale in Höhe von: .................... für .................... Überstunden/Monat

f) Reisekosten- u. Reiseaufwandsentschädigung, Diäten, Trennungsgeld etc. ...................................

g) Sonderzahlungen (Urlaubszuschuss, Weihnachtsremuneration etc) (§ 28 ÖRK-KV): .......................

h) sonstige Entgeltansprüche: ..........................................................................................

13. Fälligkeit des monatlichen Entgelts und der Sonderzahlungen: ....................................................

14. Urlaubsausmaß pro Arbeits-*/Kalenderjahr*: .............................. Werktage*/Arbeitstage*

15. Arbeitszeit

a) wöchentliche Normalarbeitszeit (§ 15 ÖRK-KV): ..................................................................

b) Verteilung der Normalarbeitszeit auf die einzelnen Wochentage:...............................................

...............................................................................................................................

...............................................................................................................................

16. Name und Anschrift der Mitarbeiterinnen- bzw. Mitarbeiter-Vorsorgekasse: .....................................

...............................................................................................................................

...............................................................................................................................

........................................................
Unterschrift der Arbeitgeberin bzw des Arbeit-

gebers(Firmenmäßige Zeichnung)

........................................................
Ort und Datum
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BEILAGE 3:

Empfohlene Muster-Betriebsvereinbarung gem § 97Abs 1 Z 6 und Z 12 ArbVG

über die Anzahl der den Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmern zur Verfügung
zu stellenden Bekleidungsstücke, die Tragedauer sowie die Art der Reinigung

der Arbeits- und Sicherheitskleidung,

BETRIEBSVEREINBARUNG

abgeschlossen zwischen ..............................
und dem Betriebsrat für .............................. .

1. Gegenstand der Betriebsvereinbarung
Der § 12 Abs 3 des Kollektivvertrages des Österreichi-
schen Roten Kreuzes hält fest, dass die Anzahl der den
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zur Verfügung
zu stellenden Bekleidungsstücke und die Tragedauer,
sowie die Art der Reinigung auf Betriebsvereinba-
rungsebene entsprechend bedarfsorientiert zu regeln
ist.

2. Anzahl, Art und Tragedauer der den Arbeit-
nehmerinnen bzw Arbeitnehmern zur Verfü-
gung zu stellenden Bekleidungsstücke
Die Anzahl und die Art der Bekleidungsstücke, sowie
die Tragedauer sind in der jeweils aktuellen Fassung
der .............................. (Uniformordnung,
Dienstkleiderordnung, Anweisung, etc)

.............................. der Arbeitgeberin bzw des
Arbeitgebers vom .................... geregelt.
Diese .................... (Uniformordnung, Dienstklei-
derordnung, Anweisung) .................... ist mittels
Rundschreiben zu verlautbaren.

3. Art der Reinigung
Die Arbeits- und Sicherheitskleidung wird von der Ar-
beitgeberin bzw dem Arbeitgeber xx mal pro Monat
getauscht und gereinigt.
Besteht keine Tauschmöglichkeit, erhalten Arbeitneh-
merinnern bzw Arbeitnehmer eine monatliche Abgel-
tung von € 15 Euro pro Monat für die Reinigung.
Bei besonderer Verschmutzung – zB Kontaminierung -
erhalten die Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer für
die Reinigung bei einem Textilreinigungs- oder Wä-
schereibetrieb die Kosten gegen Rechnungslegung er-
setzt.

........................................................ , am ..................................................

........................................................
Arbeitgeberin bzw Arbeitgeber

........................................................
Vorsitzende bzw Vorsitzender des Betriebsrates
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ANHANG

für das Bundesland Oberösterreich

01. Jänner 2020

Dieser Anhang beinhaltet die landesspezifischen, dem
Anhang vorbehaltenen Bestimmungen des Kollektiv-

vertrages des Österreichischen Roten Kreuzes, die ei-
nen integrierenden Bestandteil desselben bilden.
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A. ARBEITNEHMER BZW ARBEITNEHMERINNEN, DIE BIS ZUM
31. 05. 2006 EINGETRETEN SIND

I Geltungsbereich – geschlechtsneutrale Bezeichnungen

(1) Örtlich: für das Bundesland Oberösterreich.

(2) Zeitlich: für alle Dienstverhältnisse, die bis zum
31. 05. 2006 eingegangen wurden.

(3) Alle personenbezogenen Bezeichnungen gelten
gleichermaßen für Personen sowohl weiblichen als
auch männlichen Geschlechts.

II Wöchentliche bzw tägliche Arbeitszeit

(1) Im Sinne des § 15 (1) des Kollektivvertrages be-
trägt die wöchentliche Normalarbeitszeit für die Ar-
beitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen grundsätzlich
40 Stunden, die tägliche Normalarbeitszeit grundsätz-
lich 8 Stunden.

(2) Abweichend von der Regelung des AZG sind in
dieser Normalarbeitszeit vom Arbeitgeber bzw von
der Arbeitgeberin bezahlte Pausen von je 30 Minuten
pro Arbeitstag ausschließlich für Sanitäter bzw Sanitä-
terinnen im Rettungs- und Krankentransportdienst,
welche gem § 5 AZG und einer entsprechenden Be-
triebsvereinbarung auf Grund von Arbeitsbereitschaft
eine verlängerte wöchentliche Arbeitszeit haben, so-
wie für die Mitarbeiter bzwMitarbeiterinnen einer Blut-
spendeeinrichtung, enthalten. Sanitäter bzw Sanitä-
terinnen im Rettungs- und Krankentransportdienst

mit einer wöchentlichen Normalarbeitszeit von
40 Stunden gem Abs (1) gebührt keine bezahlte Pau-
se.

(3) Die Überstundengrundvergütung und die Grund-
lage für die Berechnung der Überstunden ist 1/173
des Monatsgehaltes.

(4) Für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die
dem KA-AZG, BGBl Nr 8/1997 unterliegen, wird fol-
gende Regelung getroffen: Gemäß § 5 (1) KA-AZG
wird festgelegt, dass Überstundenarbeit vorliegt,
wenn die Tagesarbeitszeit 12 Stunden bzw die Wo-
chenarbeitszeit 40 Stunden übersteigt. Andere Rege-
lungen könnenmit einer Betriebsvereinbarung getrof-
fen werden.

III Gehalt

DasGehalt gebührt nach dem jeweils für Verwaltungs-
angestellte der Österreichischen Sozialversicherungs-
träger gültigen Gehaltsschema (Dienstordnung für die
Angestellten bei den Sozialversicherungsträgern Ös-
terreichs bzw Dienstordnung für die in den Verwal-
tungsdienststellen der österreichischen Sozialversi-
cherungsträger beschäftigten Arbeiter bzw Arbeiterin-
nen in den jeweils geltenden Fassungen – Gehalts-
schema 1 und 2). Für Beschäftigte im Bereich der Mo-
bilen Pflege und Betreuung (Hauskrankenpflege, Mo-

bile Hilfe und Betreuung (inkl Heimhilfe), welche zwi-
schen 01. 01. 1998 und 31. 05. 2006 ein Dienstver-
hältnis begonnen haben, gilt ab 01. 01. 2020 das Ge-
haltsschema 3. Für alle in einer Blutspendeeinrichtung
beschäftigten Ärzte bzw Ärztinnen gilt das Gehalts-
schema 4 (siehe Punkt C.).
Das Gehalt der Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen
richtet sich nach der Zugehörigkeit zu einer der fol-
genden Verwendungsgruppen:
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IIIa. Gehaltsschema 1

Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen des Verwaltungs-, des Rettungs-
und Krankentransportdienstes (Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die im

Jahr 1993 in bzw höher als die Verwendungsgruppe BII/Stufe 14
eingestuft waren)

Verwendungsgruppe A:

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen ohne Ausbil-
dung (Hilfsdienst)

Verwendungsgruppe B I:

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Kanzlei-
und Schreibdienst

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen in Sozialbe-
ratungsstellen

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Reini-
gungsdienst einer Blutspendeeinrichtung

Verwendungsgruppe B II:

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen mit Ausbil-
dung für den Sanitätshilfsdienst im Sinne des Kran-
kenpflegegesetzes

• Sanitäter bzw Sanitäterinnen, die am 01. 01. 1993
über der Verwendungsgruppe BII, Stufe 14 einge-
stuft waren

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im qualifi-
zierten Kanzlei- und Schreibdienst

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Telefon-
und Funkdienst

Verwendungsgruppe C I:

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Verwal-
tungs-, Rechnungs- und Betriebsdienst

• Dienstführende im Rettungs- und Krankentran-
sportdienst (RKT) einer Dienststellemit über 20Mit-
arbeitern bzw Mitarbeiterinnen (einschließlich frei-
williger Mitarbeiter bzw Mitarbeiterinnen und Zivil-
dienstleistender) mit entsprechender Ausbildung
und Abschlussprüfung.

• Funk- und Telefondienst bei größeren Dienststellen
(d.s. Dienststellen mit über 10.000 Ausfahrten pro
Jahr)

Verwendungsgruppe C II:

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im qualifi-
zierten Verwaltungs-, Rechnungs- und Betriebs-
dienst (Sachbearbeiter bzw Sachbearbeiterin)

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen des Gehobe-
nen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege
nach dem GuKG

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen in Sekreta-
riaten von Bezirksorganisationen
a) mit mind. zweijähriger Erfahrung im Bezirksse-

kretariat
b) als ständiger Stellvertreter bzw ständige Stell-

vertreterin eines Bezirksgeschäftsleiters bzw ei-
ner Bezirksgeschäftsleiterin

c) mit entsprechender Ausbildung gem den Richtli-
nien des Arbeitgebers bzw der Arbeitgeberin

d) mit positiv abgeschlossener Verwaltungsprüfung
gem den Richtlinien des Arbeitgebers bzw der
Arbeitgeberin
Pro Sekretariat einer Bezirksorganisation kann
diese Position nur ein Arbeitnehmer bzw. eine
Arbeitnehmerin (inkl RK 17 bzw RK 16) einneh-
men.

Verwendungsgruppe C III:

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im qualifi-
zierten technischen Dienst

• Bezirksgeschäftsleiter bzw Bezirksgeschäftsleiterin
Nach Maßgabe des Umfanges des Wirkungsberei-
ches und des Erfolgs der Verwendung können Be-
zirksgeschäftsleiter bzw Bezirksgeschäftsleiterin-
nen frühestens zwei Jahre nach Übernahme dieser
Funktion nach den vom Arbeitgeber bzw von der Ar-
beitgeberin festgelegten Richtlinien in die Verwen-
dungsgruppen D I, D II, E I eingestuft werden.
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Gehaltsschema 1

für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen des Verwaltungs-, des Rettungs-
und Krankentransportdienstes (Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die im
Jahr 1993 in bzw höher als die Verwendungsgruppe BII/Stufe 14 eingestuft

waren) sowie des Funk- und Journaldienstes, welche
vor dem 01. 06. 2006 eingetreten sind

gültig ab 01. 01. 2020 (Beträge in €)

Be-
zugs-
stufe

Jahre A B I B II C I C II C III D I D II E I E II E III

46,10 61,10 72,30 85,80 96,80 108,80 122,50 133,70 147,00 158,60 169,60
1 1 1.759,90 1.914,70 2.034,00 2.154,50 2.274,60 2.385,40 2.522,70 2.639,90 2.781,30 2.894,40 2.996,10
2 2 1.806,00 1.975,80 2.106,30 2.240,30 2.371,40 2.494,20 2.645,20 2.773,60 2.928,30 3.053,00 3.165,70
3 3 1.852,10 2.036,90 2.178,60 2.326,10 2.468,20 2.603,00 2.767,70 2.907,30 3.075,30 3.211,60 3.335,30
4 4– 5 1.898,20 2.098,00 2.250,90 2.411,90 2.565,00 2.711,80 2.890,20 3.041,00 3.222,30 3.370,20 3.504,90
5 6– 7 1.944,30 2.159,10 2.323,20 2.497,70 2.661,80 2.820,60 3.012,70 3.174,70 3.369,30 3.528,80 3.674,50
6 8– 9 1.990,40 2.220,20 2.395,50 2.583,50 2.758,60 2.929,40 3.135,20 3.308,40 3.516,30 3.687,40 3.844,10

7 10–11 2.036,50 2.281,30 2.467,80 2.669,30 2.855,40 3.038,20 3.257,70 3.442,10 3.663,30 3.846,00 4.013,70
8 12–13 2.082,60 2.342,40 2.540,10 2.755,10 2.952,20 3.147,00 3.380,20 3.575,80 3.810,30 4.004,60 4.183,30
9 14–15 2.128,70 2.403,50 2.612,40 2.840,90 3.049,00 3.255,80 3.502,70 3.709,50 3.957,30 4.163,20 4.352,90

10 16–17 2.174,80 2.464,60 2.684,70 2.926,70 3.145,80 3.364,60 3.625,20 3.843,20 4.104,30 4.321,80 4.522,50
11 18–19 2.220,90 2.525,70 2.757,00 3.012,50 3.242,60 3.473,40 3.747,70 3.976,90 4.251,30 4.480,40 4.692,10
12 20–21 2.267,00 2.586,80 2.829,30 3.098,30 3.339,40 3.582,20 3.870,20 4.110,60 4.398,30 4.639,00 4.861,70
13 22–23 2.313,10 2.647,90 2.901,60 3.184,10 3.436,20 3.691,00 3.992,70 4.244,30 4.545,30 4.797,60 5.031,30
14 24–25 2.359,20 2.709,00 2.973,90 3.269,90 3.533,00 3.799,80 4.115,20 4.378,00 4.692,30 4.956,20 5.200,90
15 26–27 2.405,30 2.770,10 3.046,20 3.355,70 3.629,80 3.908,60 4.237,70 4.511,70 4.839,30 5.114,80 5.370,50
16 28–29 2.451,40 2.831,20 3.118,50 3.441,50 3.726,60 4.017,40 4.360,20 4.645,40 4.986,30 5.273,40 5.540,10
17 30–31 2.497,50 2.892,30 3.190,80 3.527,30 3.823,40 4.126,20 4.482,70 4.779,10 5.133,30 5.432,00 5.709,70
18 32–33 2.543,60 2.953,40 3.263,10 3.613,10 3.920,20 4.235,00 4.605,20 4.912,80 5.280,30 5.590,60 5.879,30

Be-
zugs-
stufe

Jahre F I F II F III G I GII

181,60 196,70 210,30 249,10 257,60
1 1 3.123,10 3.257,70 3.411,90 3.767,40 3.898,70
2 2 3.304,70 3.454,40 3.622,20 4.016,50 4.156,30
3 3 3.486,30 3.651,10 3.832,50 4.265,60 4.413,90
4 4– 5 3.667,90 3.847,80 4.042,80 4.514,70 4.671,50
5 6– 7 3.849,50 4.044,50 4.253,10 4.763,80 4.929,10
6 8– 9 4.031,10 4.241,20 4.463,40 5.012,90 5.186,70
7 10–11 4.212,70 4.437,90 4.673,70 5.262,00 5.444,30

8 12–13 4.394,30 4.634,60 4.884,00 5.511,10 5.701,90
9 14–15 4.575,90 4.831,30 5.094,30 5.760,20 5.959,50

10 16–17 4.757,50 5.028,00 5.304,60 6.009,30 6.217,10
11 18–19 4.939,10 5.224,70 5.514,90 6.258,40 6.474,70
12 20–21 5.120,70 5.421,40 5.725,20 6.507,50 6.732,30
13 22–23 5.302,30 5.618,10 5.935,50 6.756,60 6.989,90
14 24–25 5.483,90 5.814,80 6.145,80 7.005,70 7.247,50
15 26–27 5.665,50 6.011,50 6.356,10 7.254,80 7.505,10
16 28–29 5.847,10 6.208,20 6.566,40 7.503,90 7.762,70
17 30–31 6.028,70 6.404,90 6.776,70 7.753,00 8.020,30
18 32–33 6.210,30 6.601,60 6.987,00 8.002,10 8.277,90
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Mehrdienstleistungsvergütung pro Monat lt VII (1) ........................................................ 307,01

Mehrdienstleistungsvergütung pro Monat lt VII (2) ........................................................ 408,47

Nachtdienstzulage pro Monat lt VII (4) (RKT) .............................................................. 179,36

Dienstalterszulage pro Monat lt VIII (3) ..................................................................... 138,96

Bildschirmzulage pro Monat (von 3 bis 10 Stunden Bildschirmtätigkeit/Woche) ...................... 29,07

Bildschirmzulage pro Monat (mehr als 10 Stunden Bildschirmtätigkeit/Woche) ....................... 50,87

IIIb. Gehaltsschema 2

Gehaltsschema für das Pflegepersonal in den Mobilen Gesundheits- und
Sozialen Diensten (DGKP, FSBA, HH - die nicht ab 01. 01. 1998 im

Gehaltsschema 3 einzustufen sind), einer Blutspendeeinrichtung und im
Rettungs- und Krankentransportdienst

Verwendungsgruppe IB:

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen mit der Aus-
bildung und Prüfung zum Altenbetreuer bzw zur Al-
tenbetreuerin gemäß LGBl. für OÖ, Nr 59/1992

• Sanitäter bzw Sanitäterinnen

Verwendungsgruppe IC:

• Pflegehelfer bzw Pflegehelferinnen mit Ausbildung
und Prüfung gemäß BGBl Nr 175/1991

Verwendungsgruppe IIA:

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen des Gehobe-
nen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege
und des medizinisch-technischen Fachdienstes

• Bezirkspflegedienstleitung (+ 12%ige Leitungszu-
lage, 14x jährlich)

• Teamleitung ab 10 Mitarbeiter bzw Mitarbeiterinnen

Verwendungsgruppe IIC:

• Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen des Gehobe-
nen medizinisch-technischen Dienstes

Verwendungsgruppe IIIA:

• Bestellte ständige Stellvertreter bzw Stellvertreter-
innen leitender Assistenten bzw Assistentinnen der
Gehobenen medizinisch-technischen Dienste

Verwendungsgruppe IIIB:

• Bestellte leitende Assistenten bzw Assistentinnen
der Gehobenen medizinisch-technischen Dienste

Verwendungsgruppe IIIC:

• Bestellte Leiter bzw Leiterinnen der Hauskranken-
pflege und der Altenbetreuung
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Gehaltsschema 2

für das Pflegepersonal in HKP, GSD (die nicht im Gehaltsschema 3 einzustufen
sind), sowie für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen einer

Blutspendeeinrichtung, des Rettungs- und Krankentransportdienstes, welche
bis zum 01. 06. 2006 eingetreten sind,

gültig ab 01. 01. 2020 (Beträge in €)

Be-
zugs-
stufe

Jahre IA IB IC IIA IIB IIC IIIA IIIB IIIC IVA IVB

59,50 68,70 78,00 93,30 97,80 116,90 122,50 129,60 132,10 141,30 150,50
1 1 1.964,10 2.081,20 2.092,90 2.473,80 2.496,10 2.599,60 2.636,80 2.692,10 2.761,50 2.856,10 2.952,70
2 2 2.023,60 2.149,90 2.170,90 2.567,10 2.593,90 2.716,50 2.759,30 2.821,70 2.893,60 2.997,40 3.103,20
3 3 2.083,10 2.218,60 2.248,90 2.660,40 2.691,70 2.833,40 2.881,80 2.951,30 3.025,70 3.138,70 3.253,70
4 4– 5 2.142,60 2.287,30 2.326,90 2.753,70 2.789,50 2.950,30 3.004,30 3.080,90 3.157,80 3.280,00 3.404,20
5 6– 7 2.202,10 2.356,00 2.404,90 2.847,00 2.887,30 3.067,20 3.126,80 3.210,50 3.289,90 3.421,30 3.554,70
6 8– 9 2.261,60 2.424,70 2.482,90 2.940,30 2.985,10 3.184,10 3.249,30 3.340,10 3.422,00 3.562,60 3.705,20
7 10–11 2.321,10 2.493,40 2.560,90 3.033,60 3.082,90 3.301,00 3.371,80 3.469,70 3.554,10 3.703,90 3.855,70
8 12–13 2.380,60 2.562,10 2.638,90 3.126,90 3.180,70 3.417,90 3.494,30 3.599,30 3.686,20 3.845,20 4.006,20
9 14–15 2.440,10 2.630,80 2.716,90 3.220,20 3.278,50 3.534,80 3.616,80 3.728,90 3.818,30 3.986,50 4.156,70

10 16–17 2.499,60 2.699,50 2.794,90 3.313,50 3.376,30 3.651,70 3.739,30 3.858,50 3.950,40 4.127,80 4.307,20

11 18–19 2.559,10 2.768,20 2.872,90 3.406,80 3.474,10 3.768,60 3.861,80 3.988,10 4.082,50 4.269,10 4.457,70
12 20–21 2.618,60 2.836,90 2.950,90 3.500,10 3.571,90 3.885,50 3.984,30 4.117,70 4.214,60 4.410,40 4.608,20
13 22–23 2.678,10 2.905,60 3.028,90 3.593,40 3.669,70 4.002,40 4.106,80 4.247,30 4.346,70 4.551,70 4.758,70
14 24–25 2.737,60 2.974,30 3.106,90 3.686,70 3.767,50 4.119,30 4.229,30 4.376,90 4.478,80 4.693,00 4.909,20
15 26–27 2.797,10 3.043,00 3.184,90 3.780,00 3.865,30 4.236,20 4.351,80 4.506,50 4.610,90 4.834,30 5.059,70
16 28–29 2.856,60 3.111,70 3.262,90 3.873,30 3.963,10 4.353,10 4.474,30 4.636,10 4.743,00 4.975,60 5.210,20
17 30–31 2.916,10 3.180,40 3.340,90 3.966,60 4.060,90 4.470,00 4.596,80 4.765,70 4.875,10 5.116,90 5.360,70
18 32–33 2.975,60 3.249,10 3.418,90 4.059,90 4.158,70 4.586,90 4.719,30 4.895,30 5.007,20 5.258,20 5.511,20

IIIc. Gehaltsschema 3

Gehaltsschema für das Personal in der Mobilen Pflege und Betreuung

(DGKP, FSBA, HH)

Für die Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen in der
Mobilen Pflege und Betreuung (Hauskrankenpflege,
Mobile Hilfe und Betreuung inkl Heimhilfe), welche in
der Zeit zwischen 01. 01. 1998 bis 31. 05. 2006 ein
Dienstverhältnis begonnen haben (und nicht bis zum
31. 12. 2014 in jenes Gehaltsschema gewechselt sind,
welches für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen
gilt, die nach dem 01. 06. 2006 eingetreten sind)
und in diesem Zeitraum nach der jeweils gültigen Ge-
haltstabelle des Mindestlohntarifes für Berufsgruppen
der Sozialen Dienste eingestuft waren, gelten ab
01. 01. 2020 folgende Gehaltsregelungen und Ge-
haltsschemata:

(1) Die Einstufung der Arbeitnehmer bzw Arbeitneh-
merinnen in Verwendungsgruppen aufgrund der in
Abs (2) angeführten Ausbildungs- und Tätigkeits-
merkmale ist vom überwiegend wahrgenommenen
Aufgabenbereich abhängig. Bei Überlagerung von Tä-
tigkeiten aus verschiedenen Aufgabenbereichen sind
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen nach der höher
bewerteten Tätigkeit einzureihen, wenn sich diese in
einem erheblichen Ausmaß und regelmäßig wieder-
holt.
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(2) Die Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen sind
nach Maßgabe des Abs (1) in nachstehend angeführte
Verwendungsgruppen einzureihen:

VwGr 2:
Fachsozialbetreuer bzw Fachsozialbetreuerin Altenar-
beit (FSB „A“)

VwGr 3:
Diplomiertes Gesundheits- und Krankenpflegeperso-
nal

Teamleitung ab 10 Mitarbeitern bzw Mitarbeiterinnen
Primary Nurse – für eine Patientengruppe lt Definition
der Landespflegedienstleistung primär verantwortli-
che DGKS/DGKP VwGr. 3 mit 50% Zuschlag auf
VwGr. 4

VwGr 5:
Bezirkspflegedienstleitung

Gehaltsschema 3
gültig ab 01. 01. 2020 (Beträge in €)

Stufe Berufsj. VwGr 1 VwGr 2 VwGr 3 VwGr 4 VwGr 5 VwGr 6

Stufe Berufsj. VwGr 1 VwGr 2 VwGr 3 VwGr 4 VwGr 5 VwGr 6
1 1. und 2. 1.982,85 2.153,50 2.214,92 2.345,99 2.568,52 3.076,34
2 3. und 4. 2.008,15 2.194,60 2.256,02 2.393,29 2.617,92 3.166,44
3 5. und 6. 2.032,35 2.233,50 2.298,12 2.441,69 2.667,42 3.256,84
4 7. und 8. 2.058,65 2.274,50 2.340,02 2.490,09 2.715,72 3.346,24
5 9. und 10. 2.082,75 2.314,40 2.380,12 2.537,39 2.765,22 3.436,34
6 11. und 12. 2.109,15 2.353,30 2.421,02 2.637,29 2.813,52 3.525,74

7 13. und 14. 2.135,45 2.394,40 2.462,12 2.736,09 2.862,92 3.614,44
8 15. und 16. 2.167,95 2.445,90 2.516,82 2.837,09 2.925,02 3.713,24
9 17. und 18. 2.202,75 2.497,40 2.570,42 2.937,09 2.988,12 3.812,14

10 19. und 20. 2.235,25 2.550,00 2.623,02 3.035,89 3.050,12 3.909,54
11 21. und 22. 2.268,95 2.601,50 2.676,62 3.135,79 3.111,22 4.006,74
12 23. und 24. 2.303,65 2.653,00 2.729,22 3.233,59 3.174,32 4.105,24
13 25. und 26. 2.336,25 2.703,50 2.781,82 3.331,39 3.237,32
14 27. und 28. 2.369,95 2.768,70 2.849,12 3.430,29 3.315,22
15 29. und 30. 2.400,45 2.832,90 2.916,32 3.528,09 3.394,02
16 31. und 32. 2.434,05 2.897,10 2.982,62 3.625,89 3.470,82
17 33. und 34. 2.434,05 2.898,90 2.982,62 3.641,49 3.472,32
18 35. und 36. 2.451,15 2.963,40 3.049,22 3.739,79 3.552,22

19 37. und 38. 2.484,95 3.027,90 3.115,72 3.839,09 3.630,02
20 39. und 40. 2.518,75 3.093,50 3.183,32 3.923,09 3.709,92
21 41. und 42. 2.553,55 3.158,00 3.250,92 4.004,99 3.788,82
22 43. und 44. 2.605,75 3.255,20 3.352,32 4.130,89 3.906,52

(3) Heimhelfern bzw Heimhelferinnen mit oder ohne
Ausbildung gebühren, sofern diese bis zum 31. 05.
2006 eingestellt wurden, nachstehende Bruttomo-
natsgehälter für die Normalarbeitszeit von 40 Stunden
pro Woche (ab 01. 01. 2020)

Stufe Berufsjahr HH

1 1. und 2. 1.892,82
2 3. und 4. 1.924,42

3 5. und 6. 1.966,42
4 7. und 8. 1.998,02
5 9. und 10. 2.024,22
6 11. und 12. 2.050,52
7 13. und 14. 2.076,92
8 15. und 16. 2.103,22
9 17. und 18. 2.129,42

10 19. und 20. 2.155,72
11 21. und 22. 2.203,02
12 23. und 24. 2.229,32
13 25. bis 27. 2.255,72
14 28. bis 30. 2.281,92
15 31. bis 33. 2.308,22
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(4) Zulagen: Neben dem Gehalt laut Tabellen (Ge-
haltsschema 3) gebühren folgende Zulagenmonatlich
pauschal 14 x jährlich:

a) Erschwerniszulage für VwGr 2 und
VwGr 3 .......................................€ 192,59
ab Gehaltsstufe 8 ...........................€ 218,75

b) Leitungszulage für VwGr 5
Diplompersonal in der Funktion als
Bezirkspflegedienstleitung ................€ 352,04

c) Heimhelfer bzw Heimhelferinnen erhal-
ten im Monat eine Erschwerniszulage
von ............................................€ 141,74

d) Teilzeitbeschäftigte erhalten den aliquo-
ten Anteil der Zulagen von (a) bis (c)

(5) Die Gehälter des Gehaltsschemas 3 erhöhen sich
nach folgender Regelung:
Die betragsmäßig niedrigste Gehaltsstufe jeder Ver-
wendungsgruppe wird um jenes Ausmaß, um das
das Gehalt für die Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerin-
nen im Pflege- und Betreuungsbereich der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger (DO.A) angehoben
wird, erhöht. Der sich daraus ergebende Erhöhungs-
betrag bildet jenen Fixbetrag, um den alle weiteren
Gehaltsstufen derselben Verwendungsgruppe zu er-
höhen sind.

(6) Die Zulagen gemäß Abs (4) erhöhen sich jeweils
um das prozentuelle Ausmaß, um das sich das Gehalt
der Verwendungsgruppe 1 Stufe 1 erhöht.

IV Vorrückung in höhere Gehaltsstufen für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen,
die im Gehaltsschema 1 oder 2 einzustufen sind

(1) Die Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen sind in
die Gehaltsstufe 1 der ihrer Verwendung entsprechen-
den Verwendungsgruppe einzustufen. Nach Maßgabe
der Festsetzung des Vorrückungsstichtages gemäß
Abs (2) bis (4) ist die entsprechende Vorrückung
durchzuführen.

(2) In den Gehaltsstufen 1 bis 3 verbleibt der Arbeit-
nehmer bzw die Arbeitnehmerin je ein Jahr, von der
Gehaltsstufe 4 an rückt er nach je zwei weiteren
Dienstjahren in die nächsthöhere Gehaltsstufe vor.

(3) Zeitvorrückungen werden mit dem Ersten eines
Monats wirksam, wenn die Dienstzeit, die zu einer sol-
chen Vorrückung führt, bis zum15. des Monats vollen-
det wird, ansonsten mit dem nächstfolgenden Mo-
natsersten.

(4) Bei Überstellung eines Arbeitnehmers bzw einer
Arbeitnehmerin in eine höhere Verwendungsgruppe
ändert sich die Gehaltsstufe nicht.

V Reisegebühren

Nachstehende Bestimmungen regeln den Ersatz der
Reisekosten und den Ersatz der Reiseaufwendungen,
die den Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen im
Rahmen beruflich bedingter und angeordneter Reise-
tätigkeit entstanden sind. Die Bestimmungen sind
nicht anzuwenden, wenn für einzelne Beschäftigungs-
gruppen des Arbeitgebers bzw der Arbeitgeberin ab-
weichende Regelungen getroffen wurden.

(1) Begriff der Dienstreise und des Dienstortes
Eine Dienstreise liegt vor, wenn der Arbeitnehmer bzw
die Arbeitnehmerin zur Ausführung eines ihm bzw ihr
erteilten Auftrages seinen bzw ihren Dienstort ver-
lässt.
Als Dienstort im Sinne dieser Bestimmungen gilt die
Betriebsstätte bzw wenn die Dienstreise von der Woh-
nung aus angetreten wird, die Wohnung.
Die Dienstreise beginnt mit dem Verlassen der Be-
triebsstätte bzw mit dem reisenotwendigen Verlassen

der Wohnung und endet mit der Rückkehr zur Be-
triebsstätte bzw in die Wohnung.
Der Arbeitgeber bzw die Arbeitgeberin ordnet an, ob
die Dienstreise von der Wohnung oder von der Be-
triebsstätte aus angetreten wird.

(2) Reisekostenentschädigung
Dem Arbeitnehmer bzw der Arbeitnehmerin sind die
durch eine Dienstreise oder einen Dienstweg entste-
henden Kosten gegen Vorlage entsprechender Belege
oder Abrechnungen zu ersetzen. Der Arbeitnehmer
bzw die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, die kosten-
günstigste Variante der Reise zu wählen.

a) Mangels anderer Vereinbarung ist der Arbeitneh-
mer bzw die Arbeitnehmerin grundsätzlich verpflich-
tet, öffentliche Verkehrsmittel (Eisenbahn II. Klasse,
Autobus, Straßenbahn, etc) oder bei Verfügbarkeit
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Verkehrsmittel des Arbeitgebers bzw der Arbeitgebe-
rin in Anspruch zu nehmen.

b) Für die Verwendung des Privat-Kfz des Arbeitneh-
mers bzw der Arbeitnehmerin ist eine ausdrückliche
Bewilligung des Arbeitgebers bzw der Arbeitgeberin
erforderlich.

Zur Abdeckung des durch die Haltung und Benützung
des Kfz entstehenden Aufwandes wird bei Vorliegen
einer Bewilligung zur Benützung des Privat-Kfz ein Ki-
lometergeld gewährt.
Das Kilometergeld beträgt derzeit € 0,42 je gefahre-
nen Kilometer.
Über dieses Kilometergeld hinaus bestehen keine wei-
teren Ansprüche auf Reisekostenersatz. Über die ge-
fahrenen Kilometer sind Aufzeichnungen zu führen,
die anhand der Reisekostenabrechnung und/oder der
elektronischen Leistungserfassung bei der Abrech-
nung des Kilometergeldes vorzulegen sind.

(3) Reiseaufwandsentschädigung

a) Für die Bestreitung desmit der Dienstreise verbun-
denen persönlichen Mehraufwandes für Verpflegung
und Unterkunft erhält der Arbeitnehmer bzw die Ar-
beitnehmerin für jeden vollen Kalendertag eine Reise-
aufwandsentschädigung. Diese besteht aus dem Tag-
geld und dem Nächtigungsgeld.

b) Für Verwaltungsmitarbeiter bzw Verwaltungsmi-
tarbeiterinnen, Mitarbeiter bzw Mitarbeiterinnen der
Abnahmeteams einer Blutspendeeinrichtung und Mit-
arbeiter bzw Mitarbeiterinnen der Rufhilfe wird die
Reiseaufwandsentschädigung bei Dienstreisen bei ei-
ner Ausbleibezeit von über acht Stunden mit einem
Taggeld von € 29,07 und einem Nächtigungsgeld von
€ 15,– festgesetzt. Bei einer Ausbleibezeit von 4–
8 Stunden beträgt das Taggeld € 14,53. Ausgenom-
men davon sind jedenfalls Mitarbeiter bzw Mitarbei-
terinnen im Bereich der Mobilen Pflege und Betreu-
ung, sowie Sanitäter bzw Sanitäterinnen des Ret-
tungs- und Krankentransportdienstes (siehe dazu
Abs (4) – Abweichende Regelungen).

c) Das Nächtigungsgeld entfällt, wennmit der Dienst-
reise keine Nächtigung verbunden ist, das Quartier
beigestellt wird oder durch den Arbeitgeber bzw die
Arbeitgeberin nach Vorlage des Beleges bezahlt wird.

d) Eine Reiseaufwandsentschädigung entfällt bei Ent-
sendung des Arbeitnehmers bzw der Arbeitnehmerin
zu Veranstaltungen (zB Seminaren, Kursen, Tagun-
gen, Meetings, etc), sofern die Kosten der Teilnahme
an diesen Veranstaltungen inkl etwaig notwendiger
Verpflegung vom Arbeitgeber bzw von der Arbeitge-
berin getragen werden.

(4) Abweichende Regelungen

a) Im Bereich der Mobilen Pflege und Betreuung wird
eine lohngestalterische Vorschrift iS des § 68 (5) EStG
wie folgt festgelegt:
Für Aufwendungen in Folge Abwesenheit vom Dienst-
ort zur Verrichtung von dienstlichen Tätigkeiten ge-
bührt den Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen
der Hauskrankenpflege und der Mobilen Pflege und
Betreuung eine Entschädigung nach den Bestimmun-
gen der Reisegebührenvorschriften für Landesbe-
dienstete lt LGBl. 47/1994 in der jeweils gültigen Fas-
sung.
Bezüglich der Definitionen von Dienstreisen, Dienst-
verrichtungen und sonstigen Bestimmungen sowie
der daraus abgeleiteten Ansprüche gelten die Rege-
lungen lt LGBl. 47/1994 in der jeweils gültigen Fas-
sung.

b) Im Krankentransport sowie bei sonstigen Trans-
portfahrten außerhalb des Dienstortes wird ein Tag-
geld in der Höhe von € 19,60 nur dann gewährt, wenn
der Transport mindestens acht Stunden beträgt. Das
Nächtigungsgeld gebührt auch, wenn die Dienstreise
während der Nacht (mind. 8 Stunden, Rückkehr zum
Dienstort nach 24.00 Uhr) durchgeführt wird. Für
Dienstreisen bzw Krankentransporte ins Ausland gel-
ten die doppelten Ansätze.

c) Delegierte erhalten im Ausland ein Taggeld in der
Höhe von € 26,40 pro 24 Stunden.

(5) Geltendmachung der Ansprüche
Ansprüche imSinne dieses Abschnittsmüssen spätes-
tens innerhalb von 6 Monaten nach Beendigung der
Dienstreise oder des Dienstweges bei sonstigem Ver-
fall beim Arbeitgeber bzw bei der Arbeitgeberin durch
Rechnungslegung in der betriebsüblichen Form gel-
tend gemacht werden.

VI Abgeltung der Sonn- und Feiertagsdienste für den Bereich der Mobilen Pflege
und Betreuung

(1) Sonntagsdienste
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen der Mobilen
Pflege und Betreuung (inkl Heimhilfe), welche an
Sonntagen ihren Dienst versehen, erhalten für die er-
brachten Leistungsstunden ungeachtet ihres Gebiets-

status (Fixgebiet, Springer oder befristet Angestellte)
einen Zuschlag von 50%.
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(2) Feiertagsdienste
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen der Mobilen
Pflege und Betreuung (inkl Heimhilfe), welche ihren
Dienst an gesetzlichen Feiertagen erbringen, erhalten
für die erbrachten Leistungsstunden ungeachtet ihres
Gebietsstatus (Fixgebiet, Springer oder befristet An-
gestellte) einen Zuschlag von 60%.

(3) Zeitausgleich
Sollte ein Zeitausgleich, über das gesamte Ausmaß
oder aber auch nur für einen Teil der Mehr- bzw Über-

stunden, vereinbart werden, so ist der Zeitpunkt des
Verbrauches innerhalb jenes Quartals zu vereinbaren,
in dem die Mehr- bzw Überstunden angefallen sind.
Kommt es zu keiner Zeitausgleichsvereinbarung über
die verbleibenden oder die gesamten angefallenen
Mehr- bzw Überstunden, so ist das am Quartalsende
verbleibende Zeitguthaben am Ende des Quartals
auszubezahlen.

VIa. Abgeltung der Sonn- und Feiertagsdienste für den Bereich Rettungs- und
Krankentransportdienst (RKT)

(1) Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Ret-
tungs- und Krankentransportdienst erhalten an einem
Sonntag, wenn dieser ein Feiertag ist, einen Zeitaus-
gleich im Ausmaß der geleisteten Arbeitszeit ohne Zu-
schläge. Auch bei der Urlaubsberechnung wird der
Feiertag am Sonntag als freier Tag gewertet und daher
kein Urlaubstag in Abzug gebracht. Ostersonntag und
Pfingstsonntag werden wie gesetzliche Feiertage be-
handelt.

(2)Nachtdienststunden, die an einemWerktag begin-
nen und in einen Feiertag hineinreichen, sind nicht als
Feiertagsstunden anzusehen. Nachtdienststunden,
die am Feiertag beginnen und auf den folgenden
Werktag übergehen, sind als Feiertagsstunden zu be-
werten. Dies gilt sowohl für die Stunden am Feiertag,
als auch für die Stunden amWerktag, sofern die Stun-
den zusammenhängend erbracht werden.

VII Mehrleistungsvergütungen für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die im
Gehaltsschema 1 oder 2 einzustufen sind

(1) Den Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen kann
als Abgeltung der Mehrleistungen für 10 Mehrleis-
tungsstunden pro Monat eine monatliche Zulage von
€ 307,01 gebühren.
Insoweit sie jedoch Mehrleistungen im Rahmen des
nach § 20 (5) des Kollektivvertrages des Österreichi-
schen Roten Kreuzes bzw der Betriebsvereinbarung
über die Ausdehnung der Normalarbeitszeit auf Grund
der Arbeitsbereitschaft in Betracht kommenden Ar-
beitsausmaßes erbringen und ausschließlich im Tur-
nusdienst eingeteilt sind, gebührt eine monatliche Zu-
lage von € 408,47.

(2) Die Zulage gemäß Abs (1) gebührt vierzehnmal
pro Jahr. Sie erhöht sich jeweils um das prozentuelle
Ausmaß, um das sich das Gehalt der Verwendungs-
gruppe C III/1 erhöht.

(3) In besonderen Fällen kann unter Berücksichti-
gung der dienstlichen Inanspruchnahme eine Sonder-
regelung getroffen werden. Die Bestimmungen des
Abs (2) gelten für solche Sonderregelungen sinnge-
mäß.

(4) Den im Rettungs- und Krankentransportdienst
eingesetzten Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen,
die regelmäßig zum Nachtdienst eingeteilt sind, ge-
bührt eine Nachtdienstzulage in der Höhe von
€ 179,36 pro Monat.

(5) Die Zulage gemäß Abs (4) gebührt zwölfmal pro
Jahr.
Abs (2), zweiter Satz, gilt sinngemäß.

VIII Dienstalterszulage für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die im
Gehaltsschema 1 oder 2 einzustufen sind

(1) Hat der Arbeitnehmer bzw die Arbeitnehmerin in
seiner bzw ihrer Verwendungsgruppe die höchste Ge-
haltsstufe erreicht und in derselben zwei Jahre zurück-

gelegt sowie das 33. Dienstjahr vollendet, so erhält er
bzw sie eine Dienstalterszulage.
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(2) Bei zutreffenden Voraussetzungen nach Abs (1)
erhält der Arbeitnehmer bzw die Arbeitnehmerin eine
weitere Dienstalterszulage in der gleichen Höhe, wenn
die erste Dienstalterszulage bereits zwei Jahre bezo-
gen bzw das 35. Dienstjahr vollendet wurde.

(3) Die Dienstalterszulage beträgt ab 01. 01. 2020
€ 138,96.

IX Funktionszulagen für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die im
Gehaltsschema 1 oder 2 einzustufen sind

(1) Den Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen in
leitender Funktion (Bezirksgeschäftsleiter bzw Be-
zirksgeschäftsleiterin und Referatsleiter bzw Referats-
leiterin) wird neben der Mehrdienstleistung eine Funk-
tionszulage gewährt.

(2)Die Höhe der Funktionszulage beträgt mindestens
fünf und höchstens fünfzehn von Hundert des Brutto-
grundgehaltes. Sie wird im Einzelnen unter Berück-
sichtigung der Größe des Funktionsbereiches und der
Verantwortung festgesetzt.

X Gehaltszulage für Dienstnehmerinnen des DGKP und MTD

(1) Dienstnehmerinnen, die eine Tätigkeit als Diplo-
mierte Gesundheits- und Krankenpflegerperson
(DGKP) oder als MTD ausführen, erhalten für die
Dauer der Tätigkeit als Diplomierte Gesundheits-
und Krankenpflegerperson (DGKP) oder als MTD eine
Gehaltszulage in der Höhe von derzeit brutto
€ 269,11, vierzehnmal jährlich.

(2) Die Gehaltszulage gilt für Dienstverhältnisse mit
einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden und
wird zur Gänze ausbezahlt. Für andere wöchentliche
Arbeitszeiten wird die Zulage aliquotiert.

(3) Die Gehaltszulage erhöht sich jeweils um das pro-
zentuelle Ausmaß, um das sich das Gehalt der Funk-
tionslaufbahn RK 21 Gehaltsstufe 6 erhöht.

XI Flugretter-Zulage für Sanitäter bzw Sanitäterinnen im Flugrettungsdienst

(1) Sanitätern bzw Sanitäterinnen im Flugrettungs-
dienst wird eine Flugretter-Zulage gewährt, wenn sie
Dienste unter besonderen körperlichen Anstrengun-
gen oder sonstigen besonders erschwerten Umstän-
den verrichten, und/oder Dienste unter besonderen
Gefahren für Leben, Gesundheit oder körperliche Si-
cherheit verrichten, sofern angeführte Besonderhei-
ten nicht ohnehin mit dem Gehalt abgegolten sind.
Die Höhe der Flugretter-Zulage beträgt für die Tätig-
keit als Sanitäter bzw Sanitäterin im Flugrettungs-
dienst € 181,91 pro Monat, ausgenommen sind Ar-
beitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die keine Diens-
te unter besonders körperlichen Anstrengungen oder
sonstigen besonders erschwerten Umständen und/
oder Dienste unter besonderen Gefahren für Leben,
Gesundheit oder körperliche Sicherheit verrichten.

(2) Die Flugretter-Zulage gebührt für jene Stunden,
die lt Dienstvertrag für den Flugrettungsdienst verein-
bart sind und wird dementsprechend aliquotiert.

(3) Die Flugretter-Zulage gemäß Abs (1) gebührt
zwölfmal pro Jahr und wird für Dienstverhältnisse in
der Tätigkeit als Sanitäter bzw Sanitäterin im Flugret-
tungsdienst mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von
40 Stunden zur Gänze ausbezahlt. Für andere wö-
chentliche Arbeitszeiten wird die Zulage aliquotiert.

(4) Die Zulage erhöht sich jeweils um das prozentuel-
le Ausmaß, um das sich das Gehalt der Funktionslauf-
bahn RK 21 Gehaltsstufe 6 erhöht.
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XII Lohnschema für die im Arbeiterverhältnis stehenden Mitarbeiter bzw
Mitarbeiterinnen (Reinigungskräfte)

gültig ab 01. 01. 2020 (Beträge in €)

Bezugs-
strufe Jahre I

A

45,60
1 1 1.717,60
2 2 1.763,20
3 3 1.808,80
4 4– 5 1.854,40
5 6– 7 1.900,00
6 8– 9 1.945,60
7 10–11 1.991,20
8 12–13 2.036,80
9 14–15 2.082,40

10 16–17 2.128,00
11 18–19 2.173,60
12 20–21 2.219,20
13 22–23 2.264,80
14 24–25 2.310,40
15 26–27 2.356,00
16 28–29 2.401,60
17 30–31 2.447,20
18 32–33 2.492,80

B. ARBEITNEHMER BZW ARBEITNEHMERINNEN,
DIE AB DEM 01. 06. 2006 EINGETRETEN SIND

I Geltungsbereich – geschlechtsneutrale Bezeichnungen

(1) Örtlich: für das Bundesland Oberösterreich

(2) Zeitlich: für alle Arbeitsverhältnisse, die ab dem
01. 06. 2006 eingegangen wurden

(3) Alle personenbezogenen Bezeichnungen gelten
gleichermaßen für Personen sowohl weiblichen als
auch männlichen Geschlechts

II Wöchentliche bzw tägliche Arbeitszeit

(1) Im Sinne des § 15 (1) des Kollektivvertrages des
Österreichischen Roten Kreuzes beträgt die wöchent-
liche Normalarbeitszeit für die Arbeitnehmer bzw. Ar-
beitnehmerinnen grundsätzlich 40 Stunden, die tägli-
che Normalarbeitszeit grundsätzlich 8 Stunden.

(2) Abweichend von der Regelung des AZG sind in
dieser Normalarbeitszeit vom Arbeitgeber bzw von
der Arbeitgeberin bezahlte Pausen von je 30 Minuten
pro Arbeitstag ausschließlich für Sanitäter bzw Sanitä-
terinnen im Rettungs- und Krankentransportdienst,
welche gem § 5 AZG und einer entsprechenden Be-
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triebsvereinbarung auf Grund von Arbeitsbereitschaft
eine verlängerte wöchentliche Arbeitszeit haben, so-
wie für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen einer
Blutspendeeinrichtung enthalten. Sanitäter bzw Sani-
täterinnen im Rettungs- und Krankentransportdienst
mit einer wöchentlichen Normalarbeitszeit von
40 Stunden gem Abs (1) gebührt keine bezahlte Pau-
se.

(3) Die Überstundengrundvergütung und die Grund-
lage für die Berechnung der Überstunden ist 1/173
des Monatsgehaltes.

(4) Für Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die
dem KA-AZG, BGBl Nr 8/1997 unterliegen, wird fol-
gende Regelung getroffen: Gemäß § 5 (1) KA-AZG
wird festgelegt, dass Überstundenarbeit vorliegt,
wenn die Tagesarbeitszeit 12 Stunden bzw die Wo-
chenarbeitszeit 40 Stunden übersteigt. Andere Rege-
lungen könnenmit einer Betriebsvereinbarung getrof-
fen werden.

III Gehalt

(1) Dem Arbeitnehmer bzw der Arbeitnehmerin ge-
bühren Monatsgehälter. Das Monatsgehalt besteht
aus dem Gehalt sowie einer allfälligen Gehaltszulage
und ist für den Kalendermonat zu berechnen.

(2) Mit dem Gehalt sind Tätigkeiten abgegolten, die
mit der in einer Funktionslaufbahn eingereihten Ver-
wendung typischerweise verbunden sind oder nicht
wesentlich darüber hinausgehen.

(3) Die Auszahlung des Monatsgehaltes erfolgt je-
weils zum Letzten eines Kalendermonates.

(4) Das Gehalt von Ärzten bzw Ärztinnen wird in der
Gehaltsordnung für Ärzte bzw Ärztinnen geregelt (sie-
he Punkt C.).

(5) Der Arbeitnehmer bzw die Arbeitnehmerin ist ver-
pflichtet, für die Möglichkeit vorzusorgen, dass die
Auszahlung der ihm gebührenden Geldleistungen
durch unbare Überweisung auf ein Konto erfolgen
kann. Kontoführungsentgelte werden dem Arbeitneh-
mer bzw der Arbeitnehmerin vom Arbeitgeber bzw
von der Arbeitgeberin nicht ersetzt.

IV Anfall und Einstellung des Monatsgehaltes

(1) Der Anspruch auf das Monatsgehalt beginnt mit
dem Tag des Dienstantritts.

(2) Bei Änderungen des Monatsgehaltes aus Anlass
einer dienstrechtlichen Maßnahme ist der Tag des
Wirksamwerdens dieser Maßnahme bestimmend.

(3) Gebührt das Monatsgehalt nur für einen Teil des
Monats oder ändert sich im Laufe des Monats die Höhe
des Monatsgehaltes, entfällt auf jeden Kalendertag je-
ner Wert, der sich aus der Teilung des entsprechenden
Monatsgehaltes durch die volle Anzahl der Kalender-
tage des betreffenden Monats ergibt.

V Funktionslaufbahnen

Der Dienst beim Arbeitgeber bzw. bei der Arbeitgebe-
rin umfasst die Funktionslaufbahnen RK 1 bis RK 25,
wobei RK 1 die höchste Funktionslaufbahn darstellt.
Die Funktionslaufbahn ist grundsätzlich dem OÖ. Ge-
haltsgesetz 2001 bzw. der OÖ Einreihungsverordnung
in der jeweils gültigen Fassung angepasst. Die Einrei-
hung der Verwendungsgruppen erfolgt gem. § 27 des
Kollektivvertrages des Österreichischen Roten Kreu-
zes in die Funktionslaufbahnen. Die Einreihung von
Ärzten bzw. Ärztinnen ist in der Gehaltsordnung für

Ärzte bzw. Ärztinnen (siehe Punkt C.) geregelt. Die
Funktionslaufbahnen und Zulagen beinhalten bzw.
sind Bruttobeträge.

RK 25

A.1.:
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen in Ausbildung
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C.1./a:
Hilfsdienste, Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen in
Ausbildung

D.1.:
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die einfache
(Hilfs-) Tätigkeiten, für die keine spezifische Ausbil-
dung erforderlich ist, ausführen. (zB Bürohilfsdienst,
Reinigungsarbeiten, Essensausgabe, Küchenarbei-
ten, Lagerarbeiten)

RK 24

B.1./a.:
Hilfskräfte zB Reinigungsdienste im extramuralen Be-
reich.
Essenszustelldienste

RK 23

B.1./b.:
Heimhelfer bzw Heimhelferinnen mit einschlägiger in-
terner oder gesetzlicher Ausbildung

D.2.:
Telefonisten bzw Telefonistinnen
Rezeptionisten bzw Rezeptionistinnen
Materialverwalter bzw Materialverwalterinnen mit
einfachen Tätigkeiten
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Sozialmarkt

RK 22

RK 21

A.2.:
Rettungssanitäter bzw Rettungssanitäterinnen, die
auch als Sanitätseinsatzfahrerinnen Verwendung fin-
den können

C.1./b.:
Rettungssanitäter bzw Rettungssanitäterinnen (BSD)
ausgebildete Kraftfahrer bzw Kraftfahrerinnen
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen mit abge-
schlossener Ausbildung (Labor-, Ordinations- oder
Desinfektionsgehilfen)

RK 20

A.3.:
Notfallsanitäter bzw Notfallsanitäterinnen nach Stel-
lenplan (mind. 1.400 Dienststunden/Jahr als NFS auf
einem Sonderrettungsmittel)
Leitstellendisponenten bzw Leitstellendisponentinnen
von Bezirks- und Bereichsleitstellen mit mindestens
1.400 Dienststunden/Jahr in einer Leitstelle über
10.000 Ausfahrten/Jahr
Rettungssanitäter bzw Rettungssanitäterinnen mit
entsprechender Zusatzausbildung und Funktion (Be-
auftragter bzw Beauftragte gemäß Medizinprodukte-

gesetz, Bezirkslehrsanitäter bzw Bezirkslehrsanitäte-
rin)

B.2./a.:
Pflegehelfer bzw Pflegehelferin und vergleichbare,
Mindestausbildungsdauer bis 1.600 Stunden
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen zur Betreuung
von Asylsuchenden ohne spezielle Ausbildung und oh-
ne Erfahrung in diesem Bereich

RK 19

A.4.:
Leiter bzw Leiterin von Leitstellen und Rettungsleit-
zentralen mit entsprechender Ausbildung und Ab-
schlussprüfung
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Bereich
„Betreubares Wohnen“, sofern ohne Ausbildung zu
Fachsozialbetreuer bzw Fachsozialbetreuerin Altenar-
beit (FSB „A“)

RK 18

A.:
Dienstführer bzw Dienstführerin im RKT einer Dienst-
stelle mit über 20 Mitarbeitern bzw Mitarbeiterinnen
(einschließlich freiwilliger Mitarbeiter bzw Mitarbeiter-
innen sowie Zivildienstleistender) mit entsprechender
Ausbildung und Abschlussprüfung gem Richtlinien des
Arbeitgebers bzw der Arbeitgeberin

B.2./b.:
Altenfachbetreuer bzw Altenfachbetreuerinnen.
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Bereich
„Betreubares Wohnen“, mit Ausbildung zu Fachsozial-
betreuer bzw Fachsozialbetreuerin Altenarbeit
/FSB“A“
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen in Sozialbera-
tungsstellen
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen zur Betreuung
von Asylsuchenden ohne spezielle Ausbildung aber
mind. 5 Jahre einschlägiger Erfahrung in diesem Be-
reich

D.:
Küchenleiter bzw Küchenleiterin in Jugendheimen

D.3.:
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Bezirksse-
kretariat, einer Blutspendeeinrichtung und Referaten
der Landesorganisation
Lehrbeauftragte für Erste Hilfe und Sanitätshilfe, die
mind. 80% der zu erbringenden Dienststunden pro
Jahr (bei 40 Stundenanstellung = 1.664 Stunden/
Jahr) ausschließlich im Lehrwesen tätig sind
Pädagogen bzw Pädagoginnen ohne Hochschulab-
schluss
Bezirkskoordinatoren bzw Bezirkskoordinatorinnen
ohne Hochschulabschluss
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RK 17

C.2.:
Diplomierte medizinisch-technische Fachkräfte (MTF)

D.:
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen in Bezirksstel-
len

a) mit mind. zweijähriger Erfahrung im Bezirkssekre-
tariat

b) als ständiger Stellvertreter bzw ständige Stellver-
treterin eines Bezirksgeschäftsleiters bzw einer
Bezirksgeschäftsleiterin

c) mit entsprechender Ausbildung gem Richtlinien
des Arbeitgebers bzw der Arbeitgeberin

d) mit positiv abgeschlossener Verwaltungsprüfung
gem Richtlinien des Arbeitgebers bzw der Arbeit-
geberin

Pro Bezirksstelle kann diese Position nur ein Mitarbei-
ter bzw eine Mitarbeiterin (inkl RK 16 bzw CII) einneh-
men
Pädagogen bzw Pädagoginnen ohne Hochschulab-
schluss nach zweijähriger Tätigkeit in dieser Funktion
bei der jeweiligen Arbeitgeberin bzw beim jeweiligen
Arbeitgeber
Pädagogen bzw Pädagoginnen mit Hochschulab-
schluss
Bezirkskoordinatoren bzw Bezirkskoordinatorinnen
ohne akademische Ausbildung nach zweijähriger Tä-
tigkeit in dieser Funktion bei der jeweiligen Arbeitge-
berin bzw beim jeweiligen Arbeitgeber
Bezirkskoordinatoren bzw Bezirkskoordinatorinnen
mit akademischer Ausbildung

D.4.:
Buchhalter bzw Buchhalterin mit Buchhalterprüfung
Hausingenieur bzw Hausingenieurin (HTL)
EDV-Techniker bzw EDV-Technikerin mit entsprechen-
der Ausbildung

RK 16

B.3.:
Gehobener Dienst für Gesundheits- und Krankenpfle-
ge nach dem GuKG

C.:
Primary Nurse - für eine Patientengruppe lt Definition
der Landespflegedienstleitung primär verantwortliche
DGKS/P“ RK 16 mit 50% Zuschlag auf RK 15

C.3.:
Gehobener Dienst für Gesundheits- und Krankenpfle-
ge nach dem GuKG

C.4.:
Naturwissenschaftliche Berufe mit abgeschlossenem
Bachelor-Studiengang

D.5.:
Assistent bzw Assistentin in der Landesorganisation
für die Funktion RK 5 (ohne zusätzlichem Aufgabenbe-
reich)
Heimleiter bzw Heimleiterin Jugendheim
Buchhalter bzw Buchhalterinmit Bilanzbuchhalterprü-
fung
Lohn- und Gehaltsverrechner bzw Lohn- und Gehalts-
verrechnerin

Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen in Bezirksstel-
len

a) als ständiger Stellvertreter bzw ständige Stellver-
treterin eines Bezirksgeschäftsleiters bzw einer
Bezirksgeschäftsleiterin

b) mit mindestens zwei Jahren Erfahrung

c) mit positiv abgeschlossener Verwaltungsprüfung
gem Richtlinien des Arbeitgebers bzw der Arbeit-
geberin

d) mit entsprechender Führungskräfteausbildung des
Arbeitgebers bzw der Arbeitgeberin, Matura und/
oder akademischer Ausbildung

Pro Bezirksstelle kann diese Position (inkl RK 17 bzw
CII) nur ein Arbeitnehmer bzw eine Arbeitnehmerin
einnehmen
Pädagogen bzw Pädagoginnen ohne Hochschulab-
schluss nach vierjähriger Tätigkeit bei der jeweiligen
Arbeitgeberin bzw beim jeweiligen Arbeitgeber
Pädagogen bzw Pädagoginnen mit Hochschulab-
schluss nach zweijähriger Tätigkeit in dieser Funktion
bei der jeweiligen Arbeitgeberin bzw beim jeweiligen
Arbeitgeber
Bezirkskoordinatoren bzw Bezirkskoordinatorinnen
mit akademischer Ausbildung nach zweijähriger Tä-
tigkeit in dieser Funktion bei der jeweiligen Arbeitge-
berin bzw beim jeweiligen Arbeitgeber

RK 15

B.4.:
Diplomierte Sozialarbeiter bzw Sozialarbeiterinnen
Gehobener medizinisch-technischer Dienst, zB: Dip-
lomierte Ergotherapeuten bzw Ergotherapeutinnen,
Diplomierte Physiotherapeuten bzw Physiotherapeu-
tinnen und ähnliche
Leitendes Diplomiertes Gesundheits- und Kranken-
pflegepersonal (zB Stützpunktschwester), das über-
wiegend mit Leitungsaufgaben betraut ist
Bezirkspflegedienstleiter bzw Bezirkspflegedienstlei-
terin (bei unter 3 nachgeordneten Stützpunkten u./
od. mit weniger als 10 Arbeitnehmern bzw Arbeitneh-
merinnen in Vollzeitäquivalent)
Teamleitung (ab 10 Arbeitnehmer bzw Arbeitnehme-
rinnen eines Teams)
Diplomiertes Gesundheits- und Krankenpflegeperso-
nal mit Hauptaufgabe Aufnahme-, Evaluierungs- so-
wie Pflegeplanungstätigkeiten mit Zuständigkeit für
einen gesamten Bezirk
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C.:
Diplomiertes Gesundheits- und Krankenpflegeperso-
nal einer Blutspendeeinrichtung als Teamleiter bzw
Teamleiterin von mindestens drei Arbeitnehmern
bzw Arbeitnehmerinnen, wenn das Beschäftigungs-
ausmaß der unterstellten Arbeitnehmer bzw Arbeit-
nehmerinnen mind. 100 Wochenstunden beträgt

C.4.:
Diplomierte medizinisch-technische Analytiker bzw.
Analytikerinnen / Biomedizinische Analytiker bzw.
Analytikerinnen
Biomedizinische Analytiker bzw Analytikerinnen mit
abgeschlossenem Bachelor Studiengang

D.:
Lohn- und Gehaltsverrechner bzw Lohn- und Gehalts-
verrechnerinnen mit Zusatzausbildung
Pädagogen bzw Pädagoginnen mit Hochschulab-
schluss nach vierjähriger Tätigkeit bei der jeweiligen
Arbeitgeberin bzw beim jeweiligen Arbeitgeber

RK 14

B.5:
Bezirkspflegedienstleiter bzw Bezirkspflegedienstlei-
terinnen (bei mindestens 3 nachgeordneten Stütz-
punkten u./od. mit mindestens 10 Arbeitnehmern
bzw Arbeitnehmerinnen in Vollzeitäquivalent) können
zuzüglich zum Grundgehalt einen Zuschlag in der Hö-
he von 50%des Differenzbetrages von der Funktions-
laufbahn RK 14 auf die Funktionslaufbahn RK 13 erhal-
ten.

C.4.:
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen des Gehobe-
nen medizinisch-technischen Dienstes/Biomedizini-
sche Analytiker bzw Analytikerinnen/ Biomedizinische
Analytiker bzw Analytikerinnen mit abgeschlossenem
Bachelor Studiengang mit besonderen Aufgaben so-
wie erweiterten Fachkenntnissen auf Grund gesetzli-
cher Vorschriften (zB MTD-Gesetz); besondere Kennt-
nisse durch mind. dreijährige fachspezifische Erfah-
rung.

D.:
Referatsmitarbeiter bzw Referatsmitarbeiterinnen in
einer Landesorganisation und Verwaltungsmitarbeiter
bzw Verwaltungsmitarbeiterinnen einer Blutspen-
deeinrichtung mit besonderer Funktion und mit zu-
mindest abgeschlossener Matura bzw äquivalenter
Ausbildung.

RK 13

B.:
Bezirkspflegedienstleiter bzw Bezirkspflegedienstlei-
terin (bei mehr als 30 Arbeitnehmern bzw Arbeitneh-
merinnen in Vollzeitäquivalent)

C.:
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen als Teamleiter
bzw Teamleiterinnen des Gehobenen medizinischen
Dienstes/Biomedizinische Analytiker bzw Analytiker-
innen/ Biomedizinische Analytiker bzw Analytikerin-
nen mit abgeschlossenem Bachelor-Studiengang in
einer Blutspendeeinrichtung in Vorgesetztenfunktion
von mindestens drei Arbeitnehmern bzw Arbeitneh-
merinnen bzw wenn das Beschäftigungsausmaß der
unterstellten Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen
mind. 100 Wochenstunden beträgt

D.:
Referatsmitarbeiter bzw Referatsmitarbeiterinnen in
einer Landesorganisation und Verwaltungsmitarbeiter
bzw Verwaltungsmitarbeiterinnen einer Blutspen-
deeinrichtung mit besonderer Funktion und zumin-
dest abgeschlossenem Bachelor-Studiengang bzw
äquivalenter Ausbildung mit mind. dreijähriger fach-
spezifischer Erfahrung

RK 12

B.:
Diplomiertes Gesundheits- und Krankenpflegeperso-
nal in der Landespflegedienstleitung mit besonderer
Verwendung (zB Stv. LPDL, Qualitätssicherung in der
Pflege)
Qualitätsmanager bzw Qualitätsmanagerinnen für die
Landesgeschäftsleitung mit akademischer Ausbildung

C.5.:
Leitende Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im
Gehobenen medizinisch-technischen Dienst/ Biome-
dizinische Analytiker bzw Analytikerinnen/ Biomedizi-
nische Analytiker bzw Analytikerinnen mit abge-
schlossenem Bachelor-Studiengang (Leitende BMA)
Oberschwester bei besonders großem Verantwor-
tungsbereich
Biologen bzw Biologinnen

RK 11

B.:
Klinische Psychologen bzw Psychologinnen mit ein-
schlägigem Universitätsstudium und ergänzender
Ausbildung nach dem Psychologengesetz 2013,
BGBl. I Nr. 182/2013 idgF

D.:
Bezirksgeschäftsleiter bzw Bezirksgeschäftsleiterin-
nen aller Bereiche einer Bezirksstelle bzw eines Leit-
stellen- oder Verwaltungsverbundes mit bis zu 6 an-
geschlossenen Ortsstellen mit Rettungs- und Kran-
kentransportdienst
Referatsleiter bzw Referatsleiterinnen einer Landesor-
ganisation
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RK 10

C.:
Naturwissenschaftliche und geisteswissenschaftliche
Berufe mit abgeschlossenem Doktoratsstudium

D.6.:
Abteilungsleiter bzw Abteilungsleiterinnen einer Lan-
desorganisation

D.:
Bezirksgeschäftsleiter bzw Bezirksgeschäftsleiterin-
nen aller Bereiche einer Bezirksstelle bzw eines Leit-
stellen- oder Verwaltungsverbundes ab 7 angeschlos-
senen Ortsstellen mit Rettungs- und Krankentran-
sportdienst sowie Bezirksstellen in den Bezirken
Linz-Stadt und Wels

RK 9

RK 8

B.6.:
Landespflegedienstleiter bzw Landespflegedienstlei-
terinnen

C.:
Verwaltungsleiter bzw Verwaltungsleiterinnen einer
Blutspendeeinrichtung

RK 7

RK 6

RK 5

D.7.:
Mitglieder der Geschäftsleitung

RK 4

RK 3

RK 2

RK 1

VI Gehaltshöhe

(1) Das Gehalt der Arbeitnehmerin bzw des Arbeit-
nehmers (ausgenommen Ärzte bzw Ärztinnen) wird
durch die Funktionslaufbahn (RK) und die Gehaltsstu-
fe bestimmt, es sei denn, es gibt andere Regelungen
wie zB jene für Lehrlinge und Praktikanten bzw Prakti-
kantinnen.

(2) Das Gehalt erhöht sich jeweils um jenes Ausmaß,
um das sich das Gehalt für die Oberösterreichischen
Landesbediensteten gem § 28 Gehaltsgesetz 2001 er-
höht.

(3) Die 25 Funktionslaufbahnen werden in jeweils
15 Gehaltsstufen unterteilt.

(4) Das Gehalt beträgt:

GSt. Jahre
Funktionslaufbahn (RK) 01. 01. 2020

25 24 23 22 21 20 19 18 17 16 15
Euro

1 1– 2 1.785,50 1.823,20 1.867,40 1.917,90 1.976,20 2.043,00 2.120,10 2.210,40 2.315,10 2.436,20 2.575,10
2 3– 4 1.817,60 1.857,10 1.902,70 1.955,10 2.015,50 2.084,50 2.166,10 2.259,30 2.368,90 2.494,10 2.638,10
3 5– 6 1.849,80 1.890,80 1.938,10 1.992,60 2.054,90 2.127,20 2.211,40 2.309,30 2.422,30 2.552,40 2.701,00
4 7– 8 1.882,00 1.924,50 1.973,50 2.029,90 2.094,40 2.169,70 2.257,00 2.358,90 2.475,70 2.609,90 2.763,80
5 9–10 1.914,60 1.958,30 2.009,10 2.066,90 2.134,40 2.212,60 2.303,60 2.408,70 2.529,30 2.667,80 2.826,50

6 11–13 1.946,80 1.992,30 2.044,40 2.104,20 2.174,70 2.255,30 2.350,00 2.458,00 2.582,60 2.725,70 2.888,90
7 14–16 1.979,40 2.025,70 2.079,70 2.142,40 2.214,80 2.298,60 2.396,10 2.507,60 2.636,10 2.782,70 2.951,50
8 17–19 2.011,40 2.059,60 2.115,60 2.180,60 2.255,60 2.342,20 2.442,20 2.557,20 2.689,50 2.840,30 3.014,30
9 20–22 2.044,10 2.093,40 2.151,80 2.218,60 2.296,20 2.385,50 2.488,60 2.606,70 2.742,30 2.897,90 3.076,50

10 23–25 2.076,40 2.127,60 2.187,70 2.256,70 2.337,30 2.428,60 2.534,80 2.656,60 2.795,40 2.955,20 3.139,30
11 26–29 2.108,80 2.161,70 2.224,10 2.295,20 2.378,00 2.471,90 2.580,80 2.705,60 2.848,20 3.012,30 3.201,80
12 30–33 2.141,90 2.196,60 2.260,10 2.334,20 2.418,90 2.515,00 2.626,70 2.755,00 2.901,20 3.070,10 3.264,30
13 34–37 2.174,70 2.231,10 2.296,70 2.372,40 2.459,50 2.558,10 2.673,10 2.803,90 2.954,10 3.127,20 3.326,80
14 38–41 2.207,90 2.265,10 2.333,50 2.411,00 2.500,30 2.601,50 2.718,80 2.853,40 3.007,10 3.184,80 3.389,20
15 42–45 2.240,70 2.300,40 2.370,20 2.449,70 2.541,30 2.645,00 2.764,90 2.902,00 3.060,00 3.242,10 3.451,70
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GSt. Jahre
Funktionslaufbahn (RK) 01. 01. 2020

14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4
Euro

1 1– 2 2.734,40 2.916,20 3.125,60 3.366,20 3.643,60 3.957,70 4.318,40 4.733,30 5.209,90 5.758,60 6.389,30
2 3– 4 2.803,00 2.991,70 3.208,50 3.458,00 3.744,60 4.069,70 4.443,70 4.874,00 5.368,60 5.937,40 6.591,50
3 5– 6 2.871,00 3.066,50 3.291,30 3.549,80 3.845,40 4.181,90 4.569,50 5.015,00 5.527,20 6.116,60 6.794,00
4 7– 8 2.939,60 3.141,40 3.374,30 3.642,10 3.945,60 4.294,10 4.695,00 5.155,80 5.685,80 6.295,10 6.996,30
5 9–10 3.007,80 3.216,80 3.457,20 3.733,20 4.046,40 4.406,20 4.820,60 5.296,80 5.844,40 6.474,00 7.198,60
6 11–13 3.076,40 3.291,70 3.540,20 3.823,60 4.147,20 4.518,40 4.946,10 5.437,70 6.002,90 6.653,30 7.400,90

7 14–16 3.145,00 3.366,90 3.623,30 3.913,80 4.247,80 4.630,30 5.071,80 5.578,60 6.161,70 6.832,00 7.603,20
8 17–19 3.213,30 3.442,10 3.705,80 4.004,40 4.348,40 4.742,50 5.197,30 5.719,70 6.320,30 7.011,30 7.805,60
9 20–22 3.281,60 3.517,30 3.787,70 4.094,80 4.449,10 4.854,60 5.323,00 5.860,40 6.479,00 7.190,00 8.007,70

10 23–25 3.350,10 3.592,80 3.869,30 4.185,50 4.549,40 4.966,90 5.448,50 6.001,40 6.637,40 7.369,10 8.209,90
11 26–29 3.418,70 3.667,80 3.950,70 4.275,90 4.650,40 5.078,80 5.573,70 6.142,20 6.796,10 7.548,00 8.412,10
12 30–33 3.486,90 3.742,40 4.033,00 4.366,60 4.750,90 5.190,80 5.699,70 6.283,40 6.954,60 7.726,80 8.614,60
13 34–37 3.555,30 3.816,00 4.114,50 4.456,80 4.851,50 5.303,10 5.825,20 6.424,50 7.113,30 7.906,00 8.817,10
14 38–41 3.624,40 3.890,50 4.195,90 4.547,30 4.952,20 5.414,90 5.950,70 6.565,40 7.271,70 8.084,90 9.019,10
15 42–45 3.692,70 3.964,10 4.278,10 4.637,80 5.053,00 5.527,30 6.076,60 6.706,30 7.430,40 8.263,50 9.221,30

GSt. Jahre

Funktionslaufbahn (RK)
01. 01. 2020

3 2 1
Euro

1 1– 2 7.114,90 7.949,20 8.908,40
2 3– 4 7.344,00 8.209,00 9.203,90

3 5– 6 7.573,10 8.469,10 9.499,70
4 7– 8 7.802,00 8.729,30 9.795,30
5 9–10 8.031,20 8.989,30 10.091,00
6 11–13 8.260,50 9.249,60 10.386,80
7 14–16 8.489,30 9.509,90 10.682,50
8 17–19 8.718,80 9.769,90 10.978,10
9 20–22 8.947,80 10.030,00 11.273,60

10 23–25 9.176,90 10.290,20 11.569,20
11 26–29 9.406,00 10.550,40 11.865,00
12 30–33 9.635,10 10.810,40 12.160,60
13 34–37 9.864,00 11.070,90 12.456,20
14 38–41 10.093,30 11.330,90 12.751,90
15 42–45 10.322,30 11.591,20 13.047,60

VII Vorrückung

(1) Für die Vorrückung ist die Vordienstzeitenanrech-
nung gem. § 30 Kollektivvertrag des Österreichischen
Roten Kreuzes zu berücksichtigen.

(2) Der Arbeitnehmer bzw die Arbeitnehmerin rückt

1. von den Gehaltsstufen 1 bis 5 in die jeweils nächst-
höhere vorgesehene Gehaltsstufe nach jeweils
zwei Jahren,

2. ab Erreichen der Gehaltsstufe 6 bis zur Gehaltsstu-
fe 10 in die jeweils nächsthöhere vorgesehene Ge-
haltsstufe nach jeweils drei Jahren,

3. ab Erreichen der Gehaltsstufe 11 in die jeweils
nächsthöhere vorgesehene Gehaltsstufe nach je-
weils vier Jahren vor.

(3) Für die Vorrückung ist der nachfolgende Erste des
Eintrittsdatums maßgebend.
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VIII Gehalts- und Sonderzulage

(1) Für besondere Tätigkeiten, die durch die Einrei-
hung in eine bestimmte Funktionslaufbahn nicht ab-
gegolten sind, kann eine Gehaltszulage gewährt wer-
den, wenn wichtige Interessen des Arbeitgebers bzw
der Arbeitgeberin dies erfordern.

(2) Bei der Bemessung ist insbesondere auf die Art
der besonderen Tätigkeit, die damit verbundenen An-
forderungen sowie auf die bestehende Einreihung in
eine bestimmte Funktionslaufbahn Bedacht zu neh-
men.

(3) Die Gehaltszulage ist in einem Prozentsatz der
Differenz zwischen dem Gehalt der Gehaltsstufe und
Funktionslaufbahn, in der sich der Arbeitnehmer bzw
die Arbeitnehmerin befindet, zum Gehalt der jeweils
nächsthöheren Funktionslaufbahn, bezogen auf die
entsprechende Gehaltsstufe, festzusetzen und darf
die volle Differenz nicht übersteigen.

(4) Ändert sich die Verwendung und die damit ver-
bundenen besonderen Tätigkeiten des Arbeitnehmers
bzw der Arbeitnehmerin, ist die Gehaltszulage unter
Anwendung des Abs (2) neu zu bemessen oder, wenn
die Voraussetzungen nach Abs (1) nicht mehr vorlie-
gen, einzustellen.

(5) Den Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen in
leitender Funktion (Bezirksgeschäftsleiter bzw Be-
zirksgeschäftsleiterin, Referatsleiterin bzw Referats-
leiter, etc) bzw im Bereich der Forschung und Entwick-

lung kann neben der Mehrleistungsvergütung eine
Sonderzulage gewährt werden.

(6) Die Höhe der Sonderzulage kann mindestens fünf
und höchstens fünfzehn von Hundert des Brutto-
grundgehaltes betragen. Sie kann im Einzelnen unter
Berücksichtigung der Größe des Funktionsbereiches
und der Verantwortung festgesetzt werden.

(7) Ändert sich die Verwendung und die damit ver-
bundene leitende Funktion des Arbeitnehmers bzw
der Arbeitnehmerin, ist die Sonderzulage neu zu be-
messen oder, wenn die Voraussetzung nach Abs (5)
nicht mehr vorliegt, einzustellen.

(8) Dienstnehmerinnen, die eine Tätigkeit als Diplo-
mierte Gesundheits- und Krankenpflegeperson
(DGKP) oder als MTD übernehmen, erhalten für die
Dauer der Tätigkeit als Diplomierte Gesundheits-
und Krankenpflegeperson (DGKP) oder als MTD eine
Gehaltszulage in der Höhe von derzeit brutto
€ 269,11, vierzehnmal jährlich.

a) Die Gehaltszulage gilt für Dienstverhältnisse mit
einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden und
wird zur Gänze ausbezahlt. Für andere wöchentliche
Arbeitszeiten wird die Zulage aliquotiert.

b) Die Gehaltszulage erhöht sich jeweils um das pro-
zentuelle Ausmaß, um das sich das Gehalt der Funk-
tionslaufbahn RK 21 Gehaltsstufe 6 erhöht.

IX Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulage (SEG)

(1) Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen wird eine
SEG-Zulage gewährt, wenn sie Dienste unter beson-
deren körperlichen Anstrengungen oder sonstigen be-
sonders erschwerten Umständen verrichten, und/
oder Dienste unter besonderen Gefahren für Leben,
Gesundheit oder körperliche Sicherheit verrichten,
sofern angeführte Besonderheiten nicht ohnehin mit
dem Gehalt abgegolten sind. Die Höhe der SEG-Zula-
ge beträgt für die Tätigkeit als Sanitäter bzw Sanitäte-
rin und als Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerin einer
Blutspendeeinrichtung € 186,14 pro Monat, jeweils
ausgenommen Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen
in der Verwaltung und Arbeitnehmer bzw. Arbeitneh-
merinnen, die keine Dienste unter besonders körperli-
chen Anstrengungen oder sonstigen besonders er-
schwerten Umständen und/oder Dienste unter beson-

deren Gefahren für Leben, Gesundheit oder körperli-
che Sicherheit verrichten.

(2) Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen im Be-
reich der Mobilen Gesundheits- und Sozialen Dienste
wird, sofern ihr Dienstverhältnis bis zum 31. 12.
2015 abgeschlossen wurde, und die Voraussetzungen
im Sinne des Abs (1) gegeben sind, eine SEG-Zulage
in der Höhe von € 181,86 pro Monat gewährt.

(3) Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen im Be-
reich der Mobilen Gesundheits- und Sozialen Dienste,
die ab dem 01. 01. 2016 ein Dienstverhältnis abge-
schlossen haben und bei denen die Voraussetzungen
im Sinne des Abs (1) gegeben sind, wird, differenziert
nach Funktionsbereichen, wie folgt eine SEG-Zulage
gewährt. Diese SEG-Zulage richtet sich am Anteil der
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Arbeitszeit, welche unter erschwerten Arbeitsbedin-
gungen geleistet wird, aus:

a) Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen im Bereich
der Heimhilfe in der Höhe von monatlich 30% der un-
ter Abs (1) angeführten Zulage,

b) Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen im Bereich
der Mobilen Hilfe und Betreuung in der Höhe von mo-
natlich 50% der unter Abs (1) angeführten Zulage
und

c) Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen im Bereich
der Hauskrankenpflege in der Höhe von monatlich
35% der unter Abs (1) angeführten Zulage.

(4)Mit der SEG-Zulage sind auch die Nachtdienste im
Bereich des Rettungs- und Krankentransportdienstes
inkl Sonderrettungsmittel und Leitstellendienste ab-
gegolten.

(5) Die Zulage gemäß Abs (1), (2) und (3) gebührt
zwölfmal pro Jahr und wird für Dienstverhältnisse
mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden
und höher zur Gänze ausbezahlt. Für andere wöchent-
liche Arbeitszeiten wird die Zulage aliquotiert. Die Zu-
lage erhöht sich jeweils um das prozentuelle Ausmaß,
um das sich das Gehalt der Funktionslaufbahn RK 21
Gehaltsstufe 6 erhöht.

X Mehrleistungsvergütung

(1) Den Arbeitnehmern bzw den Arbeitnehmerinnen
kann als Abgeltung der Mehrleistungen für 10 Mehr-
leistungsstunden pro Monat eine monatliche Zulage
von € 296,60 gewährt werden.

(2) Insoweit Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen
jedoch Mehrleistungen im Rettungs- und Kranken-
transportdienst im Rahmen einer Betriebsvereinba-
rung über die Ausdehnung der Normalarbeitszeit auf

Grund der Arbeitsbereitschaft in Betracht kommen-
den Arbeitsausmaßes erbringen und ausschließlich
im Turnusdienst eingeteilt sind, gebührt eine monatli-
che Zulage von € 394,36.

(3) Die Zulage gemäß Abs (1) und (2) gebührt vier-
zehnmal pro Jahr. Sie erhöht sich jeweils um das pro-
zentuelle Ausmaß, um das sich das Gehalt der Funk-
tionslaufbahn RK 21 Gehaltsstufe 6 erhöht.

XI Abgeltung der Sonn- und Feiertagsdienste für den Bereich Rettungs- und
Krankentransportdienst, der Mobilen Gesundheits- und Sozialen Dienste und einer

Blutspendeeinrichtung, ausgenommen Ärzte bzw Ärztinnen

(1) Sonntagsdienste im Bereich der Mobilen Gesund-
heits- und Sozialen Dienste und einer Blutspendeein-
richtung
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen der Mobilen
Gesundheits- und Sozialen Dienste und einer Blut-
spendeeinrichtung, welche an Sonntagen ihren Dienst
versehen, erhalten für die erbrachten Leistungsstun-
den ungeachtet ihres Gebietsstatus (Fixgebiet, Sprin-
ger bzw Springerin oder befristete Arbeitnehmer bzw
Arbeitnehmerin) einen Zuschlag von 50%.

(2) Feiertagsdienste im Bereich der Mobilen Gesund-
heits- und Sozialen Dienste und einer Blutspendeein-
richtung
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen der Mobilen
Gesundheits- und Sozialen Dienste und einer Blut-
spendeeinrichtung, welche ihren Dienst an gesetzli-
chen Feiertagen erbringen, erhalten für die erbrachten
Leistungsstunden ungeachtet ihres Gebietsstatus
(Fixgebiet, Springer bzw Springerin oder befristete
Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerin) einen Zuschlag
von 60%.

(3) Zeitausgleich im Bereich der Mobilen Gesund-
heits- und Sozialen Dienste und einer Blutspendeein-
richtung
Sollte ein Zeitausgleich, über das gesamte Ausmaß
oder aber auch nur für einen Teil der Mehr- bzw Über-
stunden, vereinbart werden, so ist der Zeitpunkt des
Verbrauches innerhalb jenes Quartals zu vereinbaren,
in dem die Mehr- bzw Überstunden angefallen sind.
Kommt es zu keiner Zeitausgleichsvereinbarung über
die verbleibenden oder die gesamten angefallenen
Mehr- bzw Überstunden, so ist das am Quartalsende
verbleibende Zeitguthaben am Ende des Quartals
auszubezahlen.

(4) Sonn- und Feiertagsdienste im Rettungs- und
Krankentransportdienst

(a) Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Ret-
tungs- und Krankentransportdienst in der Funktions-
laufbahn RK 21 erhalten für die Abgeltung der Sonn-
und Feiertagsdienste einen Zuschlag in der Höhe von
50% des Differenzbetrages von der Funktionslauf-
bahn RK 21 auf die Funktionslaufbahn RK 20. Diese
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Zulage wird im Dienstvertrag und bei der Gehaltsver-
rechnung nicht gesondert ausgewiesen, sondern dem
Grundgehalt beigefügt. Bei allen anderen Funktions-
laufbahnen ist die Abgeltung der Sonn- und Feiertags-
dienste im Grundgehalt inkludiert. Ein gesonderter
Zuschlag ist nicht gegeben.

(b) Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Ret-
tungs- und Krankentransportdienst erhalten an einem
Sonntag, wenn dieser ein Feiertag ist, einen Zeitaus-
gleich im Ausmaß der geleisteten Arbeitszeit ohne Zu-
schläge. Auch bei der Urlaubsberechnung wird der
Feiertag am Sonntag als freier Tag gewertet und daher

kein Urlaubstag in Abzug gebracht. Ostersonntag und
Pfingstsonntag werden wie gesetzliche Feiertage be-
handelt.

(c) Nachtdienststunden, die an einemWerktag begin-
nen und in einen Feiertag hineinreichen, sind nicht als
Feiertagsstunden anzusehen. Nachtdienststunden,
die am Feiertag beginnen und auf den folgenden
Werktag übergehen, sind als Feiertagsstunden zu be-
werten. Dies gilt sowohl für die Stunden am Feiertag,
als auch für die Stunden amWerktag, sofern die Stun-
den zusammenhängend erbracht werden.

XIIa. Spätdienst-, Nachtdienst- und Rufbereitschaftszulage für die Arbeitnehmer
bzw Arbeitnehmerinnen einer Blutspendeeinrichtung, ausgenommen Ärzte bzw

Ärztinnen

(1) Durchgehende Nachtdienste von Arbeitnehmern
bzw Arbeitnehmerinnen einer Blutspendeeinrichtung
in der Zeit von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr werden pro
Dienst mit € 50,51 abgegolten.

(2) Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen, die La-
bor‑, Herstellungs-, und Ambulanzrufbereitschaften
bzw Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen die Rufbe-
reitschaften für die Haustechnik durchzuführen ha-
ben, erhalten an Wochentagen für diese Rufbereit-
schaft pro angefangene Stunde € 1,82 und an Sams-
tagen, Sonn- und Feiertagen pro angefangene Stunde
€ 1,98 abgegolten. Rufbereitschaftsstunden, die an
einem Werktag beginnen und in einen Samstag,
Sonn- oder Feiertag hineinreichen sind nicht als
Samstags-, Sonn- und Feiertagsstunden anzusehen.
Rufbereitschaftsstunden, die am Sonn- oder Feiertag
beginnen und auf den folgenden Werktag übergehen
sind als Samstags-, Sonn- und Feiertagsrufbereit-
schaftsstunden zu bewerten. Dies gilt sowohl für die
Stunden am Sonn- und Feiertag, als auch für die Stun-
den am Werktag, sofern die Stunden zusammenhän-

gend erbracht werden. Erfolgt im Rahmen der Rufbe-
reitschaft eine Arbeitsaufnahme, so ist die Wegzeit
(gerechnet vom Wohnort bzw Arbeitsort) als Arbeits-
zeit zu entlohnen.

(3) Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Außen-
dienst einer Blutspendeeinrichtung erhalten für Tätig-
keiten im Zuge der Aufbringung von Produkten der
Blutzentrale ab 18.00 Uhr und einer Mindestdauer
von 3 Stunden eine Spätdienstzulage von € 23,61.

(4) Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen im Bereich
der Immunhämatologie einer Blutspendeeinrichtung
erhalten für Tätigkeiten ab 18.00 Uhr und einer Min-
destdauer von 2 Stunden eine Spätdienstzulage von
€ 23,61.

(5) Die Zulagen gemäß Abs (1) bis Abs (4) erhöhen
sich jeweils um das prozentuelle Ausmaß, um das sich
das Gehalt der Funktionslaufbahn RK 21 Gehaltsstu-
fe 6 erhöht.

XIIb. Rufbereitschaftszulage für die Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen der
Mobilen Pflege und Betreuung (inkl der Mobilen Palliative Care Teams),

ausgenommen Ärzte bzw Ärztinnen

(1) Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen der Mobi-
len Pflege und Betreuung (inkl der Mobilen Palliative
Care Teams) erhalten pro angefangener Stunde der
Rufbereitschaft € 2,97.

(2) Erfolgt im Rahmen der Rufbereitschaft eine Ar-
beitsaufnahme, so ist die Wegzeit (gerechnet vom
Wohnort bzw Arbeitsort) als Arbeitszeit zu entlohnen.

(3) Erfolgt im Rahmen der Rufbereitschaft eine Ar-
beitsaufnahme zwischen 22.00 Uhr und 06.00 Uhr ge-
bührt ein Zuschlag pro Leistungsstunde in der Höhe von
€ 6,75. Sollte der Nachtdienst zwischen 22.00 Uhr und
06.00 Uhr durchgehend erfolgen, gebührt anstelle die-
ses Zuschlages eine Pauschale in Höhe von € 38,51.

(4) Erfolgt im Rahmen der Rufbereitschaft eine Ar-
beitsaufnahme an Sonntagen erhält der Arbeitnehmer
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bzw die Arbeitnehmerin für die erbrachte Leistungs-
stunde einen Zuschlag von 50%. Erfolgt im Rahmen
der Rufbereitschaft eine Arbeitsaufnahme an Feierta-
gen erhält der Arbeitnehmer bzw die Arbeitnehmerin
für die erbrachte Leistungsstunde einen Zuschlag
von 60%.

(5) Rufbereitschaft kann innerhalb eines Zeitraums
von drei Monaten an 30 Tagen vereinbart werden.

(6) Die Zulagen gemäß Abs (1) und (3) erhöhen sich
jeweils um das prozentuelle Ausmaß, um das sich
das Gehalt der Funktionslaufbahn RK 21 Gehaltsstufe
6 erhöht.

XIII Reisegebühren

Nachstehende Bestimmungen regeln den Ersatz der
Reisekosten und den Ersatz der Reiseaufwendungen,
die den Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen im
Rahmen beruflich bedingter und angeordneter Reise-
tätigkeit entstanden sind. Die Bestimmungen sind
nicht anzuwenden, wenn für einzelne Beschäftigungs-
gruppen des Arbeitgebers bzw der Arbeitgeberin ab-
weichende Regelungen getroffen wurden.

(1) Begriff der Dienstreise und des Dienstortes
Eine Dienstreise liegt vor, wenn der Arbeitnehmer bzw
die Arbeitnehmerin zur Ausführung eines ihm bzw ihr
erteilten Auftrages seinen bzw ihren Dienstort ver-
lässt.
Als Dienstort im Sinne dieser Bestimmungen gilt die
Betriebsstätte bzw wenn die Dienstreise von der Woh-
nung aus angetreten wird, die Wohnung.
Die Dienstreise beginnt mit dem Verlassen der Be-
triebsstätte bzw mit dem reisenotwendigen Verlassen
der Wohnung und endet mit der Rückkehr zur Be-
triebsstätte bzw in die Wohnung.
Der Arbeitgeber bzw die Arbeitgeberin ordnet an, ob
die Dienstreise von der Wohnung oder von der Be-
triebsstätte aus angetreten wird.

(2) Reisekostenentschädigung
Dem Arbeitnehmer bzw den Arbeitnehmerinnen sind
die durch eine Dienstreise oder einen Dienstweg ent-
stehenden Kosten gegen Vorlage entsprechender Be-
lege oder Abrechnungen zu ersetzen. Der Arbeitneh-
mer bzw die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, die kos-
tengünstigste Variante der Reise zu wählen.

a) Mangels anderer Vereinbarung ist der Arbeitneh-
mer bzw die Arbeitnehmerin grundsätzlich verpflich-
tet, öffentliche Verkehrsmittel (Eisenbahn II. Klasse,
Autobus, Straßenbahn, etc) oder bei Verfügbarkeit
Verkehrsmittel des Arbeitgebers bzw der Arbeitgebe-
rin in Anspruch zu nehmen.

b) Für die Verwendung des Privat-Kfz des Arbeitneh-
mers bzw der Arbeitnehmerin ist eine ausdrückliche
Bewilligung des Arbeitgebers bzw der Arbeitgeberin
erforderlich.
Zur Abdeckung des durch die Haltung und Benützung
des Kfz entstehenden Aufwandes wird bei Vorliegen

einer Bewilligung zur Benützung des Privat-Kfz ein Ki-
lometergeld gewährt.
Das Kilometergeld beträgt derzeit € 0,42 je gefahre-
nen Kilometer.
Über dieses Kilometergeld hinaus bestehen keine wei-
teren Ansprüche auf Reisekostenersatz. Über die ge-
fahrenen Kilometer sind Aufzeichnungen zu führen,
die anhand der Reisekostenabrechnung und/oder der
elektronischen Leistungserfassung bei der Abrech-
nung des Kilometergeldes vorzulegen sind.

(3) Reiseaufwandsentschädigung

a) Für die Bestreitung desmit der Dienstreise verbun-
denen persönlichen Mehraufwandes für Verpflegung
und Unterkunft erhält der Arbeitnehmer bzw die Ar-
beitnehmerin für unter lit b) angeführte Dauer der
Dienstreise eine Reiseaufwandsentschädigung. Diese
besteht aus dem Taggeld und dem Nächtigungsgeld.

b) Die Reiseaufwandsentschädigung wird für Verwal-
tungsmitarbeiter bzw Verwaltungsmitarbeiterinnen
bei Dienstreisen im Inland wie folgt festgelegt:

Dauer der Dienstreise Höhe des
Taggeldes

ab der 4. Stunde Euro 8,80

ab der 5. Stunde Euro 11,00

ab der 6. Stunde Euro 13,20

ab der 7. Stunde Euro 15,40

ab der 8. Stunde Euro 17,60

ab der 9. Stunde Euro 19,80

ab der 10. Stunde Euro 22,00

ab der 11. Stunde Euro 24,20

ab der 12. Stunde bis zur vollendeten
24. Stunde Euro 26,40

Für Dienstreisen im Inland, die weniger als 3 Stunden
dauern, gebührt kein Taggeld.
Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen im Rettungs-
und Krankentransportdienst inkl Sonderrettungsmit-
tel, des Verwaltungsbereiches bzw in den Mobilen Ge-
sundheits- und Sozialen Diensten (inkl Mobile Palliati-
ve Care Teams) sowie Arbeitnehmern bzw Arbeitneh-
merinnen für Tätigkeiten im Zuge der Aufbringung
und Auslieferung von Produkten einer Blutspendeein-

– 53 –



richtung sind für alle mit ihrer Funktion typischerweise
verbundenen Tätigkeiten von dieser Regelung ausge-
nommen (siehe dazu Abs (4) –Abweichende Regelun-
gen).

c) Die Reisekostenentschädigung wird bei Dienstrei-
sen mit einem Nächtigungsgeld von € 15,- festge-
setzt.

d) Das Nächtigungsgeld entfällt, wennmit der Dienst-
reise keine Nächtigung verbunden ist, das Quartier
beigestellt wird oder durch den Arbeitgeber bzw die
Arbeitgeberin nach Vorlage des Beleges bezahlt wird.

e) Eine Reiseaufwandsentschädigung entfällt bei Ent-
sendung des Arbeitnehmers bzw der Arbeitnehmerin
zu Veranstaltungen (zB Seminaren, Kursen, Tagun-
gen, Meetings, etc), sofern die Kosten der Teilnahme
an diesen Veranstaltungen inkl notwendiger Verpfle-
gung vom Arbeitgeber bzw von der Arbeitgeberin ge-
tragen werden.

(4) Abweichende Regelung

a) Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen im Ret-
tungs- und Krankentransportdienst inkl Sonderret-
tungsmittel, des Verwaltungsbereiches bzw in den
Mobilen Gesundheits- und Sozialen Diensten (inkl
Rufhilfe) sowie Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerin-
nen für Tätigkeiten im Zuge der Aufbringung und Aus-
lieferung von Produkten einer Blutspendeeinrichtung
werden für alle mit ihrer Funktion typischerweise ver-
bundenen Tätigkeiten keine Reisekosten- oder Reise-
aufwandsentschädigungen gewährt.

b) Delegierte erhalten im Ausland ein Taggeld in der
Höhe von € 26,40 pro 24 Stunden.

(5) Geltendmachung der Ansprüche
Ansprüche imSinne dieses Abschnittsmüssen spätes-
tens innerhalb von 6 Monaten nach Beendigung der
Dienstreise oder des Dienstweges bei sonstigem Ver-
fall beim Arbeitgeber bzw bei der Arbeitgeberin durch
Rechnungslegung in der betriebsüblichen Form der
Reisekostenabrechnung geltend gemacht werden.

XIV Lehrlinge

Die monatliche Lehrlingsentschädigung, beträgt ab
dem 1. Jänner 2020:

Lehrjahr

Informationstechnologie-Techniker/-in
Verwaltungsassistent/-in

Bürokaufmann/-frau
Hotel- und Gastgewerbeassistent/in

1. Lehrjahr lt. Kollektivvertrag des Österreichischen
Roten Kreuzes § 27a

2. Lehrjahr lt. Kollektivvertrag des Österreichischen
Roten Kreuzes § 27a

3. Lehrjahr lt. Kollektivvertrag des Österreichischen
Roten Kreuzes § 27a

4. Lehrjahr lt. Kollektivvertrag des Österreichischen
Roten Kreuzes § 27a

XV Praktikanten bzw Praktikantinnen

(1) Praktikanten bzw Praktikantinnen, die zur Berufs-
findung ein Praktikum absolvieren (max. ein Jahr im
Bereich des Rettungs- und Krankentransportdienstes
oder des Gesundheits- und Sozialdienstes) erhalten
ein Entgelt in der Höhe der Geringfügigkeitsgrenze,
das sind im Jahr 2020 € 460,66 monatlich.

(2) Davon ausgenommen sind jedenfalls Praktikan-
ten bzw Praktikantinnen die im Sinne des jeweils gül-
tigen Ausbildungsgesetzes/der jeweils gültigen Aus-
bildungsverordnung/Studienordnung ein (Pflicht)
Praktikum zu absolvieren haben (zB Ausbildung zum

Gehobenen Dienst für Gesundheits- und Krankenpfle-
ge, Diplom-, Fachsozialbetreuer bzw Fachsozialbet-
reuerinnen Altenarbeit, Heimhelfer bzw Heimhelferin-
nen, Ärzte bzw Ärztinnen, Sanitäter bzw Sanitäterin-
nen) bzw Ferialpraktikanten bzw Ferialpraktikantin-
nen.

(3) Ferialpraktikanten bzw Ferialpraktikantinnen
(Ferialarbeitnehmer bzw Ferialarbeitnehmerinnen)
erhalten ein Entgelt in der Höhe von 50% der Verwen-
dungsgruppe RK 25, Gehaltsstufe 1.
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XVI Urlaubs-, Karenz- und Krankenstandsvertretungen für den Bereich des
Rettungs- und Krankentransportdienstes und einer Blutspendeeinrichtung

(1) Urlaubs- und Krankenstandsvertretungen im Ret-
tungs- und Krankentransportdienst von den Verwen-
dungsgruppen RK 20 und RK 21 erhalten eine pau-
schale Abgeltung in der Höhe von monatlich
€ 1.607,24. Gleiches gilt für Karenzvertretungen
bzw. für Vertretungen für Mitarbeiter bzw. Mitarbeiter-
innen, welche sich in Elternteilzeit befinden, deren An-
stellungsdauer weniger als 6 Monate beträgt. Die wö-
chentliche Arbeitszeit beträgt auf Grund des § 20 (5)
des Kollektivvertrages des Österreichischen Roten
Kreuzes und der Betriebsvereinbarung über die Aus-
dehnung der Normalarbeitszeit bei Arbeitsbereit-
schaft grundsätzlich 48 Stunden. In der pauschalen
Abgeltung sind die Mehrleistungen für die erhöhte wö-
chentliche und tägliche Arbeitszeit inkludiert und ab-
gegolten. Weiters erhalten Urlaubs-, Karenz- und
Krankenstandsvertretungen eine Schmutz-, Er-

schwernis- und Gefahrenzulage im Sinne des Punk-
tes IX.

(2) Urlaubs- und Krankenstandsvertretungen einer
Blutspendeeinrichtung erhalten für eine wöchentliche
Arbeitszeit von 40 Stunden eine pauschale Abgeltung
von monatlich € 1.512,90. In diesem Betrag sind et-
waige Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen,
Nacht-, Sonn- und Feiertagsdienstzulagen, etc ent-
halten. Gleiches gilt für Karenzvertretungen, deren
Anstellungsdauer weniger als 6 Monate beträgt.

(3)Die pauschale Abgeltung nach den Abs (1) und (2)
erhöht sich jeweils ab dem Jahr 2020 um das prozen-
tuelle Ausmaß, um das sich das Gehalt der Funktions-
laufbahn RK 21 Gehaltsstufe 6 erhöht.

C. GEHALTS- UND DIENSTORDNUNG FÜR ÄRZTE BZW ÄRZTINNEN
VON BLUTSPENDEEINRICHTUNGEN

I Arbeitszeit

(1) Grundsätzlich sind die einschlägigen gesetzlichen
Bestimmungen für die Dienstverhältnisse der in Blut-
spendeeinrichtungen beschäftigten Ärzte bzw Ärztin-
nen anzuwenden. Für alle Ärzte bzw Ärztinnen gilt je-
denfalls das Arbeitsruhegesetz (ARG) und das Ar-
beitszeitgesetz (AZG), ausgenommen jene Ärzte
bzw Ärztinnen, die unter das Krankenanstaltenar-
beitszeitgesetz (KA-AZG) oder eventuelle sonstige
Sonderregelungen fallen, in der jeweils geltenden
Fassung. Die wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt
grundsätzlich 40 Stunden. Für Ärzte bzw Ärztinnen,

die dem Krankenanstaltenrecht BGBl Nr 8/1997 un-
terliegen, wird folgende Regelung getroffen:
Mit dem in Punkt III genannten Gehalt sind sämtliche
Überstunden der Ärzte bzw Ärztinnen bis zur ein-
schließlich 60. Wochenstunde bzw einschließlich der
11. Tagesarbeitsstunde abgegolten.

(2) Prozentuelle Änderungen der Gehaltsbestandteile
und des Gehaltsschemas richten sich automatisch
nach den in der Gehaltsordnung der Sozialversiche-
rung festgelegten oder verhandelten Sätzen.

II Einreihung der Ärzte bzw Ärztinnen

(1) Ärzte bzw Ärztinnen für Allgemeinmedizin, die
überwiegend zur Beurteilung einer Zulassung von
Spendern bzw Spenderinnen eingesetzt werden
(Teamärzte bzw Teamärztinnen) sind in die Verwen-
dungsgruppe A II einzureihen.

(2) Alle anderen tätigen Ärzte bzw Ärztinnen sind in
nachstehend angeführte Verwendungsgruppen einzu-
reihen:
Verwendungsgruppe B I: Der ärztliche Leiter bzw die
ärztliche Leiterin einer Blutspendeeinrichtung.
Verwendungsgruppe B II: Der Stellvertreter bzw die
Stellvertreterin des ärztlichen Leiters bzw der ärztli-
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chen Leiterin oder bestellte Oberärzte bzwOberärztin-
nen.
Verwendungsgruppe B III: Fachärzte bzw Fachärztin-
nen oder Ärzte bzw Ärztinnen für Allgemeinmedizin,
sofern sie regelmäßig eigenverantwortlich tätig wer-
den und nicht ausschließlich in Ausbildung zum Fach-
arzt bzw zur Fachärztin stehen.
Verwendungsgruppe B IV: Ärzte bzw Ärztinnen, die
nach den Bestimmungen der Ärztinnen-/Ärzte-Ausbil-

dungsordnung 2015, BGBl II Nr. 147/2015 idgF in
Ausbildung zum Facharzt bzw zur Fachärztin stehen.
Verwendungsgruppe B V: Ärzte bzw Ärztinnen, die
nach den Bestimmungen der Ärztinnen-/Ärzte-Ausbil-
dungsordnung 2015, BGBl II Nr. 147/2015 idgF in
Ausbildung zum Arzt bzw zur Ärztin für Allgemeinme-
dizin stehen.

III Gehalt

(1) Als ständiges Gehalt gelten für Ärzte bzw Ärztin-
nen, die in der Verwendungsgruppe A I eingereiht
sind:

a) das monatliche Gehalt nach dem Gehaltsschema

b) die Dienstalterszulage

c) die Teamarztpauschale bzw Teamärztinnenpau-
schale (wird nicht als ständiges Gehalt für den Ur-
laubszuschuss und die Weihnachtsremuneration
gerechnet)

d) der Urlaubszuschuss

e) die Weihnachtsremuneration

(2) Als ständiges Gehalt gelten für Ärzte bzw Ärztin-
nen, die in den Verwendungsgruppen B I bis B Veinge-
reiht sind:

a) das monatliche Gehalt nach dem Gehaltsschema

b) die Dienstalterszulage

c) die Ambulatoriumsdienstzulage

d) die Gefahrenzulage

e) die Qualifikationszulage (ausgenommen für Abfer-
tigungszahlungen)

f) der Urlaubszuschuss

g) die Weihnachtsremuneration

(3) Als nichtständiges Gehalt gelten für Ärzte bzw
Ärztinnen, die in den Verwendungsgruppen B I bis B
V eingereiht sind:

a) die Rufbereitschaftszulage

(4)Gehälter gemäß Abs (2) und Abs (3), die von einer
bestimmten Verwendung abhängig sind, gebühren
nur für die Dauer der entsprechenden Verwendung
gem Punkt III dieser Gehaltsordnung.

IV Allgemeine Bestimmungen über die Einreihung

(1) Bei der Besetzung von Stellen ist den Ärzten bzw
Ärztinnen Gelegenheit zur Bewerbung zu geben. Hier-
bei kommen die höhere Befähigung, die bessere Ver-
wendbarkeit und erforderlichenfalls auch die Lei-
tungseignung in Betracht. Das Dienstalter ist bei sonst
gleicher Diensteigenschaft maßgebend. Dem Arbeit-
geber bzw der Arbeitgeberin steht es jedoch frei auch
externe Ärzte bzw Ärztinnen, auch bei gleichen Vo-
raussetzungen durch interne Bewerbungen, anzustel-
len.

(2) Ist ein Arzt bzw eine Ärztin aus einem der nachste-
hend angeführten Gründe voraussichtlich mindestens
1 Jahr vom Dienst abwesend, so sind grundsätzlich
diejenigen Ärzte bzw Ärztinnen, die infolge dieser Ab-

wesenheit mit Aufgaben betraut werden, für die eine
andere als ihre bisherige Einreihung vorgesehen ist,
auf Grund dieser vorübergehenden Verwendung ein-
zureihen. Eine solche Einreihung ist mit der Dauer
der vorübergehenden Verwendung befristet. Die in
Abs (1) festgesetzten Grundsätze sind sinngemäß an-
zuwenden.
Die oben genannten Gründe sind:

1. Karenzurlaub gemäß §§ 15 bis 15d MSchG sowie
gemäß §§ 2 bis 7c Väter-Karenzgesetz (VKG),

2. Krankenstand

3. Bildungskarenz gemäß § 11 AVRAG

4. Gänzliche Dienstfreistellung ohne Gehalt
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V Einstufung in das Gehaltsschema, Vorrückung

(1) Die Ärzte bzw Ärztinnen sind in der Gehaltsstufe 1
der jeweiligen Verwendungsgruppe gem Punkt II, ein-
zustufen. Sind Dienstzeiten anzurechnen, ist Abs (2)
für die Einstufung sinngemäß anzuwenden.

(2) In den Gehaltsstufen 1 bis 3 verbleibt der Arzt bzw
die Ärztin jeweils 1 Jahr, von der folgenden Gehalts-
stufe an rückt er nach Vollendung von je zwei Dienst-
jahren in die nächsthöhere Gehaltsstufe seiner Ver-
wendungsgruppe vor (Zeitvorrückung).

(3) Für die Zeitvorrückung ist das jeweilige Eintritts-
datum maßgebend.

(4) Bei Einreihung in eine höhere Verwendungsgrup-
pe ändert sich die Gehaltsstufe nicht. Der Zeitvorrü-
ckungstermin wird von einer Einreihung in eine höhe-
re Verwendungsgruppe oder von einer außerordentli-
chen Vorrückung nicht berührt.

(5) Für die Berechnung der Vordienstzeiten ist der
§ 30 des Kollektivvertrages des Österreichischen Ro-
ten Kreuzes heranzuziehen. Die Turnusausbildung gilt
als Ausbildungszeit und wird daher nicht für die Vor-
dienstzeitenanrechnung herangezogen.

VI Gefahrenzulage

Zur Abgeltung einer durch Einwirkungen im Sinne des
§ 40 Abs (3), (5) und (6) ASchG hervorgerufenen Ge-
sundheitsgefährdung gebührt jenen Ärzten bzw Ärz-
tinnen, die in der Verwendungsgruppe B I bis B V
gem Punkt II eingereiht sind, eine Gefahrenzulage

im Ausmaß von 8% des Gehaltes nach Verwendungs-
gruppe A II, Gehaltsstufe 6, des o.a. Gehaltsschemas.
Ärzte bzw Ärztinnen der Verwendungsgruppe A II er-
halten keine Gefahrenzulage.

VII Ambulatoriumsdienstzulage

Jenen Ärzten bzw Ärztinnen, die gem Punkt II in der
Verwendungsgruppe B I bis B V eingereiht sind, ge-
bührt eine Ambulatoriumsdienstzulage im Ausmaß

von 11% der jeweiligen ständigen Gehälter (ausge-
nommen Ambulatoriumsdienstzulage und Qualifika-
tionszulage) gemäß Punkt III (2).

VIII Abgeltung der Rufbereitschaft

(1)Den in einer Blutspendeeinrichtung tätigen Ärzten
bzw Ärztinnen gebührt für Zeiten der Rufbereitschaft
eine gesonderte Abgeltung. Diese beträgt für jeden
Rufbereitschaftszeitraum, der mind. durchgehend
6 Stunden zu betragen hat, 2,95% des Gehaltes der
Verwendungsgruppe A II Stufe 6. Für einen Rufbereit-
schaftszeitraum an Sonn- und Feiertagen, der mind.
durchgehend 20 Stunden zu betragen hat, werden
5,93% des Gehaltes der Verwendungsgruppe A II
Stufe 6 herangezogen. Als Rufbereitschaft gilt jene

Zeit, während der sich der Arzt bzw die Ärztin über An-
ordnung des Dienstgebers bzw der Dienstgeberin au-
ßerhalb der Betriebsstätte jederzeit erreichbar und
einsatzbereit hält, sodass der Dienst in einer nach
den jeweiligen Umständen angemessenen Zeit über
Abruf angetreten werden kann.

(2) Zeiten einer Rufbereitschaft gelten nicht als Ar-
beitszeit, dagegen gelten Zeiten einer Dienstleistung
während der Rufbereitschaft als Arbeitszeit.
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IX Dienstalterszulage

Dem Arzt bzw der Ärztin, der bzw die in der Gehalts-
stufe 18 vier Jahre zugebracht hat, gebührt eine
Dienstalterszulage in der Höhe der jeweiligen Gehalts-

differenz zwischen den Gehaltsstufen 1 und 2 jener
Verwendungsgruppe, in die der Arzt bzw die Ärztin
eingereiht ist.

X Qualifikationszuschlag

Auf der Basis der unterschiedlichen Verantwortung
und der damit verbundenen Qualifikation wird ein
Qualifikationszuschlag gewährt.
Er gilt nicht als Bestandteil des Gehaltes bei etwaigen
Abfertigungsansprüchen und kommt somit bei etwai-
gen Abfertigungsauszahlungen nicht zur Anwendung.
Ebenso gilt der Qualifikationszuschlag auch bei sonsti-
gen Ansprüchen, die sich aus dem laufenden Gehalt
errechnen, wie zB Urlaubsentschädigung, nicht als
Bestandteil des Gehaltes.
Der Qualifikationszuschlag gebührt den Ärzten bzw
Ärztinnen, die im Rahmen ihres Dienstverhältnisses
einen 100%igen Hausanteil der Sonderklassegebüh-
ren und Ambulanzgebühren akzeptiert haben. Der
Qualifikationszuschlag gilt als Abgeltung aller wie im-
mer gearteten Ansprüche aus dem Titel „Sonderklas-
segebühren und Ambulanzgebühren“.

Der Qualifikationszuschlag unterliegt keiner Valorisie-
rung dh der Qualifikationszuschlag wird nicht den Ge-
haltserhöhungen, sei es durch Vorrückung oder Erhö-
hungen im Bezugsschema, angepasst.
Der Qualifikationszuschlag wird wie folgt gewährt:

a) Turnusärzte bzw Turnusärztinnen zumArzt bzw zur
Ärztin für Allgemeinmedizin: € 250,00

b) Ausbildungsarzt bzw Ausbildungsärztin zum Fach-
arzt bzw zur Fachärztin: € 450,00

c) Facharzt bzw Fachärztin: € 1.200,00

d) Oberarzt bzw Oberärztin: € 2.400,00

e) Oberarzt bzw Oberärztin mit Spezialaufgaben:
€ 3.000,00

f) Ärztlicher Koordinator bzw ärztliche Koordinatorin:
€ 4.000,00

XI Teamarztpauschale

Ärzten bzw Ärztinnen der Verwendungsgruppe A II
wird eine Teamarztpauschale bzw Teamärztinnenpau-
schale im Ausmaß von 15% des Gehaltes nach Ver-
wendungsgruppe A II, Gehaltsstufe 6, gewährt. Diese
Teamarztpauschale bzw Teamärztinnenpauschale ist
eine pauschale Abgeltung von Reisediäten. Gesonder-

te Reisediäten können somit nicht mehr zur Auszah-
lung gebracht werden. Die Teamarztpauschale bzw
Teamärztinnenpauschale wird nicht als ständiger Be-
zug für den Urlaubszuschuss und die Weihnachtsre-
muneration gerechnet.

XII Abfertigung

Für die Ausbezahlung von Abfertigungen gelten die
einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen. Der Quali-
fikationszuschlag wird jedenfalls bei der Abfertigung

nicht als ständiger Bezug angesehen (siehe dazu auch
Punkt III).
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XIII Gehaltsschema für Ärzte bzw Ärztinnen (ab 01. 01. 2020)

Gehalts-
stufe Jahre A II A I B V B IV B III B II B I

232,20 219,40 159,40 175,50 204,60 204,60 204,60
1 1 4.100,61 4.765,70 3.567,60 4.313,10 5.154,60 5.369,10 5.655,60
2 2 4.332,81 4.985,10 3.727,00 4.488,60 5.359,20 5.573,70 5.860,20
3 3 4.565,01 5.204,50 3.886,40 4.664,10 5.563,80 5.778,30 6.064,80
4 4– 5 4.797,21 5.423,90 4.045,80 4.839,60 5.768,40 5.982,90 6.269,40
5 6– 7 5.029,41 5.643,30 4.205,20 5.015,10 5.973,00 6.187,50 6.474,00
6 8– 9 5.261,61 5.862,70 4.364,60 5.190,60 6.177,60 6.392,10 6.678,60
7 10–11 5.493,81 6.082,10 4.524,00 5.366,10 6.382,20 6.596,70 6.883,20
8 12–13 5.726,01 6.301,50 4.683,40 5.541,60 6.586,80 6.801,30 7.087,80
9 14–15 5.958,21 6.520,90 4.842,80 5.717,10 6.791,40 7.005,90 7.292,40

10 16–17 6.190,41 6.740,30 µ 5.892,60 6.996,00 7.210,50 7.497,00
11 18–19 6.422,61 6.959,70 µ 6.068,10 7.200,60 7.415,10 7.701,60

12 20–21 6.654,81 7.179,10 µ 6.243,60 7.405,20 7.619,70 7.906,20
13 22–23 6.887,01 7.398,50 µ 6.419,10 7.609,80 7.824,30 8.110,80
14 24–25 7.119,21 7.617,90 µ 6.594,60 7.814,40 8.028,90 8.315,40
15 26–27 7.351,41 7.837,30 µ 6.770,10 8.019,00 8.233,50 8.520,00
16 28–29 7.583,61 8.056,70 µ 6.945,60 8.223,60 8.438,10 8.724,60
17 30–31 7.815,81 8.276,10 µ 7.121,10 8.428,20 8.642,70 8.929,20
18 32–33 8.048,10 8.495,50 µ 7.296,60 8.632,80 8.847,30 9.133,80

XIV Ableben eines Arztes bzw einer Ärztin

Im Falle des Todes eines Arbeitnehmers bzw. einer Ar-
beitnehmerin, der bzw. die länger als ein Jahr im
Dienste stand, ist das Gehalt für den Sterbemonat
und für das folgende Monat an die anspruchsberech-
tigten Hinterbliebenen weiterzuzahlen. Nach fünfjäh-
riger Dienstzeit ist das Gehalt für den Sterbemonat
und die beiden folgenden Monate zu zahlen. An-
spruchsberechtigt ist der hinterbliebene Ehepartner

bzw. die hinterbliebene Ehepartnerin dann, wenn er
bzw. sie erwerbsunfähig ist und der verstorbene Ehe-
partner bzw. die verstorbene Ehepartnerin überwie-
gend für seinen bzw. ihren Unterhalt aufgekommen
ist, sofern beim Tode eine eheliche Gemeinschaft be-
stand, ansonsten sind die Kinder und sonstigen Unter-
haltsberechtigten anspruchsberechtigt, die der bzw.
die Verstorbene erhalten hat.
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D. GÜLTIGE BETRIEBSVEREINBARUNGEN

Folgende vor Inkrafttreten des Kollektivvertrages des
Österreichischen Roten Kreuzes abgeschlossene Ver-
einbarungen bleiben im Rahmen der Regelungen des
§ 40 des Kollektivvertrages des Österreichischen Ro-
ten Kreuzes auch weiterhin gültig und sind im Intranet
des OÖ. Roten Kreuzes ersichtlich

1. Betriebsvereinbarung vom 01. 01. 2002 über die
Reiseaufwandsentschädigung im Bereich der Mo-
bilen Gesundheits- und Sozialen Dienste

2. Betriebsvereinbarung vom 01. 09. 2002 über die
Durchführung von Mitarbeitergesprächen

3. Betriebsvereinbarung vom 01. 10. 2003 über die
Verwendung von Mobiltelefonen (Handys)

4. Betriebsvereinbarung vom 01. 10. 2003 über die
Verwendung personenbezogener Daten von E-
Mail, Internet, Intranet und ähnlichen elektroni-
schen Datenübertragungssystemen

5. Betriebsvereinbarung vom 01. 10. 2003 über die
Verwendung von Mobiltelefon-Systemen zur e-
lektronischen Dienstzeiterfassung

6. Betriebsvereinbarung vom 01. 10. 2017 über die
Verwendung personenbezogener Daten von
Sprachaufzeichnungs- und Telefonanlagen

7. Betriebsvereinbarung vom 18. 04. 2006 über die
Gehaltsordnung für die Bediensteten des Öster-
reichischen Roten Kreuzes, Landesverband OÖ

8. Betriebsvereinbarung vom 01. 08. 2006 über die
Ausdehnung der Normalarbeitszeit bei Arbeitsbe-
reitschaft

9. Betriebsvereinbarung vom 01. 08. 2006 über die
mögliche Ausbezahlung eines Gehaltsvorschus-
ses

10. Betriebsvereinbarung vom 01. 08. 2006 über die
Auszahlung von Dienstjubiläen

11. Betriebsvereinbarung vom 01. 08. 2006 über die
Fälligkeit von Sonderzahlungen gem § 28 des Kol-
lektivvertrages

12. Betriebsvereinbarung vom 01. 10. 2006 über die
Stundenanrechnung für Supervisionen für Mitar-
beiter bzw Mitarbeiterinnen der Mobilen Gesund-
heits- und Sozialen Dienste (GSD) des Österrei-
chischen Roten Kreuzes, Landesverband Oberös-
terreich

13. Betriebsvereinbarung vom 30. 10. 2019 über die
Festlegung des Kalenderjahres als Urlaubsjahr

14. Betriebsvereinbarung vom 25. 03. 2020 über die
Mitnahme von Überstunden- bzw Mehrstunden
in den Bereichen Blutspendedienst und der Mobi-
len Gesundheits- und Sozialen Dienste

15. Betriebsvereinbarung vom01. 11. 2008 über per-
sonenbezogene Aufzeichnungen der Telefonanla-
ge der Blutzentrale

16. Betriebsvereinbarung vom 16. 06. 2009 über die
Einführung und Verwendung eines computerun-
terstützten Zutrittskontrollsystems und die Über-
wachung mit Videokameras gemäß § 91 und § 96
ArbVG in Verbindung mit dem Datenschutzgesetz

17. Betriebsvereinbarung vom 01. 01. 2011 über die
Arbeits- und Sicherheitsbekleidung

18. Betriebsvereinbarung vom 01. 01. 2011 über den
Ort und die Zeit des Dienstantrittes und des
Dienstendes der Mitarbeiter bzw Mitarbeiterinnen
der Mobilen Pflege und Betreuung des Österrei-
chischen Roten Kreuzes, Landesverband OÖ

19. Betriebsvereinbarung vom 11. 02. 2014 über die
Verwendung von Homeoffice (inkl Telearbeit) im
Österreichischen Roten Kreuz, Landesverband
OÖ

20. Betriebsvereinbarung vom 01. 10. 2014 betref-
fend die Wirksamkeit bereits abgeschlossener
Betriebsvereinbarungen

21. Betriebsvereinbarung vom 01. 12. 2014 über die
Gleitende Arbeitszeit

22. Betriebsvereinbarung vom 01. 03. 2015 über die
Möglichkeit des Konsums einer bezahlten Berufs-
pause (Sabbatical)

23. Betriebsvereinbarung vom 01. 08. 2016 über den
Durchrechnungszeitraum

24. Betriebsvereinbarung vom 01. 12. 2016 über die
Dauer und Lage der Ruhepausen für Mitarbeiter-
Innen der Mobilen Gesundheits- und Sozialen
Dienste des Österreichischen Roten Kreuzes,
Landesverband OÖ.

25. Betriebsvereinbarung vom 29. 12. 2016 über die
Bildschirmbrille

26. Betriebsvereinbarung vom 01. 10. 2017 zur
Durchführung von Entschlüsselungsmaßnahmen
bei Nutzung des Internets im Roten Kreuz

27. Betriebsvereinbarung über die Mitarbeitervorsor-
gekasse vom 01. 01. 2003



JETZT Mitglied werden!
Familienname ..................................................................................  Vorname .............................................................   ❒ Frau ❒ Herr

 letiT mutadstrubeG ...........................................Geburtsname ...................................................................

Straße/Haus-Nr. ..............................................................................  PLZ/Wohnort ..................................................................................

Telefonisch erreichbar .......................................................................  eMail .............................................................................................

❒ Angestellte/r ❒ Lehrling ❒ Werkvertrag ❒ geringfügig beschäftigt ❒ Freier Dienstvertrag ❒ Selbstständig (Gewerbeschein)

❒ Zeitarbeitskraft ❒ SchülerIn ❒ StudentIn ❒ dzt. ohne Beschäftigung ❒ Zweitmitgliedschaft ❒ FacharbeiterIn

Derzeitige Tätigkeit ..........................................................  ❒ Ich war bereits Mitglied der Gewerkschaft von/bis ..........................................

Beschäftigt bei Firma (bzw. Schule/Universität) ..................................................................  Dienstort ..........................................................

Anschrift ................................................................................................................................................................................................

Branche ................................................................................................................................................................................................. 

Höhe des monatlichen Beitrages: rhaj-/tanomsttirtieB RUE

Der monatliche Mitgliedsbeitrag beträgt 1% des Bruttogehalts bis zu einem Maximalbeitrag, der jährlich angepasst wird (siehe www.gpa-djp.at/
mitgliedsbeitrag). Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

❑ Ich willige ein, dass ÖGB, ÖGB Verlag und/oder VÖGB mich telefonisch bzw. per elektronischer Post (§107 TKG) kontaktieren dürfen, um über 

Serviceleistungen, etwa Aktionen für Tickets, Bücher und Veranstaltungen zu informieren und sonstige Informationen zu übermitteln. Die Einwilligung 

kann jederzeit widerrufen werden.

Ich bezahle meinen Mitgliedsbeitrag durch: (Zutreffendes bitte ankreuzen)

❑ Betriebsabzug

Ich erkläre, dass mein Gewerkschaftsbeitrag durch meinen Arbeitgeber von meinem Gehalt/Lohn/Lehrlingsentschädigung abgezogen werden kann. Ich 

erteile deshalb meine Einwilligung, dass meine im Zusammenhang mit der Beitragseinhebung erforderlichen personenbezogenen Daten (angegebene 

Daten und Gewerkschaftszugehörigkeit, Beitragsdaten, KV-Zugehörigkeit, Eintritts-/und Austrittsdaten, Karenzzeiten, Präsenz-, Ausbildungs- und Zivildienst-

zeiten, Pensionierung und Adressänderungen) von meinem Arbeitgeber und von der Gewerkschaft verarbeitet werden dürfen, wobei ich diese Einwilligung 

zum Betriebsabzug jederzeit widerrufen kann.

❑ SEPA Lastschrift-Mandat (Bankeinzug)

Ich ermächtige die GPA-djp, die Zahlungen meines Mitgliedsbeitrages von meinem Konto mittels SEPA-Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein 

Kreditinstitut an, die von der GPA-djp auf mein Konto gezogene SEPA-Lastschriften einzulösen. Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit 

dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten dabei die mit  meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

Der Einzug des Mitgliedsbeitrags erfolgt jeweils zum Monatsultimo.

❒ monatlich ❒ alle 2 Monate ❒ jedes Quartal ❒ 1/2 jährlich ❒ jährlich (Schüler-/StudentInnen, Zweitmitgliedschaft)

Wenn ich dem Betriebsabzug zugestimmt habe, diesen aber nicht mehr wünsche oder aus dem Betrieb ausscheide oder der Abzug des Mitglieds-

beitrages über den Betrieb nicht mehr möglich ist, ersuche ich die Zahlungsart ohne Rücksprache auf SEPA-Lastschrift von meinem bekannt gegebenen 

Konto umzustellen.

IBAN BIC

.......................................................................................................................

Datum/Unterschrift

Ich bestätige, umseits stehende Datenschutzerklärung (auch abrufbar

unter www.oegb.at/datenschutz) zur Kenntnis genommen zu haben. 

......................................................................................

Datum/Unterschrift

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Service-Hotline: +43 (0)5 0301-301,

eMail: service@gpa-djp.at, ZVR 576439352, CID: AT48ZZZ00000006541 WerberIn-Mitgliedsnummer: ..........................................................



Der Schutz Ihrer persönlichen Daten ist uns ein besonderes Anliegen. In 

dieser Datenschutzinformation informieren wir Sie über die wichtigsten 

Aspekte der Datenverarbeitung im Rahmen der Mitgliederverwaltung. 

Eine umfassende Information, wie der Österreichische Gewerkschafts-

bund (ÖGB)/Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, 

Papier (GPA-djp) mit Ihren personenbezogenen Daten umgeht, fi nden 

Sie unter www.oegb.at/datenschutz.

Verantwortlicher für die Verarbeitung Ihrer Daten ist der Österreichische 

Gewerkschaftsbund. Wir verarbeiten die umseits von Ihnen angege-

benen Daten mit hoher Vertraulichkeit, nur für Zwecke der Mitglieder-

verwaltung der Gewerkschaft und für die Dauer Ihrer Mitgliedschaft 

bzw. solange noch Ansprüche aus der Mitgliedschaft bestehen können. 

Rechtliche Basis der Datenverarbeitung ist Ihre Mitgliedschaft im ÖGB/

GPA-djp; soweit Sie dem Betriebsabzug zugestimmt haben, Ihre Ein-

willigung zur Verarbeitung der dafür zusätzlich erforderlichen Daten.

Die Datenverarbeitung erfolgt durch den ÖGB/GPA-djp selbst oder 

durch von diesem vertraglich beauftragte und kontrollierte Auftragsver-

arbeiter. Eine sonstige Weitergabe der Daten an Dritte erfolgt nicht 

oder nur mit Ihrer ausdrücklichen Zustimmung. Die Datenverarbeitung 

erfolgt ausschließlich im EU-Inland.

Ihnen stehen gegenüber dem ÖGB/GPA-djp in Bezug auf die Verar-

beitung Ihrer personenbezogenen Daten die Rechte auf Auskunft, 

Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung zu. 

Gegen eine Ihrer Ansicht nach unzulässige Verarbeitung Ihrer Daten 

können Sie jederzeit eine Beschwerde an die österreichische Daten-

schutzbehörde (www.dsb.gv.at) als Aufsichtsstelle erheben.

Sie erreichen uns über folgende Kontaktdaten:

GPA-djp
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Tel.: +43 (0)5 0301-301

E-Mail: service@gpa-djp.at

Österreichischer Gewerkschaftsbund
1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1 

Tel.: +43 (0)1 534 44-0

E-Mail: oegb@oegb.at 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter: 

datenschutzbeauftragter@oegb.at.

DATENSCHUTZINFORMATION (online unter: www.oegb.at/datenschutz)

Ich möchte mich in folgende Interessengemeinschaften eintragen:

❒ IG PROFESSIONAL ❒ IG FLEX ❒ IG SOCIAL ❒ IG EDUCATION ❒ IG MIGRATION

❒ IG EXTERNAL ❒ IG IT ❒ IG POINT-OF-SALE

Dieses Service ist für mich kostenlos und kann 

jederzeit von mir widerrufen werden.

❒ Frau ❒ Herr Titel .............................................................  

Familienname ..................................................................................  Vorname .......................................................................................

Straße/Haus-Nr. ..............................................................................  PLZ/Wohnort .................................................................................

Berufsbezeichnung. ..........................................................................  Betrieb ..........................................................................................

Telefonisch erreichbar .......................................................................  eMail ............................................................................................

......................................................................................................

Datum/Unterschrift

MITMACHEN – MITREDEN – MITBESTIMMEN

Interessengemeinschaften der GPA-djp bringen Menschen mit ähn-

lichen Berufs  merkmalen zusammen. Zum Aus tau schen von Erfahrungen 

und Wissen, zum Diskutieren von Problemen, zum Suchen kompetenter 

Lösungen, zum Durchsetzen gemeinsamer berufl icher Interessen. 

Mit Ihrer persönlichen Eintragung in eine oder mehrere 
berufl iche Inter es sen   ge mein schaften

>> erhalten Sie mittels Newsletter (elektronisch oder briefl ich) regel-

mäßig Infor mationen über Anliegen, Aktivitäten und Einladungen für 

Ihre Berufsgruppe; 

>> können Sie Ihre berufl ichen Interessen auf direktem Weg in die 

Kollektivver trags    ver hand lungen Ihres Branchen bereichs einbringen;

>> erschließen Sie sich Mitwirkungs möglich keiten an Projekten, Bildungs-

ver an stal tungen, Kampagnen, Internet-Foren und anderen für Ihre Berufs-

gruppe maßgeschneiderten Veran stal tungen, auch auf regionaler Ebene;

>> nehmen Sie von der Inter es sen   ge mein schaft entwickelte berufs-

spezifi sche Dienstleis tungen und Produkte in An spruch (Fachberatung 

auf regionaler Ebene, Bücher, Broschüren und andere Materialien);

>> beteiligen Sie sich an demokratischen Direkt wahlen Ihrer berufl ichen 

Vertre tung auf Bundesebene sowie regionaler Ebene und nehmen 

dadurch Einfl uss auf die gewerkschaftliche Meinungsbildung und 

Entschei dung.

Nähere Infos dazu unter: www.gpa-djp.at/interesse



Ihre Kontaktadressen der
GPA-djp

Service-Hotline: 05 0301-301
Gewerkschaft der Privatangestellten, 
Druck, Journalismus, Papier
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1
service@gpa-djp.at

Regionalgeschäftsstelle Wien
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Regionalgeschäftsstelle Niederösterreich
3100 St. Pölten, Gewerkschaftsplatz 1

Regionalgeschäftsstelle Burgenland
7000 Eisenstadt, Wiener Straße 7

Regionalgeschäftsstelle Steiermark
8020 Graz, Karl-Morre-Straße 32

Regionalgeschäftsstelle Kärnten
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraße 44/4

Regionalgeschäftsstelle Oberösterreich
4020 Linz, Volksgartenstraße 40

Regionalgeschäftsstelle Salzburg
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Straße 10

Regionalgeschäftsstelle Tirol
6020 Innsbruck, Südtiroler Platz 14-16

Regionalgeschäftsstelle Vorarlberg
6901 Bregenz, Reutegasse 11

www.gpa-djp.at
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Unser Service für Sie:

 Rechtsberatung und Rechtsschutz in arbeitsrechtlichen Angelegenheiten

 Beratung zu Arbeitsrecht, Arbeitszeit, Abfertigung Neu, Kollektivvertrag,
Einstufung, Überstunden, Karenz und Mutterschutz, Weiterbildung uvm.

 Mehr Information durch die Mitgliederzeitschrift KOMPETENZ

 Umfassendes Service durch die Mitglieds-CARD,
auch im Bereich Freizeit, Sport, Kultur und Urlaub

Mitglied sein bringt‘s!
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